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Einleitung. 



Der Contrahirungszwang und die Beschränkung der Vertrags- 
freiheit der Eisenbahnen beim Personentransport. 

In einem Aufsatz über die Inhaberpapiere ^) sagt Wolflf, 
dass Passagierkarten, Eintrittsbillets u. s. w. auf zu unbe- 
deutende Leistungen lauten, als dass es sich der Mühe 
lohnte, um ihretwillen besondere Untersuchungen anzustellen. 

Von dieser Ansicht ist man in neuerer Zeit und zwar 
durchaus mit Recht zurückgekommen. Es war dies um so 
notwendiger, als verschiedene Gerichtshöfe mehrmals Gelegen- 
heit gehabt haben, einschlägige Fragen zu entscheiden und 
dabei zu wesentlich verschiedenen Resultaten gelangt sind. 

Jedenfalls ist es nicht gleichgültig, ob man eine Hand- 
lung als eine erlaubte oder eine betrügerische aufzufassen 
habe; ob man dieselbe ohne Furcht vor Strafe begehen 
könne, oder ob man Gefahr laufe, mit Wochen, ja Monate 
langer Gefängnisstrafe dafür belegt zu werden. 

Diejenige Frage nämlich, welche bis jetzt besonders 
in Deutschland practisch geworden ist und an welche sich 
auch eine solche aus dem Gebiete des Strafrechts anschliesst, 
ist die, ob der Fahrschein und zwar besonders derjenige, 



^) WoliF, die Inhaberpapiere in Goldschmidts Zeitschrift des ge- 
sammten H. R. (in Zukunft citirt Zschr. f. H. R.) Bd. VII. p. 61. 
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r zur Hin- und Rückfahrt berechtigt, übertragen 
1 könne. 

lese letztere Frage ist schon mehrfach für sich allein 
itet worden. Um zu einer richtigen Beuiteilung 
en zu können, ist es indessen unbedingt nötig, alle 
n Personentransportvertrag bezüglichen Verhältnisse 
rächt zu ziehen und zwar genügt es nicht diesen 
g vom rein privatrechtlichen Standpunkt aus zu be- 
n, vielmehr ist es notwendig, auch die so vielfach 
arend einwirkende öffentlich-rechtliche Stellung der 
ahn zu berücksichtigen. 

Is der hauptsächlichste Grundsatz, welcher die Eisen- 
resentlich von einer gewöhnlichen Privatperson unter- 
)t, muss in erster Linie genannt werden der Contra- 
szwang. 

^ir haben somit zunächst die Frage zu entscheiden, 
shem Umfang dieser Contrahirungszwang Anwendung 
ob die Eisenbahn verpflichtet sei. Jedermann einen 
hein zu verabfolgen, oder ob ihr beim Personentrans- 
as Recht zusteht, gerade nur mit denjenigen Personen 
trahiren, die ihr genehm sind. 
9 wird allgemein zugegeben und kann keinem Zweifel 
egen, dass da, wo das Gesetz der Eisenbahn die Ver- 
Ling auferlegt, mit Jedem, der gewisse Bedingungen 
, zu contrahiren, der Abschluss des Vertrages auch 
den Willen der Eisenbahn erzwungen werden könne, 
estritten ist jedoch, ob dies auch dann der Fall sei, 
eine solche ausdrückliche gesetzliche Bestimmung 
Auf den negativen Standpunkt stellte sich die durch 
rstaatlichung des Telephonwesens in der Schweiz auf- 
!ne Zürcher Telephongesellschaft, allerdings nicht mit 
auf Transport — , sondern betreffend solche Verträge, 
( im Rayon ihres Betriebes liegen, nämlich hinsichtlich 
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der Benutzung ihres Telephonnetzes. Da ein Gesetz über 
die Contrahirungspflicht der Tölephongesellschaft nicht exi- 
stire, lehnte sie einfach ab, solchen Leuten, welche sich 
ihr gegenüber nicht entgegenkommend genug erwiesen 
hatten ^), eine Telephonstation einzurichten.*) Ganz dieselben 
Anschauungen könnten da Platz greifen, wo für den Per- 
sonentransport eine gesetzliche Contrahirungspflicht nicht 
besteht. 

In manchen Staaten besteht dieselbe allerdings: so in 
der Schweiz*), in Frankreich^) und in England^); nicht da- 
gegen in Deutschland''), Oesterreich und Nordamerika. 

Ganz allgemein lässt sich also der Contrahirungszwang 
nicht auf das Gesetz zurückführen, er muss, wenn er im 
Princip überhaupt aufrecht erhalten bleiben soll — und 



^) Wegen Errichtung von Isolatoren und Leitungsträgern auf 
den Hausdächern. 

») Mein, Telephonrecht 1885 p. 157. 

*) Bundesgesetz vom 20. III. 1875 betreffend den Transport auf 
E. B. Art. 1. — Hürlimann, eidg. E. B. Gesetzgeb. p. 136. An einer 
positiven Norm fehlt es aber bezüglich der Dampfschiffe. Vergl. 
Meili: Die Rechtsstellung der Dampfschiffunternehmungen in der 
Schweiz 1888 S. 14/15. 

^) Modele de Cahier des Cliarges, Art. 49. — Lame-Fleury, Code 
annotä des chemins de fer, 1872 p. 113. — Duverdy, traite du con- 
trat de transport 1874 p. 211 Nr. 159. 

^) G. Göhn, Untersuchungen über die engl. E. B. Politik^ 1875 
IL p. 77 Nr. 5 a, vergl. p. 78. 

■^) Das deutsche II. G. B. Art. 422 stellt den Grundsatz des 
Contrahirungszwangs nur für den Gütertransport auf. Der Personen- 
transport ist im H. G. B. überhaupt nicht geregelt. — Die deutsche 
lieichsverfassuvg Art. 44 enthält Bestimmungen über Einführung von 
Personenzügen, aus welchen Schott (das Transport-Geschäft in Ende- 
manns Handb. III. p. 478) die Voraussetzung des Contrahirungs- 
zwanges ersieht. Eine ausdrückliche Festsetzung fehlt indessen auch 
hier. — Das deutsche E. B. Betriebsreglement von 1874, welches in 
§ 6 Abs. 1 den Ausschluss von Personen, Tieren etc. unter gewissen 
Voraussetzungen gestattet, ist kein Gesetz und kommt daher in diesem 
Zusammenhang nicht in Betracht. 



latUrlich unbedingt notwendig — aus allgemeinen 
zen abgeleitet werden. 

einfachsten ist der Standpunkt, auf welchen sich 
Inder Goodeve*) stellt, welcher als hauptsächlichste 
tung der Eisenbahn die „Obligation to carry pass- 
henever they offer themselves" hervorhebt und 
herleitet aus der öffentlichen Ankündigung, welche 
1 wie den übrigen „common carriers" und den 
in die Pflicht auferlegt, Jedermann „who is ready 
ir his transportation" zu befördern, bezw. aufzu- 

3 Erklärung genügt indessen nicht, da einerseits 
gemeinen Recht eine solche Verpflichtung der 
iioupones, stabularii, auch wenn dieselben sich 
auskündigen, nicht abgeleitet werden kann und 
i öffentliche Ausschreibungen vielfach auch da vor- 
wo sogar Goodeve gewiss keinen Contrahirungs- 
nehmen würde.*) 

Id die Eisenbahn den Gastwirten, Lohnkutschern, 
;en etc. gleichgestellt wird, muss sie als gewöhn- 
'atperson angesehen werden, und in diesem Fall 
' das Recht nicht abgesprochen werden, die- 
Leute, mit denen sie contrahiren will, auazu- 
venn ihr dies nicht ausdrücklich vom Gesetz verr 



tdeüe, railway passengera and railway companies 1876 p. 3. — 
npio» carriers of passengers IS87 I. p. 28 nimmt einen 
wang nicht nur bei K. B-, sondern bei jedem Fuhrmann an : 
settled, that as long a common carrier has convenient room. 
'■ to receive asd carry goods, and we are of the opinion 
etors of stagecoachea . , . are bound to carry pasaenger».* 
1 denke an einen im Handelsregister eingetragenen Kauf- 
:en Name, Geschäft etc. offiiciell verCtfentlicht wird oder 
<onen, die Preislisten versenden nnd ausschreiben. 
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Richtig lässt sich der Contrahirungszwang der Eisen- 
bahn im Allgemeinen und damit auch für den Personen- 
transport nur construiren unter Berücksichtigung der öffent- 
lich rechtlichen Stellung der Eisenbahn. 

Die Tatsache, dass jeder Private, welcher eine Eisen- 
bahn betreiben will, sowohl zum Bau als auch zum Betriebe 
der staatlichen Ermächtigimg bedarf, die ihm durch die 
Concession erteilt wird, beweist, dass das Recht, eine Ver- 
kehrsanstalt von dem Umfange einer Eisenbahn zu betreiben, 
ursprünglich nur beim Staate liegen kann, dass also das 
natürliche Verhältnis zwischen Staat und Eisenbahn der 
Staatsbetrieb ist, und dass, wenn der Staat dieses sein 
Recht an einen Privaten abtritt, dies nur durch Delegation 
geschehen kann.^^) 

Der staatliche Betrieb eines Gewerbes oder einer Unter- 
nehmung lässt sich von 2 Gesichtspunkten aus betrachten: 

1. vom ßscalischen, wo dem Staate durch den be- 
treffenden Betrieb eine Einnahmsquelle eröffnet wird, 

2. von demjenigen des öffentlichen Interesses, wo nicht 
nur der fiscalische Standpunkt oft stark in den Hintergrund 
tritt, sondern sogar ganz verschwinden kann, so dass der 
Staat manchmal im öffentlichen Interesse gezwungen ist, 
das Unternehmen mit Verlust zu betreiben. 

Immerhin bleibt nicht ausgeschlossen, dass ein in erster 
Linie im öffentlichen Interesse gegründetes Unternehmen 
dem Staate grosse Einnahme gewähre, wobei aber zu be- 
tonen ist, dass da, wo überhaupt ein öffentliches Interesse 
in Frage kommt, dasselbe dem fiscalischen immer voran- 
gehen muss. Der staatliche Betrieb von Eisenbahnen in 
der Art, dass nur der Fiscus davon Vorteil hätte, das 
Publikum dagegen benachteiligt würde, wäre nicht statthaft. 

^^) Meili, das Recht der mod. Verkehrs- und Transportanstalten 
1888 p. 16. — Meili, a. a. 0. p. 161. 
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)r Staatsbetrieb der Eisenbahnen geschiebt, wenn 
icht ausschliesslich, so doch zum grossen Teil im 
eben Interesse. Dieses öffentliche Interesse verlangt 
ass ein Jeder, der gewisse Bedingungen erfüllt, die 
e, die durch den Staatsbetrieb bezweckt werden, 
en könne. ") 

!r Staat hat die Pflicht dafür zu sorgen, dass in 
Falle das Publikum nicht schlechter gestellt sei als 
aatsbetrieb. Dies wäre aber der Fall, wenn einzelnen 
m der Äbschluss von Verträgen mit der betreffenden 
; versagt werden könnte. Durch die staatliche An- 
Ferden nämlich alle diejenigen privaten Institute, 
violleicht nicht in derselben vollendeten Weise, den- 
Zweck verfolgen, wie jetzt der Staat, unterdrückt: 
er untersagt ihnen der Staat direct den Weiter- 
des Unternehmens (es besteht dann ein vollkommenes 
hes Monopol), oder dem Privaten wird der Betrieb 
ich gemacht durch die Concurrenz, welche ein Privater 
ber dem Staate mit seinen grossen Hilfsmitteln nur 
TIS weise auszuhalten im Stande ist. 
lerdings bestand beim Privatbetrieb der frühem 
rs- und Transportanstalten ein Contrahirungszwang 
I, allein durch die private Concurrenz wurden die 
in Unternehmer gezwungen, dem Publikum mögliehst 
Vorteile zu gewähren und unter allen Umständen 
ier es verlangte, zu transportiren. Sobald aber die 
-enz aufhört, hört auch die Notwendigkeit auf, das 
;m durch Gewährung grosser Vorteile anzulocken. 
tfeiK, a. n. 0. p. 161. p, 162. — Pierce on American rail- 
1857 p. 489. — Thompson, a. a. 0. p. 28 g 2. — Koch, das 
EiBenbahn-Transportreeht 1866 p. 89. 

^ierce, a. a. 0. p. 43 nimmt eine geseUliche Transpot tp flicht 
Transportunternehmer an, was aber auch fflr das anjericanische 
Itchans nicht erwiesen ist. 
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Wollte unter diesen Verhältnissen der Staat die 
Pflicht, mit Jedem zu coritrahiren, nicht anerkennen, so 
würde derjenige Teil des Publikums, welcher vielleicht aus 
kleinlichen Rücksichten — denn der Staat ist ja kein ideales 
Gebilde und ebensogut Irrtümern unterworfen wie der 
einzelne Mensch — vom Transport ausgeschlossen ist, in 
Befriedigung seiner Bedürfnisse in dieser Beziehung nicht 
nur teilweise, sondern, da ja keine eflfective Concurrenz be- 
steht *^), überhaupt gehindert. Sobald aber die zu befrie- 
digenden Bedürfnisse allgemeiner Natur sind, wie dies bei 
der heutigen Ausdehnung des Verkehrs bei Transporten 
jeder Art unzweifelhaft der Fall ist, so hat der Staat kein 
Recht, ihre Befriedigung einzelnen Personen zu verun- 
möglichen. Gleichstellung Aller ist hier der oberste Grund- 
satz und diese Gleichstellung kann nur durch den Con- 
trahirungszwang erreicht werden. ^*) 

Ferner sollten die Vorteile, welche der Staat bietet, 
nicht nur einzelnen, sondern Allen zu Gute kommen und 
zwar nach modernen Anschauungen nicht nur den Staats- 
angehörigen, sondern bezüglich des Gesetzschutzes und des 
Genusses öffentlicher Anstalten Allen, welche sich im Staate 
aufhalten. 

Nicht anders verhält es sich, wenn der Staat ein ihm 
ursprünglich als Monopol zustehendes Recht an einen Privaten 
delegirt. Der Zweck, den der Staat durch den Selbstbetrieb 
erreicht, das öffentliche Interesse zu wahren, hört damit 



»») G. Gohn, a. a. 0. B. II. p. 3. 

*^) Die zuerst im engl. Recht aufgestellte, dann aber grundsätz- 
lich im E. B. R. allgemein adoptirte sog. „equality clause* verlangt 
allerdings nur, dass alle Contrahenten gleich sollen behandelt werden. 
Daraus ergibt sich aber doch die Pflicht einer E. B. Gesellschaft, 
wenn sie überhaupt zum Personentransport sich bereit erklärt, alle 
Pei'sonen unter gewissen Bedingungen zu transportiren. 

Cohi\, a. a. 0. IL p. 78. 



uf. Im Gegenteil liegt der Staatsgewalt nunmehr 
ichfc ob dai-über zu wachen, dass von dem Delegatar 
tel zur Erreichung des betreffenden Zweckes in dei 
;en Weise angewendet werden. Unter keinen Uni' 
I dürfen dem Delegatar Vorteile eingeräumt werden, 
dem öffentlichen Interesse geradezu entgegenlaufen, 
äre aber dann der Fall, wenn eine Privateisenbahn 
ntrahirungszwang ablehnen könnte. 

ist somit die Transportpflicht der Eisenbahn dadurch 
det, dass letztere die Rechte vom Staate zur Er- 
g einer öffentlich rechtlichen Mission herleitet '*) und 
iuch die zur Erfüllung dieser Mission notwendigen 
in übernimmt, und dass in Folge dessen einem Jeden, 

Dienste der Eisenbahn nötig hat, ein individueller 
ch und damit ein Privatrecht zusteht "). 
irichtig ist die Ansicht Thoels, welcher eine Art von 
trag annimmt, der die Transportpflicht begründen 
La einem Vertrag gehören zwei Contrahenten. In 

Fall wären es die Eisenbahn einer-, das Publikum 
lits. Das Publikum als solches kann nicht selbst 
liren, es braucht also einen Vertreter, und dieser 
laturgemäss der Staat, welcher der Eisenbahn die 
äion erteill; und ihre Pflichten gegenüber dem Publikum 
;t. 

e Pflichten und Rechte der Eisenbahn werden ge- 
einmal in der Concession, dann auch in den Regle- 
. Allein weder das Eine noch das Andre kann als 
Vertrag aufgefasst werden. Die Concession gewährt 
sr Eisenbahn Privatrechte, allein dieselbe ist in erster 
dn hoheitlicher Act, zu welchem es der Zustimmung 
5enbahn nicht bedarf und dessen Bestimmungen der 

"Joltv, a. a. 0, 11. p, 4. 
Wtüi, a. a. 0. p. 22/23. 
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Staat auch ohne Einwilligung der Eisenbahn in seinen 
öffentlich-rechtlichen Beziehungen abzuändern befugt ist. ^^) 
Die Reglemente dagegen haben den Charakter von obrig- 
keitlichen Erlassen, die, wenn sie auch keine Gesetze sind, 
doch für die Eisenbahn Verbindlichkeit haben, ohne dass 
es dazu ihrer Einwilligung bedarf. Auch sie können somit 
nicht als Verträge angesehen werden. 

Die vom rein privatrechtlichen Standpunkte aus un- 
bestreitbare Berechtigung der Eisenbahn einzelne Personen 
auszuschliessen, kann vor der öffentlich-rechtlichen Mission 
des Staates nicht bestehen. Gleich wie schon das römische 
Recht im Interesse der Gesammtheit die consequente Durch- 
führung gewisser privatrechtlicher Institute als unmöglich 
erkannte und so gegen die unbeschränkte Ausübung z. E. 
des Eigentums bestimmte Regeln aufstellte, so ist es im 
modernen Recht in noch weit höherem Masse notwendig, 
die öffentlichen Verkehrsanstalten, welche in Folge ihrer 
Uebermacht gegenüber dem einzelnen Contrahenten dem 
Interesse des Publikums gefährlich werden könnten, in der 
freien Ausübung ihrer Privatrechte zu hindern. 

Daher sollen alle diejenigen unter Privatpersonen 
durchaus zulässigen Rechtsgeschäfte, welche irgendwie die 
Gleichstellung aller Personen beeinträchtigen könnten, weg- 
fallen: namentlich Vorausbestellung und Vorausbelegung 
von Plätzen in fahrplanmässigen Zügen auf eine bestimmte 
Zeit^®); ferner die freie Dispositionsbefugnis über Grund 
und Boden, welche im Widerspruch zur Erreichung des 
vom Staate verfolgten Zweckes stehen würde ^^) u. s. w. 

Wenn eine gesetzliche Regelung der aus der Verletzung 
des Contrahirungszwanges entstehenden Ansprüche auf 



") Thoel Handelsrecht 1877 III. p. 153 § 74. 
^») Mein, Telephonrecht p. 165. . 

19 



) Meilii eodem p. IGG. 
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Schadenersatz noch nicht stattgefunden hat, so bestätigt 
iiea nur die auf allen Kechtsgebieten constatirbare Tat- 
sache, dass die Rechtsentwicklung immer hinter den Ver- 
cehrsbedürfnissen hergeht *"), was auch ganz naturgemäss 
st, da das Recht sich den Verkehrsbedürfnissen und nicht 
liese den bestehenden Rechtsr^geln anschliesst. 

Der Contrahirungszwang ist aber nicht die einzige 
Beschränkung der freien Dispositionsbefugnis, welche die 
öffentlich-rechtliche Stellung der Eisenbahn mit sich bringt. 
Vielmehr kann der Staat im öffentlichen Interesse der 
Eisenbahn gegenüber noch mancherlei Rechte geltend 
nachen, die er Privaten gegenüber nicht hat.''') 

Derartige beschränkende Bestimmungen hinsichtlich 
ies Personentransportes sind zusammengefasst in den vom 
Staate vorgeschriebenen Reglementen. °*j Die wichtigste 
lieser Bestimmungen ist unzweifelhaft die als Correlat des 
Jontrahirungszwanges statuirte Beschränkung der Ver- 
iragsfreiheit innerhalb der durch den Contrahirungszwang 
gegebenen Grenzen. 

Die Eisenbahn soll nämlich nicht nur eingeschränkt 
.Verden bezüglich der ÄuewaJd der Mitcontrahenten, sondern 
luch mit Rücksicht auf die in den abzuschliessenden Yer- 
:rägen zulässigen Bedingungen. 

Diese Reglemente, welche wir im Gegensatz zu den 
.'on den Eisenbahnverwaltungen selbst erlassenen , als 
staatliche bezeichnen wollen , enthalten die Bestimmung, 
iass die Specialreglemente der einzelnen Verwaltungen nur 
n der Weise die staatlichen abändern dürfen, dass sie 



^) Mein, eodem p. 168. 

°') Mein, R. der mod. Verkehrs an stalten p. 20 § 3. 

^') So in der Schweiz durch daa ,, Transportreglement der 
idimeii. E. B." vom 9. Juni 1876; in Deutachland durch das „deutsche 
E. B. BelTitbsregleruenl" vom 11. Mai 1874 und das beinahe f^leich- 
SMienie österreichische Eisenbaha-Betriebsreglemenf' yora 10. Juni 1874. 
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keine denselben widersprechende oder für den Reisenden 
ungünstigere Bedingungen aufstellen.^*) Ausserdem bedarf 
es zur Gültigkeit der Specialreglemente einer ausdrücklichen 
Genehmigung von Seiten der competenten Behörde. 

Um die Wirkung dieser staatlichen Reglemente sowohl 
gegenüber der Eisenbahn, als auch gegenüber dem Reisenden 
richtig beurteilen zu können, muss man sich klar werden 
darüber, welche Stellung sie überhaupt im Eisenbahn-Recht 
einnehmen. 

Das deutsche Eisenbahnbetriebsreglement, welches in 
den wesentlichen Punkten mit dem österreichischen über- 
einstimmt, ist in Form einer Verordnung, nicht in derjenigen 
eines Gesetzes erlassen. ^^) Der Erlass geht lediglich vom 
Bundesrat, nicht etwa vom Reichstag aus. Eingeführt 
wird das Reglement durch eine Bekanntmachung des 
Bundesrates „in Ausführung des Art. 45 der deutschen 
Reichsverfassung", welcher dem Reiche die Con trolle über 
das Tarifwesen und Einführung eines auf allen deutschen 
Bahnen gleichlautenden Reglementes überbindet. '^^) 

Auf ganz ähnliche Weise spricht das Schweiz. Eisenbahn- 



^*) Einführungsbestimmimg sowohl des deutschen als auch des 
öster. Reglements. — Schweiz, Tr. Regl. § 1 Abs. 3. — Eger^ das 
deutsche Frachtrecht 1883 III, p. 151 fg. Hürlimann, a. a. 0. p. 164 fg. 
Weitere Beschränkungen der Vertrags freiheit der E. B. enthalten 

D. H. G. B. Art. 423, — Bundesgesetz über den Bau und Betrieb von 

E. B. auf dem Gebiete der Schweiz. Eidgenossenschaft v. 12. XII. 1872» 
Art. 38 Ziffer 2. Haffcpflichtgesetz v. 1. Juli 1875, Art. 12 

2*) In einem Urteil vom 15. VIII, 1S84 nennt dagegen das Kammer- 
gericht in Berlin die staatlichen Reglemente: „mit Gesetzeskraft er 
lassene Reglemente*'. 

") PuclieU, Commentar z. D. H. G. B. 1876 IL p.,421. — Durch 
Arfc. 46 Abs. 2 der deutschen Reichsverfassung ist Bayern von dieser 
Controlle des Bundes eximirt, indessen hat schon am 1. Jan. 1872. 
auch das Königreich Bayern ein mit dem deutschen Betr. Rgl. über- 
einstimmendes Reglement angenommen. — Egei't a. a. 0. III. p. 147- 



t die Aufgabe zu, für die Einführung 
lender Transportreglemente auf allen 
hnen zu sorgen." Dies geschah durch 
Transportregle mentes der schweize- 
»Iches nach § 1 Abs. 1 für alle Linien 
hnverwaltungen massgebend ist. 
, welchen das französische modele 
lalog zur Seite steht, charakterisiren 
lassregeln ^'), die den Eisenbahnen 
enehmen wollen, eigene Reglemente 
loss die Grenzen feststellen, inner- 
dben zu bewegen haben. 
Eisenbahnen sind die staatlichen 
echtsverbindlich. Die Verwaltungen 
tiveni Wege dazu verhalten werden, 
pecial reglemente zu beseitigen, so- 
aatlichen Reglement zuwiderlaufen 
in erschwerende Bedingungen ent- 
der Reisende einen Anspruch auf 
iine solche unzulässige Reglements- 
en Schadens. 

isenden bezw. dem Publikum haben 
ben weil es keine Gesetze, sondern 
sregeln für die Eisenbahnen sind, 
)lieke an Gültigkeit , in welchem 
luss eines Transportvertrages lex 
iid.") 

tz vom 23. Deceraber IS72 Art. 36. 

le als der schweizerische Bandesrat be- 

ifahning der Reichs- bezw. Bandesgesetze 

taciinflen (Verfassimg des Deiilsdien Seielies 

hweiz. BiDidesi-erfassaiig Ton 1874 Art. 95; 

Eisenbahngeseti Art. 36). 

ag. 177. — Ptichelt, a. a- 0, 11. p. 470. — 
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Im Verlaufe der Untersuchung werden wir Gelegen- 
heit haben, auf die Wirkung dieser beiden Principe: des- 
jenigen des Contrahirungszwanges beim Personentransport, 
sowie desjenigen der Beschränkung der freien Dispositions- 
befugnis bei Abschluss des Personentransportvertrages, 
auch bezüglich unserer speciellen Frage, näher einzutreten. 



Schott, a. a. 0. Bd. III. p. 468. — Thoel, a. a. 0. III. p. 90, 91. — 
Goldschmidt Haftpflicht der E. B.- Verwaltungen, Zschr. f. H. R. Bd. IV. 
p. 594. — Koch, das Frachtgeschäft der E. B.; Zschr. f. H. R. Bd. X. 
p. 70. Entscheidung des Reichsoberhandelsgerichts vom 30. XI. 1875 
(Entscheidungen Bd. XIX. p. 184 fg.), wonach die Reglemente keine 
Rechtsregeln, sondern lediglich Vertragsnormen sind. 
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A. Was für ein Vertrag ist der Personentransportvertrag ? 

L Für diejenigen Rechtsgebiete, welche zwischen Civil- 
recht und Handelsrecht unterscheiden, wäre der Personen- 
transportvertrag nach Handelsrecht zu beurteilen, sofern 
er nach allgemeinen Grundsätzen oder in Folge ausdrück- 
licher, gesetzlicher Bestimmungen zu den Handelsgeschäften 
zu zählen ist.^^) So figurirt nach dem. deutschen Handels- 
gesetzbuch^^) der Transport von Personen, wenn er durch 
eine „Anstalt" betrieben wird, unter den subjectiven Handels- 
geschäften. Subsidiär unterliegen aber die Handelsgeschäfte 
dem bürgerlichen Recht, da dieselben unter die allgemeine 
Categorie der Verkehrsgeschäfte gehören, welche auch vom 
bürgerlichen Recht geregelt werden und meistens nur durch 
ihr Vorkommen im Gewerbe eines Kaufmanns oder den 
gewerbmässigen Betrieb eine Sonderstellung erlangt haben.^^) 

H. Nach schweizerischem Recht dagegen, welches prin- 
cipiell auf dem Boden der Gleichstellung von Kaufleuten und 
Nichtkaufleuten steht, kommt direct Civilrecht in Anwen- 
dung. Subsidiär ist dies auch der Fall in denjenigen Rechts- 
gebieten , deren specielles Handelsrecht über die Natur des 
Personenta*ansportvertrages keine Bestimmungen enthält. ^^) 

Ganz allgemein gesprochen qualificirt sich der Trans- 
port von Personen, wie auch die Beförderung von Gütern, 
als Leistung einer gewissen Arbeit. 

V. Hahn ^^) bezeichnet den Personentransportvertrag als 

2») Goldschmidt, Handbuch des Handelsrechts 1874 Bd. I. p. 433. 

8<>) D. H. G. B. 272 Ziffer 3. — Goldschmidt, Handbuch I. p. 521, 
618, 616. — Schott, a. a. 0. III. p. 460, 461. 

»^) Goldschmidt, Handbuch I. p. 436; p. 363, 364, 371. 

®^) Keine Bestimmungen über den Personentransportvertrag ent- 
halten das D. H. G. B.; der Code de Commerce etc. 

^») von Hahn, Commentar z. D. H. G. B. 1862 Bd. II. p. 539 
ad Art. 425. 
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eine locatio conductio rei. Diese Ansicht ist deshalb un- 
richtig, weil man als die gemietete Sache entweder die 
ganze Transportanstalt oder nur einen bestimmten Platz 
im Eisenbahnwagen anzunehmen hätte. Im erstem Falle 
könnte die Benutzung der Eisenbahn nicht so eng begrenzt, 
auf eine ganz bestimmte Strecke beschränkt sein, wie sie 
es durch den Person entransportver trag tatsächlich wird. 
Im letzten Fall , wo die Zeit der Miete auf die Dauer der 
Fahrt vom Abgangs- zum Bestimmungsort beschränkt sein 
mUsste , wäre unverständlich das Recht auf eine Leistung 
des Zugpersonals, der Maschine etc. ; ebenso auf der andern 
Seite das Recht auf Rückerstattung des Fahrpreises und 
auf Schadenersatz, wenn die Leistung nicht geschieht, d. h. 
wenn der fahrplanmässige Zug den Transport ganz oder 
teilweise nicht ausfuhrt. 

Wesentlich für den Reisenden ist nicht das Recht auf 
Benützung eines bestimmten Platzes in einer bestimmten 
Wagenclasse, sondern das Recht auf Be/Öräerung, welche 
ganz unabhängig von einem bestimmten Platz vor sich 
gehen kann, während die Miete eines noch so comfortabel 
eingerichteten Sitzes im Eisenbahnwagen dem Bedürfnis 
des Reisenden dann gewiss nicht entspricht, wenn der Zug 
sich überhaupt nicht von der Stelle oder nicht genau auf 
der im Vei-trag ausbedungenen Strecke bewegt.'*) 

Eine scharfe Trennung der übrigen Ansichten, welche 
ein locatio conductio operis oder operarum annehmen, ist 
deshalb nicht möglich, weil häufig die beiden Ausdrücke, 
ebenso wie Dienstmiete und Werkvertrag promiscue ge- 
braucht werden.^*) 

") de Joiige, Retourbillet und kein Ende 1889 p. 19 (in Zu- 
kunft citirt: de Jonge 11). 

") Kwk. das Frachtgeschäft der Eisenbahnen 1S66 p. 4 braucht 
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Unzweifelhaft ist das Richtige einzig und allein die 
locatio conductio operis. 

Allerdings entwickelt die Eisenbahn eine gewisse Tätig- 
keit, die darin besteht, Eisenbahnzüge zu befördern, und 
welche sich ohne Rücksicht auf die einzelnen Unterab- 
teilungen, in die das Ganze eingeteilt ist, über das gesammte 
Netz der Eisenbahn erstreckt. 

Diese fortgesetzte Leistung der Eisenbahn könnte da- 
her sehr wohl als ein ganzer Complex von operde angesehen 
werden. Allein dies berechtigt uns noch nicht von einer 
locatio conductio operarum zu sprechen.^*) 

Die Dienstmiete stellt sich als ein zweiseitiger Vertrag 
dar, bei welchem der eine Contrahent sich zur Leistung 
von persönlichen Diensten gegen Entgelt*'^) verpflichtet, 
wobei für die Beendigung des durch den Vertrag begrün- 
deten Rechtsverhältnisses nicht die Erreichung eines be- 
stimmten Resultates, sondern der Ablauf einer bestimmten 
Zeit ausschlaggebend ist. ^®) 

Da der fortgesetzten Leistung der Eisenbahn über- 
haupt kein Contrahent gegenüber steht, welcher die ganze 
Leistung zum Gegenstand eines Vertrages machen wollte, 



locatio cond. operis und Dienstmiete synonym. — Goldschmidt, 
Handelsrecht § 127 (CoUeg.): der Pers.-Tr.-V. ist 1. c. operis oder 
operarum. — de Jgnge, die Unübertragbarkeit der RetourbiUets 
II. Aufl. 1888 p. 6, 13 (in Zukunft citirt de Jonge L). — Koch, 
Deutschlands Eisenbahnen 1857 IL p. 21, 34, 126, 137, 138. 

^•) Fuchs, die Karten und Marken des täglichen Verkehrs 1881 
p. 35, 36. Urteil des H. A. G. zu Nürnberg v. 17. VII. 1870 <Zschr. 
f. H. R. Bd. XIX, p. 632.) 

''') Schweiz. Obligationenrecht (citirt Schw. 0. R.) Art. 338. — 
üebereinstimmend Entwurf eines bürgerlichen Gesetzbuches für das 
deutsche Reich (im folgenden citirt „Entwurf") § 559. — Windscheid, 
Lehrbuch des Pandectenrechtes 1879 IL § 399 p. 449. — Dankwar dt, 
die locatio conductio operis, Jahrbücher f. Dogm. Bd. XIII p. 303. 

««) Schw. 0. B. Art. 343. — Entwurf § 563. 

2 
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pt in dieser Beziehung ein ßechtsgeschäft 
sondern blos eine gewisse Tätigkeit der 
in sich gegenüber dem Publikum ein be- 
Verhältnis nicht erzeugt. ") 

aber den einzelnen Transportvertrag ins 
sehen wir, dass für den Reisenden die 
n ihrer Continuität gar nicht in Betracht 
Iniehr das Recht, welches der Passagier 
eichung eines ganz bestimmten Resultates 
er Eisenbahn ebensowenig wie von ihren 

einseitig verändert, z. E. in einen gleich- 
ich auf das Befahren einer andern Trans- 
ewandelt werden darf. Der Vertrag ist 
jines ganz bestimmten Werkes, den Trans- 
Person von einer bestimmten Station zu 
lenso bestimmten gerichtet; er ist somit 

Jieae fortgesetzte Tätigkeit der Eisenbahn als eine 
lutfasaen könnte, so wäre die Ansicht von Sehot! 
Mt in Endetiianns Hfuidb. des H. R. 1885 Bd. III. 
ihe richtig, welche dabin gebt, dass ein Trans- 
n Eisenbahn und Passagier gar nicht vorlieg'e, 
senhahn ohne Rücksicht auf ihren Willen dnrch 
Transportleistang gezwungen werde, sobald sich 
Iz eines Tahrscbeins befinde. — Eine solche recht- 

besteht doch unzweifelhaft auch dann, wenn der 
iispruch durch einen Transportvertrag erworben 
r Eisenbahn ist nur insofern beschränkt, als sie 
! Person, welche gewisse Voraussetzungen erföllt. 
lald »ie einmal durch Veröffentlichung der Tarife 
n Willen kund getan hat, die Beförderung von 
m au wollen. Die unbedingte Verpflichtung der 
itrahiren hängt nur ab von dieser Publication. 
Willen anheimgegeben ist. So erstreckt sich der 

nicht auf Extrasüge, Güterzüge und andere ausser, 
ihvplanmässige Transportgelegenheiten (Schtc. TV. 
I. D. E. B. Betr. Eegl. § 7, § 6 Abs. 1. — Scholl, 
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ein Werkvertrag, eine loeatio conductio operis auch nach 
schweizerischem*^), nicht nur nach gemeinem Rechte.*^) 



B. Die Uebertragbarkeit des Anspruchs auf Transport. 

Diese Frage, welche vor allem wichtig ist für die 
richtige Auffassung der juristischen Natur des Fahrscheines, 
ist zu beantworten nach den allgemeinen Bestimmungen 
des Obligationenrechts, 

Da das Schw. 0. R. Art. 183*^) von Forderungen ganz 
allgemein spricht, so ist kein Grund vorhanden, etwa nur 
Geldforderungen, nicht auch solche auf Natural- oder Dienst- 
leistungen darunter zu begreifen. 

Cedirbar ist grundsätzlich jede Forderung und zwar 
auch ohne ausdrückliche Zustimmung des Schuldners, wenn 
das Gegenteil nicht, wie sich das Schw. 0. R. ausdrückt, 
durch Gezetz, Vereinbarimg oder die besondere Natur des 
Rechtsverhältnisses begründet ist. *^) 

I. 

Was das gesetzliche Verbot der Cession anbelangt, so 
unterliegt es keinem Zweifel, dass eine trotzdem erfolgte 
Cession nach Schw. 0. R., ebensowohl wie nach dem Ent- 
wurf eines bürgerlichen Gesetzbuches für das Deutsche 

^^) Meüi, Eisenbahnrecht § 28 (Colleg.): „Die Vertragsfigur ist 
nach gemeinem Recht loeatio conductio operis, nach Schw. 0. R. 
loeatio conductio operarum/ 

^*) r/ioeZ, Handelsrecht Bd. III. p. 11 Anm. 1. — Eger, das deutsche 
Frachtrecht I. p. 15, 16. — Vogel, Dispositionsrecht beim Transport 
(Inauguraldiss. 1889) p. 10 fg. 

^2) üebereinstimmend mit EnUvurf § 293 ; Code civil Art. 1689, 
1691. — Oesterreichisches bürgerliches Gesetzbuch § 1392, § 1395. — 
Mühlenbruch, Lehre von der Cession der Forderungsrechte. 1817 p. 236. 

") Schw. 0. JR. Art. 183. 
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vollständige Freiheit beim Vertragsabschluss der Eisen- 
bahn ein solches Uebergewicht über die einzelnen mit 
ihr contrahirenden Personen gewähren würde, dass hieraus 
eine Benachteiligung des Publikums unbedingt eintreten 
müsste. 

Es ist aber klar, dass in gewissen Verhältnissen der 
Umstand, dass ein Anspruch nicht cedirt werden kann, für 
den Gläubiger eine Benachteiligung enthält, und dass es als 
eine Concession an den Schuldner angesehen werden muss, 
wenn dem schuldbegründenden Vertrag ein pactum de non 
cedendo angefügt wird. 

Man könnte deshalb fragen, ob ein solches pactum 
zwischen der Eisenbahn und dem Reisenden nicht der Be- 
stimmung der Reglemente zuwiderläuft, welche festsetzt, 
dass die Eisenbahn in den Vertrag keine solche Clausein 
aufnehmen dürfe, welche entweder dem staatlichen Regle- 
ment widersprechen oder den Reisenden benachteiligen. 
Diese Frage ist zu beantworten unabhängig davon, auf 
welche Weise die Eisenbahn dem Reisenden einen Trans- 
portanspruch zu beurkunden pflegt, ob über denselben eine 
Urkunde ausgestellt wird oder nicht, und welche juristische 
Natur eine solche eventuelle Urkunde habe. — Denkbar 
ist nämlich auch der Fall, dass der Transportvertrag völlig 
formlos abgeschlossen wird, was allerdings der unten zu 
erörternden Umstände wegen wohl kaum vorkommen wird. 

Es sind zwei Momente zu berücksichtigen: 

a) Es spricht das staatliche Reglement nicht ganz all- 
gemein davon, dass einem jeden Erwerber eines Transport- 
anspruches gegenüber in den Vertrag keine erschwerenden 
Bestimmungen dürfen aufgenommen werden ; vielmehr brau- 
chen die Reglemente ausdrücklich den Ausdruck „Reisende", 
worunter solche Personen zu verstehen sind, welche beab- 
sichtigen zu reisen, die also den Anspruch nicht zum Zwecke 



L-ir <ätsi^-i «woMB. wm. » lait Profit 
Prri.:« ictKS«a. zx t;ciii=«- wärt aDerdm^ 
H4fk*irr:ff.:'Li:iiri t-:-- X*ci.:äL & dieselbe eine 

>er>;^« f<ecr a^cCvereB isäa^e. Da das 
' B^^- T->s BiErifiec-i'^ Bfcickt. so bnacfat die 
AT-'^ySz-e .Sf^a^^^I^^jF« keine Böcksicht zu 

m Beisendeo da^e^a. vekiier die Absicht 
e-D Tian^j-i-nansprcch erUnste Berechtigmig 
a. kasD e: T.:.:Uläi!<Üg gleiefasöltis seia. ob 
ibertraebar sei oder oiefat. Wird tr an der 
r des AiK^pmcbes Teriiindert. so kann er. 
Id an der Eiseabahn liegt, diese für den 
rortlich machen. Für seine eigene Schuld 
all kann der Reisende die Eisenbahn nicht 
!S darf deshalb auch das pactum de non 
ils anstatthaft angesehen werden, da der- 
»hne Verschulden der Eisenbahn an der Reise 



'ich der Transport aiL~pnich ta SpecuUtionsiwecken 
gnet, d» JA jeder BeUeode da« Be«ht hat mit der 
:ii contrahiren, aUo den Anspruch zur tari^näasigen 

und aasserdem die bei den Fahrscheinen üblichen 
la."« Kifico des Speculantea bedeutend erhöhen, so 
ijoemlicbkeit der Reisenden oder die Möglichheit, 
brach eine bei Engrosbezog billiger in erwerben, 
egnnstigen, wie deon tatsächlich solche Fälle in 
vorgekommen sind and zn gerichtlichen Ent- 
song gegeben haben. In America ist es sogar 
iliche Erscheinung, da^ sog. .agents* eine grosse 
inen zum Vertrieb übernehmen und ihre Bechnnng 

finden, daas ihnen die Eisenbahn eine Provision 
; die Scheine teurer verkaufen, als sie sie erworben 
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verhindert wird, kein Reisender ist, die qualificirte Be- 
stimmung der ßeglemente hier also keine Anwendung 
findet. Aus dem Gesagten geht hervor, dass nach ganz 
allgemeinen Gesichtspunkten der Eisenbahn ebensogut wie 
jeder Privatperson das Recht zusteht, die Unübertragbarkeit 
eines Transportanspruches auszubedingen. 

Wie die Eisenbahn das pactum de non cedendo ab- 
«cbliesst, hängt von der Art und Weise ab, wie der Trans- 
portvertrag zu Stande kommt. Wird über den Transport- 
anspruch irgend eine Urkunde ausgestellt, so wird das 
Einfachste eine Clausel auf dieser Urkunde sein. Dagegen 
ist die Möglichkeit nicht ausgeschlossen, dass die betr. 
Bestimmung nur im Reglement enthalten sei, da die Eisen- 
bahn verpflichtet ist, diese Specialreglemente vorschrifts- 
^emäss zu publiciren und nach erfolgter Publication be- 
rechtigt ist anzunehmen, dass Jeder, der mit ihr contrahirt, 
^en Inhalt der Reglemente kenne. *^) 

Bedeutungslos ist es dabei, ob die Eisenbahn an der 
Unübertragbarkeit des Anspruchs ein materielles Interesse 
habe oder nicht. Dagegen ist eine wichtige Consequenz 
der principiellen Zulässigkeit des pactum die, dass die 
Eisenbahn nicht nur über den ganzen Anspruch, sondern 
auch blos einen Teil desselben das pactum abschliessen 
kann. 

In denjenigen Fällen nämlich, wo der Fahrpreis für eine 
grössere Strecke relativ kleiner ist als derjenige für eine 
kleinere, entsteht der Eisenbahn ein Schaden dadurch, dass 
nur ein Teil dieses Anspruches veräussert wird. Hier liegt 
^s dann im Interesse der Eisenbahn, die Übertragung der 
einzelnen Teile wegbedingen zu können. 



*') Schtü. Tr.'Begl. § 1, Abs. 1. — Entscheidung des Kammergerichts 
2n Berlin v. 15. XII. 1884. {Eger, E. B. rechtl. Entscheidungen Bd. IV. 
p. 21 fg.) 


















.■;Vt 






;■*. 



— 25 — 

dessen können die Gründe, welche für die rein obligato- 
torische Wirkung angeführt werden, nicht als stichhaltig 
angesehen werden. Dieselben beruhen nämlich auf einer 
vermeintlichen Analogie zwischen vertraglichem Cessions- 
und Veräusserungsverbot ; ferner auf einem angeblichen 
BedQrfnisse des Verkehrs mit Forderungen ; endlich auf der 
Behauptung, dass das Cessionsvefbot nur die Cession, nicht 
die Forderung betreffe, dass somit dem Schuldner eine 
Klage oder Einrede gegen den Cessionar nicht gegeben 
werden könne, weil demselben solche Eechtsmittel aus einem 
pactum nur dann entgegenstehen, wenn sie die Forderung 
betreffen. 

a. Eine Analogie zwischen Cession und Veräusserung 
ist allerdings nach modernen Anschauungen insofern vor- 
handen, ala im Gegensatz zum römischen Eecht heute eine 
Bingularsuccession in Forderungen angenommen werden 
muss. Allein deswegen liegt noch keine Notwendigkeit 
vor, diese Analogie auch auf das Verbot von Cession und 
Veräusserung auszudehnen, um somehr als die Sachlage in 
den beiden Fällen eine durchaus verschiedene ist. 

Es müsste nämlich als eine unverhältnismässige Be- 
lastung des durch das pactum de non alienando Vei-pflich- 
teten erscheinen, wollte man dem Vertrag auch Wirkung 
gegen Dritte beilegen. Hiedurch würde der betr. Sache, 
wenn sie nicht den persönlichen Bedürfnissen des Eigen- 
tümers dient, aller Vermögenswert genommen, welcher ja 
nur darin besteht, dass die Sache mehr oder weniger leicht 

IL § 50. — Entscheiduiiff des Ob.-Landeagerichta zu München vom 
10. It. 1888 hei Eger E. B. rechtl. Entscheidungen Bd. VI, p. 365. - 
Gegen diese Wirkung: Urteil des Ob.-App.-Oer. zu Lübeck vom 
2!). XI, 1834 (Seufferta Archiv Bd. V. p. 16 Nr. 11) — L. Setiffert, 
Wirkung Vertrags mäaaiger Cesgions verböte (Archiv f. civ. Praxis 
Bd. 51 p. 102 fg.) — Motive a. Entwurf Bd. VI. p. 122, 123. — pob Bar, 
Genchtssa:al Bd. 40 p. 488. 



1 umgesetzt und auf diese Weise zur Befriedigung 
Tschiedenartigsten Bedürfnisse dessen, der die Sache 
em Vermögen hatte, verwendet werden kann. Bei 
rderung dagegen liegt der Vermögenswert nicht in 
rkehrsfähigkeit des nomen, sondern in der Zahlungs- 
it des Schuldners; der Gläubiger wird an seinem 
jen nicht geschädigt, wenn die Forderung dem Ver- 
entzogen wird, vorausgesetzt, dass der Schuldner 
bleibt. Es liegt also von dieser Seite der Auffassung 
iheids *'), dass durch das pactum de non cedendo nicht 
■dei-ung eine ihr innewohnende Eigenschaft genommen 
, sondern einfach der Macht des Gläubigers eine 
gesetzt werden soll, kein Hindernis im Wege. 
Unbegründet sind auch die Befürchtungen Seufferts'*), 
der Verkehr mit Forderungen im allgemeinen leiden 
unter dem Umstände , dass die vertragswidrige 
einer Forderung nichtig ist, da Niemand sich mehr 
isaen würde eine solche zu erwerben, bei welcher 
;weifellos feststünde, dass ein pactum de non cedendo 
«schlössen ist. 
ist unbestreitbar, dass der moderne Verkehr bestrebt 
ih Forderungs rechte im weitesten Umfang in seinen 
zu ziehen. Aus diesem Bestreben ist ja auch die 
ung der Cession als Singularsuccession her\'^orge- 

igesehen davon, dass die unbedingte Schädlichkeit 
twelchen Einschränkung dieser modernen Tendenzen 

'egs erwiesen ist, liegt es ja gerade im Interesse des 
<ers dafür zu sorgen, dass einem allfälligen Erwerber 
rderung das Vorhandensein des pactum nicht ver- 

Windscheid. a. a. 0. IL § 335 Anm, 5. 

kaffert, a. a. 0. p. 106. — Ebenso Motive zum Entwurf 



— 27 — 

borgen bleibe; dies geschieht aber am einfachsten durch 
einen Vormerk auf der Schuldurkunde. Sollte ein solcher 
Vormerk fehlen oder ist gar keine Schuldurkunde vorhan- 
den, so wird man es von vornherein mit einer Forderung 
zu tun haben, die gar nicht für den Verkehr bestimmt 
oder nicht für denselben geeignet ist. Jedenfalls gehört 
die Cession einer Forderung, über welche ein Schuldschein 
nicht ausgestellt ist in der Praxis zu den Seltenheiten. 
Hier bildet die Abneigung des Publikums gegen unver- 
briefte Forderungen das wirksamste Correctiv gegen die 
TJebertretung eines pactum d. n. c.^^) 

c. Was endlich die -eigentümliche Unterscheidung an- 
belangt, die das oben citirte Urteil des Ob.-App.-Gerichts 
zu Lübeck macht, so muss dagegen eingewendet werden, 
dass ein pactum, welches nur die Cession, nicht auch die 
Forderung anbetrifft, undenkbar ist. 



^^) Attenhofer, a. a. 0. p. 217 fg., stützt seine Ansicht, dass ein 
nachträgliches pactum nicht dieselben Wirkungen haben könne wie 
ein gleichzeitig mit dem schuldbegründenden Vertrag geschlossenes, 
darauf, dass in einer derartigen Veränderung der Obligation nur eine 
Novation gesehen werden könne, dass aber im Zweifel eine Novation 
nur dann anzunehmen sei, wenn sich der animus novandi klar und 
unzweifelhaft ergebe (Art. 142 Schw. 0. R.)» sowie darauf, dass es 
dem allgemeinen Interesse widersprechen würde, wenn man naoli 
Constituirung der Obligation dem p. d. n. c. Wirkung gegen Dritte 
zugestehen wollte. 

Der erstre Grund scheint mir deshalb nicht stichhaltig zu sein, 
weil in dem Abschluss eines nachträglichen pactum, welches ja nach 
mod. R. bezüglich der Klagharkeit dem Hauptvertrag durchaus gleich- 
gestellt ist, gerade weil durch dasselbe eine so tiefeinschneidende 
Veränderung der Obligation hervorgerufen werden soll, sehr wohl der 
animus novandi der Contrahenten gesehen werden kann. Der zweite 
Grund dagegen entbehrt jeglicher Wahrscheinlichkeit, weil ein nach- 
trägliches pactum immer nur so lange geschlossen werden kann, als 
das nomen sich in den Händen, des Paciscenten befindet. Sobald 
dieser die Forderung cedirt hat, entzieht sich dieselbe seinem Einfluss, 

da er aufhört mit dem debitor cessus in einem weitern, rechtlichen 
t 
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ing, und zwar die Forderung allein, kann 
Verden, dass sie Gegenstand von Rechts- 
, nicht auch die Cession. Bios ein Kechts- 
] ein Reehta-Geschä/t, kann irgend welchen 
n unterworfen werden. Deshalb ist auch 
aon cedendo ein über die Forderung abge- 
,rag und es kann daher der Schuldner sehr 
itio pacti de non cedendo gegen den Ces- 
Buen, als einer aus der Forderung hervor- 



III. 
Grund für die Nichtübertragbarkeit der 
vom Schw. 0. K. angeführt die besondere 
sverhältnisses. ") Diese Fälle bilden eigent- 
üruppe für sich, sie setzen sich vielmehr 
len beiden ersten Gruppen der gesetzlichen 
in Cessions verböte in der Art, dass ent- 
ich gesetzliche Bestimmungen analoge Än- 
, oder dass man einen stillschweigenden 
imen hat des Inhalts , dass eine Cession 
solle. Es findet sich deshalb auch im 
itte Gruppe gar nicht, sondern die einzelnen 

n. Ob aber das pactum bei Constituiruug der 
: unmittelbar vor der Cession geschlossen sei, kann 
seinem event. Rech tanaohf olger gleichgültig sein, 
in für die Kenntnisnahme des Cession ars vom 
pactum in beiden Fällen dieselben sind, in dieser 
Moment des Abschlusses nicht von Einfluss sein 

iilweise schon im röm. Recht; Windseheid, a, a. 0. 
ote 5. — Schneider, Commentar z. Schw. Obl. E. 
ä 8. Entwurf § 295. — Motice zum Entwarf II. 



6»r«' jnoi. 
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Fälle verteilen sich unter die gesetzlichen und vertrag- 
lichen Cessionsverbote. ^^) 

Da, wo die Pei*sönlichkeit des Gläubigers in Betracht 
kommt, muss die Forderung deshalb als nicht cessibel 
erklärt werden, weil der Schuldner gar nicht contrahirt 
hätte, wenn er vorausgesehen hätte, dass ein anderer an 
Stelle des ursprünglichen Gläubigers treten werde. 

Es wird also ein stillschweigendes Uehereinkommen 
vorausgesetzt, dass gerade nur diese Person als Gläubiger 
anerkannt werden solle. Da jedoch, wo die Leistung 
durch die Cession eine andere würde, ist Unübertrag- 
barkeit deshalb- anzunehmen, weil dieselbe nicht nur in 
Bezug auf das Empfangen- Wollen des Gläubigers, son- 
dern auch — und dies ist das Wesentlichste — in Bezug 
auf das Leisten-Müssen des Schuldners sich ändert, dieser 
Letztere aber nicht gezwungen werden kann ein aliud an 
Stelle des ursprünglichen Leistungsobjectes zu setzen. In 
diesem Falle würde also eine Vermehrung der dem Schuldner 
von Gesetzeswegen obliegenden Verpflichtungen durch die 
Cession stattfinden. 

Es entsteht nunmehr die Frage, ob auch der Trans- 
portanspruch unter diese Fälle gerechnet werden müsse ; 
ob aus dem Reglement oder der Form der Urkunde die 



^^) Der Entwurf des bürg. G. B. stellt sich auf einen durchaus 
nicht empfehlenswerten Standpunkt, der in der Mitte liegt zwischen 
dem römischen Recht und dem Schw. 0. R. Bei ersterem haben wir 
keinen Anhaltspunkt dafür, dass ausser den gesetzl. angeführten 
Cessionsverboten, welche allerdings ähnlich wie diejenigen des Ent- 
wurfes auf dem Princip der persönlichen, unübertragbaren Eigen- 
schaften beruhen, noch andere, nicht ausdrücklich aufgeführte vom 
Richter hätten angenommen werden können, da das Princip sich zwar 
aus den einzelnen Fällen ergibt {138 D. de injur. 47. 10. — 11 §8 D. 
si quid in fr- 38. 5. — 113 pr. D. de injur. 47. 10. — 19 § 1 T>. de op. 
lib. 38. 1. — § 3, de usufructu I. 2. 4. — 166 D. de I. D. 23. 3. — 
115 D. fam. erc. 10. 2. — 110 § il>. comm. div. 10. 3. etc. etc.), aber 
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Absicht der Eisenbahn, mit einer ganz bestimmten Person 
und nur mit dieser zn eontrahiren, abgeleitet werden kann. ^^) 

Der von Eger für seine Behauptung, dasa mit Rück- 
sicht auf ganz bestimmte Personen contrahirt werde , an- 
geführte Paragraph das Reglements") lautet dahin, dass 
gewisse Pereonen, welche aus bestimmten Gründen, so be- 
sonders wegen sichtbarer Krankheiten oder anderer Um- 
stände, den Mitreisenden offenbar lästig fallen würden, 
von der Fahrt ausgeschlossen werden können, wenn sie 
nicht ein ganzes Coupe für sich allein bezahlen. 

Zunächst geht aus diesem Paragraphen hervor, dass 
gegenüber solchen Personen der Eisenbahn durchaus nicht 
ihre volle Vei-tragsfreiheit soll gewährt werden. Aus dem 
Passus, dass Gefahr der Belästigung für die Mitreisenden 
vorhanden sein müsse, folgt, dass für den Fall, wo gar 
keine Mitreisenden da sind **), ein solcher Ausschluss als 
nicht gerechtfertigt erscheint, ebensowenig wie wenn durch 
ihre freiwillige Zustimmung die Mitreisenden sich bereit 
erklären, den Betreffenden in ihrer Gesellschaft dulden zu 
wollen. 

Die andere Clause! des § 13, welche dem Kranken 
gestattet dennoch mitzureisen, wenn er ein ganzes Coupe 

nirgends ausdrücklich ausgesprochen ist. Das Schw. 0. R. hS.lt sich 
ron jeder Casnistik fern und lässt blos als allgemeines Princip ,die 
besondere Natur des Rechts Verhältnisses" gelten, sei es, dass dieselbe 
sich aus der Natur des Vertrages oder aus analoger Anwendung ge- 
setzlicher Bestimmungen ergibt. 

«) Dies behauptet Eger, Frachtrecht III. p. 120. 

") D. K B. Betr. Regl § 13. — Sckw. Tr. Begl § 21. — Bye 
Laws sanctioned by Board of Trade Nr. !» k Nr. 16. — Goodewe a. 
u 0. p. 15 u. 17. 

"1 Dieser Fall ist sehr wohl denkbar, da die Eisenbahn verpflichtet 
.st, die fahrplanmässigen Züge unter allen Umständen, auch wenn 
jar keine Passagiere zu transportiren sind, zur Ausführung gelangen 
■.a lassen. 



■ —t I 

*■ 
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für sich bezahlt, zeigt, dass eine Aufhebung des Transport- 
zwanges solchen Personen gegenüber durchaus nicht ge- 
wollt ist, dass vielmehr auch hier die Eisenbahn verpflichtet 
ist zu transportiren, allerdings unter erschwerenden Um- 
ständen für den Reisenden. ^^) 

Ferner ist wohl zu unterscheiden zwischen dem Ab- 
schluss und der Erfüllung des Transportvertrages. Diejenige 
Person nämlich, welche als Vertreter der Eisenbahn den Ver- 
trag abschliesst und diejenige, welche den Ausschluss des 
Betreffenden veranlasst, sind vollkommen verschieden. 

Der Abschluss der Transportverträge, die Ausgabe der 
Fahrscheine geschieht durch den Cassier, der Ausschluss 
der lästigen Personen, überhaupt die Controlle und Hand- 
habung der Ordnung durch den Zugführer und die Schaff- 
ner. Es sind somit vollkommen getrennte Organe, mit 
gänzlich verschiedenen Functionen, welche hier in Frage 
kommen. Die Gestattung des Ausschlusses durch die Re- 
glemente geschieht überhaupt nicht im Interesse des andern 
Contrahenten , der Eisenbahn, sondern ist lediglich eine 
polizeiliche Massregel im Interesse der Mitreisenden ; des- 
halb gewährt auch der Ausschluss einer solchen Person, 
wenn sie sich den erschwerenden Bedingungen des Regle- 
ments nicht unterziehen will, keinen Anspruch auf Schaden- 
ersatz, sondern blos einen solchen auf Rückgängigmachen 
des Transportvertrages und Rückerstattung des gezahlten 
Fahrgeldes abzüglich der Taxe für die etwa schon durch- 
fahrene Strecke. ®^) 



^*) Diese Erschwerung wirkt doppelt, einmal insofern ein Mehr- 
faches des gewöhnlichen Fahrpreises zu erlegen ist, ferner dadurch 
dass die Eisenbahn zum Transport nur dann verpflichtet ist, wenn 
das vorhandene Transportmaterial ausreicht und nach § 9 Abs. 3 
nur dann ein ganzes Coupe bezahlt werden kann, wenn ein solches 
noch unbesetzt ist. 

*^) Könnte dagegen der einseitige Rücktritt der Eisenbahn nicht 
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Ueberhaupt kann mit Rücksicht auf die Persönlichkeit 
des Contrahenten der Abschluss eines Transportvertrages 
nicht verweigert werden, da von der Eisenbahn weder 
verlangt wird, noch verlangt werden kann, dass jeder 
Reisende sich bei ihrem Vertreter präsentire und den 
Anspruch persönlich erwerbe. Vielmehr kann auch der 
Reisende durch einen Vertreter contrahiren und zwar durch 
einen blossen Boten, der in fremdem Namen, oder auch 
einen solchen, der im eigenen Namen, aber auf fremde 
Rechnung contrahirt, so dass die Bahn tatsächlich ausser 
Stande ist, bei Eingehung des Vertrages auf die Person 
des Reisenden Rücksicht zu nehmen.®^) 



auf eine polizeiliche Massregel zurückgeführt werden, wäre vielmehr 
der Bahn die Freiheit der Auswahl schon beim Contrahiren gelassen, 
so würde auf der einen Seite das Princip des Contrahirungszwanges 
verletzt, auf der andern bliebe dem Reisenden, welcher nach Abschluss 
des Vertrages zurückgewiesen wird, immerhin ein Anspruch auf 
Schadenersatz als Genugtuung für den einseitigen Rücktritt der 
Eisenbahn. 

*^) Solche Vertreter der Reisenden im grossen Stil sind die Reise- 
bureaux z. B. Cook & Co. in London, welche dem Reisenden gegen 
eine kleine Entschädigung die ganze Mühe des Contrahirens abnehmen. 
Ferner kann es vorkommen, dass Händler zum Zwecke der Speculation 
Fahrscheine im eigenen Namen und auf eigene Rechnung erwerben, 
um dieselben später mit Gewinn wieder zu veräussern (siehe Anm. 
46). So befindet sich auch in Berlin in vielen Cigarrengeschäften eine 
Ablage der Fahrscheine der Berliner Stadtbahn, welche kein Datum 
tragen und daher an beliebigen Tagen benutzt werden können, wes- 
wegen der Händler auch kein Risico zu tragen hat und die Scheine 
mit viel weniger Gewinn abgeben kann als solche von kurzer Gültig- 
keitsdauer. Diese Geschäfte sind nicht als Vertreter der Eisenbahn 
anzusehen. Da sie die betr. Reisenden noch nicht kennen, contrahiren 
sie im eigenen Namen und geben die Scheine successive an solche 
Personen ab, welche die Bahn wirklich benutzen wollen. Der directe 
Gewinn ist dabei Nebensache ; Zweck des Geschäftes ist hauptsächlich 
Reclame, die einen indirecten Gewinn verspricht. — Westrum, die 
üebertragbarkcit der Retourbillets, Jur. Wochenschrift 1886 p. 259; 
Feiraud'Giraudj code des transports 1883 III. p. 177, No. 226. Un- 
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Der Grund, warum Kranke und andere für die Mit- 
reisenden lästig fallende Personen von der Fahrt aus- 
geschlossen werden können, liegt nicht darin, dass die Bahn 
mit ihnen überhaupt nicht contrahirt hätte, wenn sie ihren 
Zustand gekannt hätte (denn die Bahn, welche ein Interesse 
an der Beförderung einer grossen Menge von Leuten hat, 
contrahirt mit Jedem, der den Fahrpreis bezahlt), sondern 
darin, dass durch ihre Anwesenheit eine Belästigung der 
übrigen Reisenden zu erwarten steht, ein Umstand der 
nicht nur der Eisenbahn, sondern auch den Mitreisenden 
das Recht gibt, den Ausschluss zu verlangen. 

Auch das Reglement nimmt in seinem Wortlaut darauf 
Rücksicht, dass die mit dem Abschluss von Transport- 
verträgen betrauten Organe der Gesellschaft denselben 
Niemandem verweigern können. ^^) 

Eine eigentümliche Ansicht über die Natur der im 
Eisenbahnfahrschein verbrieften Forderung stellt Fuchs *^) 
auf. Er nimmt, wie übrigens die meisten Schi'iftsteller, 
die sich mit unserer Frage beschäftigt haben, das, was 



richtig dagegen Buverdy, a. a. 0. p. 424 No. 229, welcher verlangt, 
dass der erste Erwerber des Retourbillets auch die Reise ausführe; 
während ein Vertreter, sobald er im eigenen Namen handelt, den 
Anspruch für sich erwirbt, also der erste Erwerber ist, ohne dass er 
doch jemals die Absicht hat, die Reise selbst auszuführen. 

««) Der Wortlaut des § 13 des D. E. B. Betr. Regl. ist folgender : 
, Personen, welche wegen einer sichtbaren Krankheit oder aus andern 
Gründen durch ihre Nachbarschaft den Mitreisenden augenscheinlich 
lästig fallen würden, können von der Mit- oder TTeiier-Reise ausge- 
schlossen werden, wenn sie nicht ein besonderes Coup^ bezahlen . . .** 
Der Ausschluss erfolgt also erst bei Besteigen der Wagen (vor Antritt 
der 3fiY-Rei8e) oder erst während der Fahrt (auf der TFetier-Reise), wo 
laut Reglement der Reisende schon im Besitz des Fahrscheines sein 
soll. ~ Wesentlich gleichlautend § 21 Abs. 2 Schw. Tr.-Regl. 

•^) FachSf die Karten und Marken des tägl. Verkehrs 1881 p. 35 
und 36. 

3 
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eigentlich erst bewiesen werden muss, als feststehende 
Tatsache an. Davon ausgehend, dass das Papier Inhaber- 
papier sei, schliesst er auf die Uebertragbarkeit des an 
sich unübertragbareu Anspruches aus dem Transportvertrag. 

Er argumentirt folgendermassen : 

.Das Forderungsrecht, zu dessen Bescheinigung die 
Fahrkarte dient, ist an sich unübertragbar. Dasselbe be- 
ruht nämlich auf einer Dienstmiete. Wenn nun die Ueber- 
tragbarkeit von Dienstmietverträgen (sie!) durch Cession 
schon an und für sich streitig ist, so muss dieselbe un- 
bedingt verneint werden bezüglich jener Dienstmietverträge, 
welche einerseits auf den Massen verkehr berechnet und 
anderseits nicht an ein Inhaberpapier geknüpft sind." Da 
nun Fuchs den Eisenbahnfahrschein für ein Inhaberpapier 
hält, so folgt daraus, dass er hier ausnahmsweise die üeber- 
tragung des Anspruchs aus einem Dienstmietevertrag zu- 
lassen will. 

Die Unrichtigkeit der Deduction föllt sofort in die 
Augen. 

Durch die Ausstellung eines Inhaberpapiers wird aller- 
dings eine abstracto Forderung begründet, die vollkommen 
von dem zu Grunde liegenden Vertrag losgelöst ist. Allein 
nicht die Art des obligationsbegrßndenden Vertrages be- 
wirkt die Unübertragbarkeit, sondern die Art der Obli- 
gation, das durch den Vertrag begründete Rechtsverhält- 
nis. Dieses Rechtsverhältnis ist aber vorhanden, ob die 
Forderung einem abstracten Schuldversprechen oder einem 
zweiseitigen Vertrag ihre Entstehung verdanke.**) Es kann 

") Man muas davon ausgehen, daea ein Trane portvertrag, wie schou 
im Altertum, auch heute noch ohne den Apparat der Fahrscheine 
denkbar ist. Dasa heute der Anspruch in die Form einer ahstracten 
Forderung gekleidet wird, ändert am juriat. Charakter des Transport- 
vertrage und an der Art der Leistung nichts. 
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also eine nicht cedirbare Forderung dadurch, dass sie an 
ein Inhaberpapier geknüpft wird, nicht zur übertragbaren 
gemacht werden. Abgesehen hievon geht Fuchs von der 
unrichtigen Voraussetzung aus, dass eine Forderung aus 
^iner locatio conductio operis nicht übertragen werden 
könne und zwar beruht diese Voraussetzung auf einer Ver- 
wechslung des aus einem zweiseitigen Vertrage entstehenden 
Vertragsverhältnisses und der durch den Vertrag erworbenen 
Forderung. 

Der synallagmatische Vertrag begründet nicht eine 
einseitige Verbindlichkeit auf der einen und eine ebensolche 
Berechtigung auf der andern Seite, vielmehr steht der Be- 
rechtigung der einen Contrahenten immer eine ßolche des 
andern gegenüber. So wird durch die locatio conductio 
operis der conductor verpflichtet ein bestimmtes Werk 
auszuführen, der locator berechtigt die Ausführung des 
Werkes zu verlangen, auf der andern Seite der conductor 
berechtigt den bedungenen Preis zu verlangen, der locator 
verpflichtet denselben zu bezahlen. 

Es erscheint daher begreiflich, wenn das preussische 
Landrecht ^^) die Ueber tragung eines derartigen Verhält- 
nisses, wo nicht nur ein Gläubiger dem Schuldner gegen- 
über tritt, sondern wo auch der conductor in seiner Eigen- 
schaft als Forderungsberechtigter einen andern Schuldner 
erhält, verbietet, und dass es in der Doctrin streitig war, 
ob eine Forderung aus einem zweiseitigen Vertrage über- 
tragen werden könne, so lange man an den Eintritt des 
Cessionars in das ganze Rechtsverhältnis, in Rechte und 
JPßichten des Cedenten dachte.^®) 



«'^) Allg, preiiss. Landrecht 1. 21 §§ 309 und 310. 

««) Die Motive z. Entwurf Bd. II p. 121 ad § 295 erklären den 
Standpunkt, dass durch die Uebertragung der Forderung aus einem 
zweiseitigen Vertrag auch der Schuldner ein anderer werde und dass, 
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tanz anabhängig hievon ist aber die Frage nach der 
tragbarkeit der Forderung, wenn der eine Contrahent 

Verbindlichkeit schon erfüllt hat oder wenn die 
mng in der Weise cedirt wird, dass der Cedent für 
in zustehenden Verpflichtungen haftbar bleibt, wenn 
lur ein anderer Gläubiger, nicht auch ein anderer 
iner an die Stelle des ursprünglichen tritt. 
>ie Unübertragbarkeit der Forderung in dieser Weise 
rch nichts begründet, vielmehr geben Förster*') und 
V. Kirchstetter **), die Gewährsmänner für die von 

aufgestellte Ansicht ausdrücklich an, dass das betr. 
t des preussischen Landrechts sich nicht auf diejenigen 
beziehe, wo der eine Contrahent seine Verbindlich- 
lurch Vorleistung erfüllt habe, sowie dass die Ver- 
Bhkeiten, die sich für den Cedenten aus dem Vertrag 
jn, nicht auf den Cessionar tibergehen. 
Is findet also kein Eintritt des Cessionars in das Ver- 
'erhältniss, sonders blos ein Uebergang der aus dem 
lg entstandenen Forderung statt. Es ist bei der 
n durchaus unwesentlich, aus welchem Grunde die 
rung entstanden ist, wenn nicht ihre Entstehung selbst 
ihre Unübertragbarkeit begründet; es kommt daher 
darauf an, ob die cedirte Forderung ein Anspruch aus 

Kauf oder einem abstracten Schuldversprechen sei. 
S^ir sind somit vorläufig zu dem doppelten Resultate 
!t, dass einerseits die Forderung aus dem Transport- 
es nur mit Zustimmung des Berechtigten gescheb-js kOnne, 
ision einer solchen Forderung nicht zulässig sei, als einen 
ndenen, da. eben die Streitfrage dahin entschieden sei, dass 
I Berechtigung, nicht auch die Verbindlichkeit übergehen solle. 
, die Cession, in den kleineren civil, Schriften 1851 No. 27 p. 464. 
Förater, a. a. 0. I. § 99 p. 719 fg., besonders 732/33. 
e. Kirchnletter, Commentai zum österr. bürg. G. B. 1872p, 646 fg. 

1399, Anm. 5. 
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vertrag eine übertragbare ist und dass anderseits diese 
Uebertragbarkeit von der Eisenbahn durch einen besonders 
hierauf gerichteten Vertrag wegbedungen werden kann, 
dessen Wirkungen nach Schw. 0. R. und gemeinem Recht 
Ungültigkeit der trotzdem erfolgten Cession ist, während 
nach dem Entwurf die Cession zwar Gültigkeit hat, der 
Cedent aber dem Schuldner schadenersatzpflichtig wird. 



C. Die .Jellbarkeif' des TransportaDsprnehes. 

I. 

Unter Teilbarkeit eines Anspruches versteht man die 
Möglichkeit, denselben in mehrere Quoten zerlegen zu können, 
die gleichzeitig neben einander bestehen und zusammen- 
gefasst wieder den ursprünglichen Anspruch ergeben. Wind- 
scheid drückt sich hierüber folgendermassen aus: 

„Teilbar ist eine Leistung, wenn sie, unbeschadet ihres 
Wesens, in Teile zerlegt werden kann, sodass jede Teil- 
leistung des gleichen Inhalts ist, wie die Gesammtleistung 
und sich von der Gesammtleistung nur quantitativ unter- 
scheidet. Je nachdem die Leistung teilbar oder unteilbar 
ist, ist es auch das auf die Leistung gerichtete Forderungs- 
recht." «^) 

Die Teilbarkeit des Transportanspruches wäre dann 
vorhanden, wenn mehrere Personen zu gleicher Zeit, auf 
Orund desselben Tränsportvertrages zum Schuldner in einem 
bestimmten Rechtsverhältnis stehen könnten, oder wenn 
«ine bestimmte Person gegenüber mehreren Eisenbahnver- 
waltungen gleichzeitig eine nur quantitativ von der Ge- 
sammtleistung verschiedene Teilleistung zu fordern be- 



i 



«») Windscheid, Pandecten II. § 235. 
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i wäre. Dies ist aber nicht derFaU, denn zur selben 
ann auf Cirund eines einzigen Fahrscheines auch blos 
nzige Person einen Transport beanspruchen und eben- 
t eine Teilung in Quoten dann nicht vor, wenn zu- 
ier vom Reisenden erworbene Anspruch gegen ver- 
!iie Eisenbahnverwaltungen geht, weil der Keisende 
live das Netz verschiedener Verwaltungen berührt. 
teht hier nicht ein Oesammtanspruch, der in Quoten 
ist, sondern es haben mehrere Leistungen nach- 
sr zu erfolgen, die aber zur Bequemlichkeit des Gläu- 
nicht von jedem einzelnen Schuldner erworben werden 
I, sondern in dem Transportvertrag mit der ersten 
srwaltung inbegriffen sind, in der Art, dass diese 
men aller übrigen mit dem Beisenden contrahirt. Es 
n Wesen der Transportleistung, dass dieselbe nicht 
iten zerlegt werden kann. Dagegen ist sehr wohl 
h die Teilung des Anspruchs in mehrere nacheinander 
tende Abschnitte. 

II. 

if der Verwechslung dieses Nebeneinander und 
einander der einzelnen Teile der Leistung beruht 
lie Unrichtigkeit der de Jonge 'sehen Theorie^**) 
ir Teilbarkeit bezw. Unteilbarkeit des Transportan- 

3 Jonge vermischt nämlich 3 durchaus von einander 
.ngige Begriffe auf höchst eigentümliche Weise : 
ilbarkeit im technischen Sinne ; die Teilbarkeit des 
ichs in einzelne Raten und endlich die Uebertrag- 
; einzelner Raten. 

Als unbestreitbar richtigen Fundamentalsatz stellt 
ge die Unteilbarkeit der Transportleiatung auf. Allein 

ie Jonge I. p. 6, p. 10 fg. de Jonge II p. 24 fg. 
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statt diesen Satz auf sich beruhen zu lassen, da er nicht 
das Mindeste mit der ganzen Erörterung über die Ueber- 
tragbarkeit der Fahrscheine zu tun hat, wird derselbe 
dazu benützt, die Unmöglichkeit der Ratenteilung und 
der Uebertragbarkeit des Anspruches nachzuweisen, wo- 
durch natürlich der ganze Nachweis unrichtig wird. 

2. Nicht zu verwechseln mit der Quotenteilung ist 
die Ratenteilung, d. h. die Zerlegung des Anspruches 
in mehrere zeitlich, nicht räumlich getrennte, nur durch 
successive Leistung zu tilgende Abschnitte. Ein Schluss 
von der einen Art der Teilung auf die andere, wie ihn de 
Jonge macht, ist deshalb unzulässig, weil sich Beispiele 
finden lassen, nach welchen eine unteilbare Leistung in 
Raten zerlegt werden kann. '^^) 

3. Die Unübertragbarkeit des Anspruches nach be- 
gonnener Leistung folgert de Jonge aus der Unteilbarkeit. 
Da • er aber hierunter nichts anderes versteht als die Un- 
statthaftigkeit der Zerlegung des Anspruches in einzelne 
Raten, so kann auch diese Schlussfolgerung, weil auf einer 
unrichtigen Voraussetzung beruhend, nicht richtig sein. 

in. 

Um das Verhältnis, in welchem die drei von de Jonge 
vermischten Begriffe stehen, oder besser gesagt stehen 
sollen, zu verstehen, müssen wir uns auf den Boden der 
gesetzlichen bezw. vertraglichen Bestimmungen stellen. 

1. Eine Definition der Unteilbarkeit gibt das Schweiz. 
Obligationenrecht nicht, indessen geht aus Art. 79 hervor, 
dass unter einer unteilbaren Leistung eine solche verstanden 
werden soll, die, wenn mehrere Personen zu derselben ver- 
pflichtet sind, nicht durch eine gemeinsame Handlung der 



^^) Man denke z. B. an eine Totenmesse, welche jeweils am Todes- 
tage eines Verstorbenen während 10 Jahren gelesen werden soll. 
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shuldner bewirkt werden, sondern in ihrem ganzen Um- 
ng nur von einem jeden ganz gemacht werden kann. 

Was nun die Unteilbarkeit der Transportleistung an- 
rtrifft, 80 werden in den Pandecten Beispiele angeföhrt^^^, 
siehe darauf schliessen lassen, dass der Anspruch aus einer 
ien locatio operis als unteilbar solle angesehen werden, 
unserm speciellen Fall ergibt sich das auch aus dem 
esen der Sache. Der Leistungsgegenstand besteht in 
nem Facere und es liegt auf der Hand, dass dieselbe 
andlung nicht durch mehrere oder gegen mehrere Fer- 
nen vorgenommen werden kann, ohne dass der Leistungs- 
genstand sich ändert. 

2. Die Zerlegung in einzelne Raten folgt im Gegen- 
tz zur Teilbarkeit nicht aus dem blossen Bestehen und 
r Natur der Obligation. Unter Ratenleistung versteht 
in eine Leistung, durch welche die Tilgung des ganzen 
ispmches nicht durch eine einmalige momentane oder 
rtgesetzte Handlung, sondern durch mehrere solcher 
indlungen mit jeweiligem Unterbruch erfolgt. 

Das Recht zu Ratenleistungen kann nicht nur für den 
buldner, sondern auch für den Gläubiger von Wichtig- 
it sein, allein das Gesetz erlaubt weder dem einen noch 
m andern, dies Recht ohne besonders hierauf gerichteten 
«rtrag in Anspruch zu nehmen. 

Ausdrücklich bestimmt das Gesetz zwar blos, dass der 
äubiger sich nicht brauche Teilzahlung gefallen zu lassen.'^*) 

") 1. 72 pr. D. de Verb. Obl. 45.1: fossam fodiri, insulam fabricari. 

") Schw. 0. E. Art. 78. Entwurf § 228. Oesterr. bürg. (f. B. 
1415. Säclis. Mrgl. G. B % 695. l. U. D. de usuris 22. 1. [. 21 
de R. C. 12. 1. Code Napol Art. 1244. Thompson, a. a. 0. p. W 
Ausnahmen atatuiren : Schw. 0. B. Art. 757. Deutsche Wechsel- 
Inuiiff Art, 38 für Weehaelachulden u. Code Kapol. Art. 1244 nacli 
bterlichem Erme^^sen mit Bücksiclit auf die bedrängte Lage dea 
luldners und „ayei; uue grande r^aerve'. 
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Es ist dies ein Ausfluss des Grundsatzes, dass der Schuld- 
ner die Leistung so zu machen habe, wie sie versprochen 
ist. '^^) Tut er dies nicht , bietet er die Leistung nicht 
gehörig, also namentlich nicht in ihrem ganzen Umfange 
an, so gerät er in mora. Die Folgen der mora können 
aber nicht nur den Schuldner, sondern auch den Gläubiger 
treffen, da ersterer ebenso gut ein Interesse daran hat, 
sobald die Schuld fällig geworden, sich möglichst bald von 
derselben zu befreien, wie letzterer daran, möglichst bald 
befriedigt zu werden. Daraus folgt das Recht des Schuld- 
ners, bei Fälligkeit der Forderung die ganze Leistung auf 
einmal machen zu können, ohne dass der Gläubiger be- 
rechtigt wäre, einen Teil derselben willkürlich zurückzu- 
weisen. '^^) 

Dieses Recht sich vertraglich auszubedingen verhindert 
das Gesetz weder den Schuldner noch den Gläubiger. Das- 
selbe besteht nun beim Transportvertrag für den Reisenden 
darin, dass derselbe statt die Fahrt, wie es nach den aÄ- 
gemeinen gesetzlichen Bestimmungen von der Eisenbahn 
verlangt werden könnte, in demselben Zuge, in welchen er 
an der Anfangsstation eingestiegen ist, beendigen zu müssen, 
berechtigt wird, den Zug zu verlassen und die Reise inner- 
halb der Gültigkeitsdauer des Fahrscheins mit einem be- 
liebigen andern Zug fortzusetzen. Ein solcher Vertrag 
kann nicht nur ausdrücklich sondern auch stillschweigend 
abgeschlossen werden. 

a) Stillschweigend würde der Vertrag dann geschlossen, 
wenn das Anhalten der Eisenbahn auf den Zwischenstationen 



'*) Schneider, Commentar z. Schw. 0. R. Anm. 3 zu Art. 78. 

''^) Schw. 0. B. Art. 106 lässt mora des Gläubigers bei Ver- 
weigerung der gehörig angebotenen Leistung eintreten, der Entwurf 
verlangt in § 255, dass die Leistung so angeboten sein müsse, wie sie 
dem Schuldner nach dem Schuldverhältnisse obliege. 
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als eine Otferte an die im Zuge befindlichen Reisenden an- 
gesehen werden dürfte, welche dadurch angenommen wird, 
dass der Reisende den Zug verlässt und denselben, ohne 
wieder einzusteigen, weiterfahren lässt. 

Die Annahme eines stillschweigenden Vertrages er- 
scheint aber schon deshalb als unstatthaft, weil im Anhalten 
des Zuges gar nicht ohne weiteres eine solche Offerte ge- 
sehen werden darf. Zum Anhalten an Zwischenstationen 
sieht sich nämlich die Eisenbahn veranlasst aus Gründen, 
die mit dem Transportanspruch des einzelnen Reisenden 
in gar keinem Zusammenhange stehen. Unabhängig vom 
einzelnen Transport vertrag, den sie abschliesst, ist die 
Eisenbahn im öffentlichen Interesse durch die Concession 
verpflichtet, an gewissen Stellen ihre Bahnzüge anhalten 
zu lassen, und, da sich der Contrahirungszwang nicht nur 
auf die Haupt-, sondern auch auf diese, als Zweignieder- 
lassungen anzusehenden Stationen erstreckt, an denselben 
Passagiere ihre Reise beginnen bezw. beendigen zu lassen. 
Ein stillschweigender Vertrag ist aber noch aus einem andern 
Grunde nicht anzunehmen, nämlich weil 

b) ein ausdrücklicher Vertrag einen stillschweigeiideu 
ausschliesst. Bei Vorhandensein einer widersprechenden 
Willenserklärung wäre eine stillschweigende Offerte undenk- 
bar, bei Uebereinstimmung dagegen unnötig. Diese aus- 
drückliche Willenserklärung ist aber gegeben in den ver- 
schiedenen Reglementen, welche je nach ihrer Tendenz, das 
Publikum innerhalb der vorgesteckten Grenzen mehr oder 
weniger einzuschränken, verschiedene Systeme verfolgen. 

«. Gewisse Reglemente bestimmen ausdrücklich, dass 
der Reisende kein Recht habe die Fahrt zu unterbrechen, 
oder es wird dies wenigstens vom Gesetz als Grundsatz 
aufgestellt, dabei aber den einzelnen Eisenbahnverwaltungen 
gestattet, in ihre Reglemente Bestimmungen aufzunehmen. 
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wonach Jeder nach seiner Wahl'^) oder aus bestimmten 
Gründen'') zum ünterbruch berechtigt sein solle. 

j3. Dem Reisenden ist die Unterbrechung der Fahrt, 
unbeschadet der kurzen Extinctivfrist, an jeder Station ge- 
gestattet. '^) 

y. Zwischen diesen beiden Extremen befinden sich die- 
jenigen Reglemente, die das Recht des Unterbruches blos 
einmal'*), oder je nach der Länge der durchfahrenen Strecke 
ein oder zweimal®^) gewähren. 

In die Hjand der Eisenbahn ist es dann gelegt, Mittel 
ausfindig zu machen, um sich gegen einen Missbrauch des 
Rechts der Unterbrechung durch den Reisenden zu sichern. 
So verlangt das deutsche und österreichische Reglement ^^), 



'*) In Frankreich und Nordamerica. Nach Ferrand- Girandy a. a. 
O. Nr. 221 p. 170, haben tatsächlich einzelne Bahnverwaltungen von 
diesem Recht Gebrauch gemacht. Ueber die Verhältnisse in Nord- 
america sagt Piercej common carrier p, 491: „His (the passenger 's) 
leaving the train at an intermediate Station was an abandonment of 
his contract. unless the right was reserved to go through in another 
train. If therefore on resuming his journey, he refuses to pay his 
fare from the Station where he resumed it, to his destination, he may 
be expelled from the cars.* -^ Ebenso p. 253 (Entscheidungen in 
Sachen Cheney contra Boston and Maine R. R. Company. — State contra 
verton). Thompson j a. a. 0. p. 69 § 5: ,It may be stated as a 
general rule that the contract for conveyence entered into between 
the carrier and the passenger is an entirety. Neither party canrequire 
the othei' to perform it in parts. The passenger has no right to leave 
the conveyence at an intermediate Station wiihout the carrier' s consent y 
and afterwards demand that the contract be compleated according 
to his conveyence. — Beale, tickets in Harvard law review 1887 p. 33. 

") In England (Goodeve) und Belgien : Lankmann, a. a. 0. p. 3 1 Nr. QQ. 

'8) In der Schweiz: Schw. Tr.-Regl. § 9, Abs. 5. 

'») In Deutschland und Oesterreich : D. E. B. Betr. Regl. § 16, Abs. 3. 

^) Regolamento di polizia ferroviaria. Art. 3(). Gasca, codice ferro- 
viario I. p. 468. Bei 200—500 Kilom. 1 Mal, über 500 Km. 2 Mal. 

") D. E. B. Betr. Eegl. § 16, Abs. 4. In Holland soll die Vor- 
Schrift bestehen, dass die Scheine statt abgestempelt zu werden, an 
der Ünterbruchötation deponirt werden müssen. 



dass der Schein an der Unterbrucbsstation dem Bahnhof- 
voi-stand zum Anbringen eines Vermerks präsentirt werde. 
Hiedurcli wird verhütet, dass der Reisende das ihm nur 
einmal zustehende ßecht nochmals ausübe und dass der 
Schein von einer andern als der Unterbruchsstation aus 
benutzt werde. Ein Schein, der den Vermerk des Bahnhof- 
vorstandes nicht trägt, ist ungültig für die Benützung in 
einem spätem Zuge. Ein Reisender, der den Zug verlässt. 
ohne den Schein zu präsentiren, gibt damit zu erkennen, 
dass er auf den noch übrig bleibenden Teil seines Anspruches 
verzichten wolle. 

In der Schweiz dagegen findet eine derartige Zwischen- 
controlle nicht statt, wodurch die Eisenbahnverwaltuug 
allerdings auf die Redlichkeit des reisenden Publikums sich 
durchaus verlassen muss, da ihr kein Mittel zu Gebote steht 
zu constatiren, an welcher Station der Reisende die Fahrt 
unterbrochen hat, derselbe also im Stande wäre, einen viel 
grossem als den ihm tatsächlich noch zukommenden Trans- 
portanspruch auf Grund seines Fahrscheines zu verlangen. 
Es scheint indess, dass solche Fälle von Missbraueh 
der von der Eisenbahn dem Publikum gemachten Zuge- 
ständnisse nicht häufig seien oder wenigstens der Cassa 
der Eisenbahn sich nicht fühlbar machen, da sonst gevi-iss 
eine Aenderung der Reglemente stattgefunden hätte. Es 
ist auch nicht leicht anzunehmen , dass Jemand , ledig- 
lich um sich einen solchen unbedeutenden, rechtswidrigen 
Vermögensvorteil zu verschaffen, die öconomisch viel be- 
trächtlichere Last einer Reise und der damit zusammen- 
hängenden Kosten sich auferlegen werde. 

3. Die TJebertragbarkeit des Transportanspruches in 
seiner Totalität steht, wie wir gesehen haben, ausser aller 
Frage. Der Grund, warum der Transportanspruch seine 
TJebertragbarkeit verlieren sollte, sobald die Leistung be- 
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gönnen hat , wie de Jonge ^^) meint, müsste sich aus einer 
gesetzlichen oder vertraglichen Bestimmung ableiten lassen, 
da grundsätzlich jeder Anspruch übertragbar ist. 

Da der Anspruch auf Transport nicht schon durch 
Beginn, sondern erst durch die vollständige Beendigung- 
des Transportes erlischt, so hat auch bis zu diesem Zeit- 
punkt der Reisende ein Forderungsrecht gegen die Eisen- 
bahn, welches während der Dauer der Fahrt allerdings 
immer kleiner wird, sich aber nicht anders als quantitativ 
von dem ursprünglichen intacten Transportanspruch unter- 
scheidet. Deshalb liegt aber auch kein Grund vor, warum 
dieser Anspruch weniger wirksam als der intacte sollte 
übertragen werden können. Dass weder in Gesetzen noch 
auch in der Litteratur sich irgend wo eine Spur findet, die 
die Richtigkeit dieser Ansicht bezweifeln Hesse, beweist, dass 
für die gegenteilige Annahme kein triftiger Grund vor- 
handen ist. 

Bei Leistungen, welche in der Hingabe einer Sache 
bestehen, wird die Frage deshalb unpraktisch sein, weil 
die Leistung regelmässig in einem Augenblick erfolgt, 
weil also zu einer Uebertragung während der Dauer der 
Leistung gar keine Zeit wäre. Anders dagegen bei Obli- 
gationen, die nur durch eine andauernde Handlung getilgt 
werden. Die blos tatsächliche Unmöglichkeit der Ueber- 
tragung bei der ersten Art von Leistungen ist nicht 
massgebend für die rechtliche Möglichkeit bei Leistungen 
der letztern Art. So gut wie ein Gesetz oder ein Vertrag 
für den Ausschluss der Cession vor Beginn der Leistung 
notwendig ist, ebenso gut ist dies nötig nach Beginn. Der 
Umstand, dass de Jonge aus der Natur des Anspruches die 
Unübertragbarkeit desselben nachweisen will, trotzdem die 



83 



) de Jonge I, p. 10 in Verbindung mit p. 5. 
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ragbarkeit vor Beginn der Leistung auch von ihm 
ben wird, zeigt, dase der falsch verstandene Begriff 
nlbarkeit auch hier eine Bolle spielt. ^^) Es kann 
jegen die aus der Argumentation v. Bar's sich er- 
e Consequenz, dass der Anspruch so oft übertragen 
1 könne, als sich auf der Strecke Stationen befinden 
7,. B. zwischen Berlin und Cöln 68 Mal) nicht 
ihts eingewendet werden, sondern man muss sogar 
veiter gehen und die Uebertragung in jedem be- 
1 Augenblicke der Fahrt, z. B. mitten zwischen 
Itationen gestatten, was gar nicht so unpractisch 
} V. Bar glaubt, da zwei Personen, die sich schon 
ge befinden, wenn sie beide ihr Reiseziel ändern 
n, ohne dabei irgend welchen Verlust zu erleiden, 
ahrscheine austauschen können. Nach de Jonge's 
t wäre allerdings ein solcher Tausch nicht statt- 
!a in Folge desselben eine doppelte Uebertragung 
enutzter Fahrscheine stattfindet. Ich vermag indessen 
ein rechtliches noch practisehes Hindernis gegen die 
ikeit eines solchen Rechtsgeschäftes zu erkennen, 
leschäft kann selbstverständlich in jedem Augen- 
ibgeschlossen werden und ist keineswegs an eine 
gebunden. Dagegen kann die Eisenbahn nicht ge- 
■\\ werdeu, an andern Orten als an den fahrplan- 

3as .Beweismaterial', ■welches Ae Junge, a. a. O. p. 11 fg„ zu 
seiner Ansicht aufführt, ist in einem Aufsatze Über , lieber- 
eit von Retourfahrkarten, von einem lier vorrage aden Fäch- 
ln der Zeitaehrift: .üeber Land und Meer' Jahrgang 1889, 
id 10 sehr treffend kritisirt, indem nachgewiesen wird, dass 
petitio principio ist, wenn man aua der Einheit des Preises 
Einheit der Berechtigung achliessen wollte, da durch die Preis- , 
a die Eiaenbalin sich nur einen Reisenden (aber ganzgleich- 
'elchen) für eine grössere Trau aports trecke, als dies durch die 
iche Taxe möglich wäre, sichern wolle; ähnlich verhält es 
der Einheit des Zweckes. 
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massigen Haltestellen anzuhalten und Passagiere ein- oder 
aussteigen zu lassen, so dass aus diesem Umstand sich die 
tatsächliche Unmöglichkeit ergibt, an einem andern Orte als 
einer Haltestelle den Anspruch einer solchen Person zu 
cediren, welche sich nicht schon im Zuge befindet.**) 

Die Belästigungstheorie, welche v. Bar selbst wieder 
gegen die Consequenzen seiner von de Jonge citirten An- 
sicht aufführt, und die darin besteht, dass durch das häufige 
üebertragen für die Eisenbahn eine vermehrte Controlle 
und damit eine grössere Last erwachsen würde als es bei Be- 
nutzung des Fahrscheins durch einen einzigen Reisenden 
der Fall wäre, und dass aus diesem Grund eine öftere 
Uebertragung unstatthaft sei, kann ebenfalls nicht in Be- 
tracht kommen. 

Um nicht dem Gang der Untersuchung vorzugreifen, 
müssen wir uns hier darauf beschränken, gegen die Be- 
lästigungstheorie anzuführen, dass eine erneute Controlle 
durch die Cession des Anspruches gar nicht nötig wird, 
dass ferner die Controlle ein Recht ist, das die Eisenbahn 
gegenüber den Reisenden hat, nicht eine Pflicht; dass man 
daher bei einer häufigen Ausübung der Controlle eher von 
einer Belästigung des Reisenden als von einer solchen der 
Eisenbahn sprechen könnte und endlich, dass auch dann, 
wenn die ControUs eine Pflicht der Eisenbahn wäre, die 
bei jeder Cession des Anspruches sich erneuern würde, 
dies nicht als eine Belästigung, d. h. eine Vermehrung 
der aus dem Tranport geschuldeten Leistung, sondern nur 



®^) Die- Reglemente (z. E. Schw. Betr.-Regl. § 20, Abs. 1) verbieten 
das Aus- und Einsteigen, während der Zug in Bewegung ist, was aller- 
dings in erster Linie aus Gründen der Sicherheit, nicht um eine 
üebertragung des Fahrscheins zu verhindern, vorgeschrieben ist, tat- 
sächlich aber doch diese Wirkung hat. 
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als eine dem Recht des Transportberechtigten entsprechende 
Verbindlichkeit der Eisenbahn aufzufassen wäre,'^) 

Wir sehen somit, dass die Teilbarkeit, die aus der 
Natur der Leistung hervorgeht, für die auf Gesetz oder 
Vertrag beruhende Ratenleistung und Uebertragbarkeit des 
Anspruches ohne Einßuss ist und dass ferner die letztere 
auch nicht davon abhängt, ob die Leistung in Raten zer- 
legbar ist oder nicht. 

So lange ein Anspruch besteht, kann derselbe ganz 
unabhängig davon, ob er teilbar sei und ob Ratenleistungen 
im betreffenden Fall rechtlich zulässig seien, übertragen 
werden, sobald nicht die vom Gesetz begründeten Aus- 
nahmen: ausdrückliche gesetzliche oder vertragliche Be- 
stimmungen oder die besondere Natur des Rechtsverhält- 
nisses zutreffen. *') 

Da der Transportanspruch an sich übertragbar ist, so 
haben wir keine Veranlassung zu der Annahme, dass der 
durch den Beginn der Leistung zwar quantitativ aber nicht 
qualitativ veränderte Anspruch nicht mehr übertragbar sei. 
Hierauf ist auch, wie wir sehen werden, die im folgenden 
Teil zu erörternde Natur des Fahrscheins nicht von Einfluss. 



^') Ganz richtig macht de Jonge darauf aufmerksam, daas t. Bar 
die Frage nicht beantworte, wann denn nach seiner Ansicht die Be- 
lästigung eine so erhebliche werde, dass sie der Eisenbahn nicht mehr 
zugemutet werden dürfe, ob nach 1, 3, oder erst 63m»liger lieber- 
tragung (de Junge IL p. 8). 

^') Die besondere Natur des Rechtsverhältnisses lässt sich zwar 
nicht direct auf Gesetz oder Vertrag zurückführen, allein es ist doch 
in sofern, wie wir gesehen haben, eine Aehnlichkeit Torhauden, als 
diese besondere Natur immer durch analoge Anwendung Ton gesetz- 
lichen Bestimmungen oder Annahme eines stillschweigenden Yertragee 
entsteht. Die Leistung wird in der Weise in Mitleidenschaft ge- 
zogen, dass die Cession überhaupt schon vom Momente des Gntatehens 
der Obligation ungültig ist, sodass auch in diesem Fall der Beginn 
der Leistung auf die Cedirbarkeit ohne Einfluss ist. 



IL Teil. 



Die rechtlichen Beziehungen zwischen dem Fahrschein und 

dem Transportanspruch. 



A. Die reehtliehe Mar des Eisenbahnfahrscheins. 

I. 

Der Personentransportvertrag ist, wie wir gesehen haben, 
eine locatio conductio operis, also ein Consensualcontract, 
zu dessen Perfection irgend welche Form nicht notwendig 
ist. Die Eisenbahn ist daher nach der Natur des Trans- 
portvertrages nicht zur Ausgabe von Fahrscheinen ver- 
pflichtet. «^) 

Ebensowenig ergibt sich eine solche Verpflichtung aus 
den staatlichen Reglementen, welche allerdings gewisse Be- 
stimmungen über die Fahrscheine aufstellen, dabei aber 



®^) So gibt es z. B. Pferdebahnen (die in dieser Hinsicht den Eisen- 
bahnen gleichzustellen sind), welche keine Fahrscheine ausgeben. 
Hieher gehören die in Berlin die Strecke Halle'sches Thor-Stettiner 
Bahnhof befahrenden Omnibus (bis 1887); ferner die Pariser Omnibus 
und Strassenbahnen. In beiden Fällen besorgt der Schaffner selbst 
die Controlle. — In Nürnberg bestand 1885 sogar die Einrichtung, 
dafls gar kein Schaffner da war, sondern das mitfahrende Publikum 
die Controlle ausübte. 

4 



\ 

\ 



— 50 - 
■■ 
l 
f stillschweigend voraussetzen, dass die Eisenbahn diesen 

K Modus der Beurkundung des Transportanspruches gewählt 

' , habe. Findet eine Ausgabe von Fahrscheinen statt, so 

darf die Beurteilung ihrer rechtlichen Natur nicht lediglich 
^ davon abhängig gemacht werden, dass die Eisenbahn nur 

gegen Vorweisung eines Fahrscheines die Berechtigung des 
Reisenden anerkennt.®®) Wir mü5»sen vielmehr davon aus- 
gehen, dass mit der Ausstellung einer Urkunde die Con- 
I trahenten gewisse Zwecke verfolgen, welche allein mass- 

I gebend sein können für die juristische Natur der Urkunde. 

II. 

Die Ausgabe des Papiers erfolgt durch die Eisenbahn 
1^ in der Weise, dass der einzelne Transportnehmer an dem 

P Inhalt der Urkunde nichts zu ändern im Stande ist und 

If auch einen bestimmten Willen betreffs dieses Inhaltes nicht 

mit Erfolg geltend machen kann, da der Fahrschein zum 
U Voraus gedruckt wird, der Reisende also nur die Wahl hat 

den Schein vorbehaltlos anzunehmen oder auf das Contra- 

hiren und damit auf die Reise selbst zu verzichten. 

Da also die Ausstellung des Scheines in die Hand der 

Bahn gelegt ist, so erscheint es natürlich, dass sie 






^ 












8») D. E, B. BegL § 14, Abs. 4. — Schw, Ir.-Regl § 16 und In- 
struction betr. Ausführung der §§ 16 u. 17 vom 7. und 14. 11. 1877, 
Nr. 1, Abs. 2: „Die Mitfahrt ist Niemandem gestattet, der nicht ent- 
weder ein Billet oder eine von der Bahndirection ausgestellte Legi- 
timation (Freikarte) besitzt." — Arrete roydl du 10. IL 1887, Art. K 
Nr. 1 (Belgien). Larikmann, traite des transp. de chemin de fer en 
Belgique p. 25, No. 53. — i^eraw^-G/raMf?, code des transp. IIL p. 168, 
No. 219. Ordonnance du 15. XI. 1846 (rfeglement d'administration 
publique sur la police, la sürete et l'exploitation des chemins de 
fer) Art. 63, § 1 (Frankreich). — Bye-law No. 1 (ein vom Englischen 
board of trade erlassenes Reglement). — Goodeve, a. a. 0. p. 13, p. 22. — 
Gasca. codice ferroviario I. p. 475. — Schott^ a. a. 0. IIL p. 527. — 
Entscheidung in Sachen GofF contra Great Northern Railway (bei 
GoodevCy a. a. 0. p. 28). 
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1. ihr eigenes Interesse wahren wird. Dies kann in 
mehrfacher Weise geschehen; zunächst ermöglicht ihr ein 
solcher Schein eine doppelte ControUe 

a. gegenüber ihrem eigenen Personal. Dadurch, dass 
die Scheine mit einer fortlaufenden Nummer versehen sind, 
kann genau constatirt werden, wieviele Scheine zur Aus- 
gabe gelangt sind, wie gross also die Einnahme sein muss, 
die der Cassier an die Hauptcasse der Bahn abzuliefern hat ; 

b. gegenüber den Reisenden dient der Schein als Con- 
troUe darüber, ob jeder Reisende zum Transport berechtigt 
sei, d. h. ob er schon vor Betreten des Wagens einen 
Transportanspruch erworben habe. Um diese ControUe aus- 
üben zu können, ist der Schaffner, d. h. der im Eisenbahnzug 
mitfahrende, die Aufsicht führende Angestellte der Bahn 
berechtigt, jeden Augenblick das Vorweisen des Fahrscheines 
zu verlangen. Auf diese Art sieht der Schaffner sofort, 
wer nicht im Besitze eines Fahrscheines ist; diejenigen, 
welche sich weigern sollten, ihren Fahrschein vorzuweisen, 
sind denjenigen gleichzustellen, welche keinen solchen gelöst 
haben und beide können angehalten werden, entweder den 
Zug zu verlassen oder das Fahrgeld nachzuzahlen; 

c. im Interesse der Eisenbahn liegt es ferner, dass, 
wenn sie sich einmal zur Ausgabe solcher Urkunden ent- 
schlossen hat, der Reisende an dieselbe gebunden sei, 
dass also der Transport nur gegen Vorweisung und Rück- 
gabe der Urkunde geleistet zu werden braucht. Der Schein 
wird somit Präsentationspapier und Einlösungspapier sein 
müssen.®*) 

2. Auf der andern Seite ist die Eisenbahn jedoch auch 
verpflichtet, das Interesse der Reisenden zu wahren, und in 
dieser Hinsicht stellt sich bei der heute allgemein üblichen 



«») Schw, Tr.-Begl. § 13, Abs. 3. § 16, Abs. 2. — J). E. B. Betr. 
Begl. § 14, 3 und 4, Abs. 2. 



An iia P'fz^idtEocnaestftn^ ätt A^om t«b Falnsdieiiieii in 
mtirii^i^ ^-^«ä-n-; ijt Ximmcl^iBE äeraas. »dem dorch 

irr 1=^ 6iTiaii/^n. Sid«^ öuti^ «*■ 1t<»J «i^ m » desGesetzes 
g*sS^ T-träit. TEmscr^fÖKBÜ Va^äc&nagCB auferlegen. 

a. Wlir^cri '»■r^-"-niiri»gr '-.a Ag- »QÖP c opinctjo operis 
öer E:.^z»-^i ftr iks iss^z^ifürjt W«fc «s« aacb VoUendimg 
öis&K-r^iec ^^^atlz e: wirira. -^raüii "i. find die Eisenbahnen 
c^tls. 'iii: Eezir=>e-"t ^.!««.-irx- -ü* C::sictoiiig des Fahr- 
j,rt»ei TIC- A^ii^lrr^ iir E^äüe is b«aB={inidim." I 

Bei «::>e-- ;Wt>r- ix^'-istihr^; afci«- ia der Lastende 
>.*-rt»;i.:ir; tii:-e *4zlt::i^z z= T*rlinÄB.*^l Xon ist nach 
-S:i*eiZKT, ""'''Ti'r •-^-^■^*^' «r* beEtänmie Form der 
Q^rr:;-ze^ riiriT T.:-rz^Ä:iTi:^:t^ I'er ijnind hiefur ist 
»'.-'•.I -liri:: z:: *;;;h^n. >ii» r-»?' il^ st^ihstraständltcfa an- 
Dör.2;. diss 'Üe Crt-i^ir a"r 1:1=1 Beweis der Zafalong 00t- 
we-ü^^a UsLit^d« e-:ithil:c3 suSsse. So namentlich nicht 
UZT. Ciüs! die 7jkr' — r i'^—.^itzz.-u'cD habe, sondern auch 
KMt i'Am. ini-i j-i iT'^'i. s-^wi* i., ;.r-.\/.; H 2ri/p»oiH.**) Die 
Xtri:;r;Ä der fc*>ir3 C-: !:rrahr:;:ea ist deshalb notwendig. 
W;;i fl*-r .Schiiuer beabsiehr:^ durth die Zahlnng ein be- 



■". iy,^. O. E- Ar:. :>•:>. — L ::;■-? 3. :_ 35. Läl^glD. locati 
r% ->. — />:*-'/! 573. 

'■ c. ifcr ¥-' .ri-.'.n, Si^r die A-:;:e"l=iLz eines ptacL Svstcms der 
\^.!'.r.^i':% i AV.iä::i:,ä::s j^s Pa=iett.-E. L p. Si?". . — K«*, Deotsch- 
.*.-,;* K:.-r.'.va>::.:o IL p. 1-4. 

", h~h-r.. O. B. Art. V'rl. I'er Leislenie mass Schnlduo- sein; bei 
7»i..-.i.^ hini^n inieoitsic: kann er dagegen am BfickerEtMtong, nicht 
i'i'rr A-i--,"*:;,:;!.!^ einer ''^■::;ttT;n^ veKan^en -wenn nicht der Empfänger 
»'rii,"!!^':;!! intlü-Ikter Wsiie das Vorhandenäein eines Schul dverhält- 
a:*:'--. unr.iifir/.t et'] in diesem Irrtnm befangen /'rrtiriDiy eine Quittung 
a:)*»f:.it,. — I Ja I>. de Dentis IS. 1. — 7 l^C-de t«rtibiiB 4. 20. — 
l JU <:. de Ml in^tr. 4. 21. EntKurf % 209. 

''/ SchMi'hr, C'^mmentar zu jkhw. 0. R- 1?S3. Art. 102, Anm. 3. 
jtlli/f.tn. pf.uiiH. L. B. L IG, § £7. — Fiir^trr. a. ». 0. 1. p. 6Ö1. 
OrM-^rridi % H2'i. — r. KireMflUr, a. a. 0. p. 66j. — JfcrfirerHM Eni- 
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stehendes Schuldverhaltnis zu lösen. Wenn also die Quittung 
die Namen des Schuldners und des Gläubigers enthält, so 
wird damit eine Präsumtion dafür geschaffen, dass gerade 
das zwischen ihnen bestehende Schuldverhältnis habe ge- 
tilgt werden sollen, wenn dies nicht ausdrücklich in der 
Quittung bemerkt ist. 

Es wäre aber eine beim Transportvertrag ausgestellte 
Quittung nicht blos Quittung, sondern auch Schuldschein ^ 
da in einem zweiseitigen Kechtsverhältnis die Quittung über 
die zuerst gemachte Leistung zugleich auch Schuldurkunde 
über die noch ausstehende Leistung des Mitcontrahenten ist. 

Man hat also überall, wo von Fahrscheinen als von 
einer Quittung gesprochen wird, nicht sowohl an die Zahlung 
des Fahrgeldes als vielmehr an die Berechtigung zum Trans- 
port, die über den Transportanspruch ausgestellte Urkunde 
zu denken. 

b. Der Schuldner aus einem zweiseitigen Vertrag ist 
verpflichtet, dem Gläubiger die Mittel an die Hand zu geben, 
damit dieser ohne weitere Schwierigkeiten seinen Anspruch 
nachzuweisen im Stande ist. 

Wenn auch bei Privattransportunternehmern die Mög- 
lichkeit vorhanden ist, dass der Schuldner ohne weitern 
Nachweis seinen Gläubiger, nämlich diejenige Person, die 
er zu transportiren sich verpflichtet, als den wirklich Be- 
rechtigten erkenne (z. B. Droschenkutscher ^*), so fällt doch 

wurf II. p. 89, die als selbstverständlich annehmen, dass die Be- 
ziehungen des Schuldverhältnisses zur Quittung aus derselben er- 
hellen müssen. 

^) Sogar für Droschkenkutscher besteht vielfach die polizeiliche 
Vorschrift, dass dieselben gehalten seien, eine Quittung über den Be- 
trag des Fahrgeldes auszustellen, was allerdings nur ein Schutz gegen 
dolus des Betreffenden gewähren soll, während man bei der Eisenbahn 
an einen dolus durchaus nicht zu denken braucht, um die Unmöglich- 
keit einzusehen, dass die Angestellten jeden einzelnen Transport- 
berechtigten kennen. 
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diese Möglichkeit dahin, wenn der Verkehr ein so 
rascher und ausgedehnter ist, wie bei der Eisenbahn. Auch 
wenn jeder dolus ausgeschlossen wird, wäre es der Eisen- 
bahn oder ihren Vertretern nicht möglich, alle Reisenden, 
welche einen Anspruch erworben haben, zu kennen. Dies 
ist um so mehr der Fall, als diejenige Person, welche mit 
dem Publikum contrahirt, nicht identisch ist mit derjenigen» 
welche die ControUe in den Eisenbahnzügen ausübt und 
darüber zu wachen hat, dass kein Unberechtigter die Eisen- 
bahn benutze. 

Da also in der Masse der Reisenden die Individualität 
des Einzelnen vollkommen verschwindet, so kann der 
Reisende verlangen, dass er der Eisenbahn gegenüber nicht 
schlechter gestellt werde, als jedem gewöhnlichen Privat- 
transportunternehmer gegenüber. Diese Gleichstellung wird 
aber nur dadurch erreicht, dass die Eisenbahn gezwungen 
wird, dem Reisenden genügende Beweismittel für seinen 
Anspruch in die Hand zu geben. Einem Privatunternehmer 
gegenüber wird den Reisenden die drohende Concurrenz 
schützen, welche erstem zwingt, dem Publikum alle mög- 
lichen Vorteile und Bequemlichkeiten zu bieten. Bei der 
Eisenbahn dagegen ist eine Concurrenz nicht vorhanden, 
man muss daher einea andern Grund suchen, aus welchem 
eine solche Verpflichtung der Eisenbahn hergeleitet werden 
kann. Meines Erachtens ist sie weiter nichts als ein Aus- 
fluss des Contrahirungs- und Transportzwanges. Wenn 
die Eisenbahn zwar gewungen wird mit Jedem, der ge- 
wisse Bedingungen erfüllt, zu contrahiren, auf der andern 
Seite aber im Stande ist, ihre aus diesem Vertrag ent- 
springende Verbindlichkeit nicht zu erfüllen, weil der Gläu- 
biger nicht in der Lage ist, seinen Anspruch nachzuweisen, 
so ist dies nichts anderes als eine Durchbrechung des Prin- 
cipes der Contrahirungspflicht. Der einzelne Reisende wird 
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sogar noch schlechter gestellt, als wenn eine solche Pflicht 
der Eisenbahn gar nicht bestünde, da er nicht nur vom 
Transport ausgeschlossen werden könnte, sondern auch auf 
die Rückforderung des Fahrpreises verzichten müsste, weil 
er die Erlegung desselben ebensowenig nachweisen könnte, 
wie seinen Anspruch aus dem Transportvertrag. 

Diese Benachteiligung des einen Reisenden gegen- 
über dem andern und des Reisenden gegenüber der Eisen- 
bahn im Gegensatz zu Privatunternehmern würde das 
öffentliche Interesse gefährden; der Staat aber hat die 
Verpflichtung, einer solchen Gefährdung entgegen zu treten. 
Dies kann am einfachsten dadurch geschehen, dass er 
jedem mit der Eisenbahn Contrahirenden eine Klage gibt 
auf Gewährung der nothwendigen Beweismittel. *^) 

c. Wenn der Reisende berechtigt ist ein solches Ver- 
langen an die Eisenbahn zu stellen, so kann er auch ver- 
langen, dass der Fahrschein, der ihm aushingegeben wird 
und der die einzige über seinen Anspruch ausgestellte Ur- 
kunde ist, eine solche Form habe, welche ihm gestattet, 
ohne weiteres, d. h. ohne andere Beweismittel zu produ- 
ciren, sein Recht nachzuweisen. 

Nicht nur die Eisenbahn kann verlangen, dass der 
Reisende bei der Geltendmachung des Anspruches den 
Fahrschein besitze und vorweise, sondern auch der Reisende, 
dass diese einzige ihm ausgehändigte Urkunde auch das 
einzig notwendige Beweismittel sei. Wenn der Reisende 
aber nicht verpflichtet werden soll, noch andere Beweis- 



•*) Hiezu gehören nicht unbedingt Urkunden; so gibt es auch 
öffentliche Anstalten, wo erst nach Zahlung eines Eintrittgeldes, d. h. 
nach Erwerb eines Anspruches, der Betreffende in einen Raum ein- 
gelassen wird, zu welchem der Zutritt andern Personen absolut un- 
möglich ist. Durch Verlassen dieses Raumes erlischt dann auch 
ipso jure die Berechtigung. 
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mittel zu produciren, so ist er hiezu im Zweifel auch nicht 
berechtigt, für den Fall, dass er um den Besitz des Papieres 
gekommen sei. Mit andern Worten: Das Recht muss an 
das Papier geknüpft sein; dasselbe kann ohne das Papier 
nicht geltend gemacht werden, der Schuldner aber soll 
bei Vorhandensein des Papieres auch das Vorhandenseis 
des Anspruches nicht bestreiten können ; der Schein wird 
also blos dann allen berechtigten Anforderungen des Reisen- 
den genügen, wenn er Wertpapiere^) ist, 

III. 

1. Innerhalb dieser durch das Interesse der Eisenbahn 
sowohl, als auch des Publikums umschriebenen Grenzen hat 
die Eisenbahn über die dem Fahrschein zu verleihende 
Form vollständig freie Hand. Die bei den einzelnen 
Arten von Wertpapieren vorkommenden Formen der Ur- 
kunde haben keinen Einfiuss auf den Nachweis vom Vor- 
handensein eines Anspruches, sondern blos auf die Legi- 
timation des Präsentanten, d. h. den Nachweis über die 
Berechtigung einer bestimmten Person. 



**) Wertpapier ist eine Urkunde, welche nicht nur zum Zwecke des 
Beweises einer geschehenen Leistung oder eines erlangten Anspruches, 
wie sie die Quittung oder der gewöhnliche Schuldschein darstellen, 
ausgegeben wird, sondern deren wesentliches Merkmal darin besteht, 
dass das Schicksal der verbrieften Forderung an dasjenige des Papieres 
gebunden ist, sowohl was den Untergang, als was die Uebertragung 
des Anspruches anbetrifft. — Der Nachweis der Berechtigung einer 
bestimmten Person sowohl, als auch des Vorhandenseins des Rechts 
überhaupt kann activ und passiv nur vermittelst des Papieres ge- 
schehen. — Vergl. dagegen Thoely a. a. 0. I. § 226 p. 650. — Brunner, 
die Wertpapiere, in Endemanns Handbuch IL p. 142, definirt das 
Wertpapier als eine Urkunde über ein Privatrecht, dessen Verwertung 
durch die Inhabung der Urkunde privatrechtlich bedingt wird. Thoel, 
a. a. 0. I. § 211 p. 632. — Goldschmidt, Handelsrecht (Colleg.) § 82. - 
Carliriy zur rechtlichen Natur der Wertpapiere (Zeitschr. für H. R. 
Bd. 36 p. 5). 
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Die in den Reglementen enthaltenen Bestimmungen 
wollen die Dispositionsbefugnis nur insofern beschränken^ 
als sie den notwendigen Inhalt der Fahrscheine festsetzen^ 
also ein gewisses Minimum, welches die Eisenbahn durchaus 
nicht hindern soll, noch mehr in den Schein aufzunehmen^ 
so z. B. den Schein auf Namen auszustellen, oder den An- 
spruch zu einem unübertragbaren zu machen. Dies würde,, 
wie wir gesehen haben, weder im Widerspruch zu den 
staatlichen Reglementen stehen, noch auch eine Mehrbe- 
lastung des Beisenden bedeuten. 

Der erste Zweck eines Wertpapiers ist der, Träger 
eines privatrechtlichen Anspruchs zu sein, nicht aber,, 
ein zur Circulation und Speculation besonders geeignetes 
Object des Handelsverkehres abzugeben. Sobald das Papier 
den ersten Zweck erfüllt, hat der Schuldner seinen Ver- 
pflichtungen gegenüber dem Gläubiger in dieser Hinsicht 
genügt. Die Möglichkeit, das Papier als Waare und damit 
zur Speculation zu verwenden, ist nur eine Folge der be- 
sondern Eigenschaften des Papiers, nicht aber der Zweck 
desselben. 

Der reglementarisch vorgeschriebene Inhalt des Fahr- 
scheins beschränkt sich auf die Angabe der Anfangs- und 
der Endstation, der Wagenclasse, der Gültigkeitsdauer und 
des Fahrgeldes.®^) Ein Eisenbahnfahrschein, welcher sich 
im wesentlichen an diese Form anschliesst, also nament- 
lich einen bestimmten Berechtigten nicht bezeichnet, muss 
unter Berücksichtigung des oben (unter II) Gesagten 
Inhaberpapier ^^) sein. 

Wenn schon der Wortlaut der meisten gesetzlichen 



»') Schw. Tr.'Begl § 9, Abs. 1. — D. E. B. Betr. Regl § 10, Abs. 1. 

®®) Unter Inhaberpapier soll ein für alle Mal ein Wertpapier ver- 
standen sein, durch welches der Schuldner sich verpflichtet, an jeden 
Präsentanten zu leisten. ., 
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Bestimmungen dahin geht zu verlangen, dass das Papier 
ausdrücklich auf den Inhaber (auch synonyme Beziehungen 
sind zulässig) ausgestellt werde, oder doch wenigstens der 
Wille des Schuldners aus dem Papier klar hervorgehen 
müsse, dass an jeden Präsentanten gezahlt werden solle ^% 
so ist doch die herrschende Ansicht die, das Wesentliche 
beim Inhaberpapier liege darin, dass kein bestimmter 
Berechtigter genannt sei, m. a. W. dass das blosse 
Fehlen eines Namens auf dem Papier auf den Willen des 
Schuldners schliessen lasse, an jeden Inhaber zahlen zu 
wollen. ^^*>) 

Dies letztere trifft nun auch beim Eisenbahnfahrschein 



^») Schw. 0. R. Art. 846. — Entwurf § 685. 

^^) Brunner, a. a. 0. IL p. 198. — Thoel, a. a. 0. I. p. 669, 670. 
— Göldschmidty a. a. 0. (Colleg.) § 85, sagt, dass Papiere ohne jede 
Benennung des Berechtigten als I. P. angesehen werden, wenn sie 
gewohnheitsrechtlich als solche gelten. In unserm Falle ist aber 
eben die Existenz eines solchen (Gewohnheitsrechtes streitig. — Mit 
specieller Berücksichtigung der Eisenbahnfahrscheine und ähnlicher 
Papiere verlangt der Entwurf § 702, dass dieselben als I. P. ange- 
sehen werden, wenn aus der Urkunde der Wille des Ausstellers hervor- 
gehe, an jeden Inhaber zu leisten. Es ist dies eine durchaus über- 
flüssige Bestimmung, da auf „Billette, Karten, Marken und ähnliche 
Urkunden'* im allgemeinen kein anderes Recht zur Anwendung . kommt 
wie für gewöhnliche Schul durkunden und deshalb auch ohne § 702 
die §§ 685, Abs. 1 und 687 bis 689 Platz greifen müssten. Es ist 
kein Grund vorhanden, warum nicht über eine Natural- oder Arbeits- 
leistung ebenso gut wie über eine Geldleistung ein I. P. sollte aus- 
gestellt werden können. — So sagen denn auch die Motive II. p. 722 
ausdrücklich, dass in jedem Falle der Wille des Ausstellers, nötigen- 
falls an Hand der Verkehrssitte, zu ermitteln sei. Dieser Wille 
ergibt sich aber eben wieder aus der Form der Urkunde, "wobei 
dann nur noch fraglich ist, ob das Papier blosses ControUzeichen 
oder achtes Inhaberpapier sei. — Fuchs, a. a. 0. p. 24. — Entscheidung 
des Berliner Ob.-Tribunal vom 16. X. 1866. „Das charakteristische 
Merkmal des I. P. liegt in der Unbestimmtheit des Gläubig-ers." 
(Zschr. f. H. R. Bd. XII. p. 219.) 
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zu. Auf demselben wird wenigstens regelmässig der Name 
des Transportberechtigten nicht angeführt. Diese Tatsache 
lässt den Schluss zu, dass jeder Inhaber zur Geltend- 
machung des Anspruchs der Eisenbahn gegenüber solle 
legitimirt sein. ^*') 

2, Für die Inhaberpapier-Qualität des in der ge- 
wöhnlichen Form ausgestellten Fahrscheins sprechen aber . 
ausser der Form auch noch andere Umstände, die sich 
direct aus den Keglementen ergeben und in Folge dessen 
als der in den Transportvertrag aufgenommene Wille der 
Oontrahenten anzusehen sind. 

a. Die Keglern ente bestimmen, dass ein Reisender 
ohne Fahrschein keinen Anspruch auf Transport habe. 
Damit soll nicht nur gesagt werden, dass ein ohne Fahr- 
schein im Zuge Betroffener, welcher überhaupt noch keinen 
Transportanspruch erworben hat, solle ausgewiesen werden 
können, sondern dass auch derjenige, welcher einen Trans- 



'°') Thoel, a. a. 0. I. p. 635 Anm. 10 und p. 669 Anm. 1. — 
Goldschmidt, Handelsrecht (CoUeg.) § 85. § 127. — Bmnner, a. a. 0. 
III. p. 198. — Fuclis, a. a. 0. p. 14. — «. Ihering, RechtSBchuta gegen 
injuriöse Rechte Verletzungen, .Jahrbücher für Dogmatik Bd. XSIII. 
p. 3'J7 fg. — Mäh. E. B. Recht (Colleg.) § 28. — Kuntae, die Lehre 
von den Inhaberpapieren p. 495, p. 518. — Knies, Credit 1876 I. p. 182. — 
Unger, die rechtliche Natur der Inhaberpapiere p. ÖO und 94. — 
De Jonge, Uehertragharkeit der Retourhilleta p. 5. — Urteil des 
Kammergerichta m Berlin vom 25. XII. 1884 (bei Eger, Eisenbahn- 
rechtliche Entscheidungen III. p. 429 fg.). — ÜrleU des Stadtamtes 
eu Frankfurt Tom 1. X. 1868. (Zschr. f. H. E. Bd. XIV. p. 522.): 
„Eine weitere Prüfung der Legitimation durch den Beamten ala der 
Besitz ist geradezu ausgeschlossen." — Max Pappenheim, Begriff und 
Arten des I. P. nach Art. 307 d. D. H. G. B. {Inauguraldissertation 
1881) p. 82. — Kuntae. in Holzschuhers Theorie und Praxis des Civil- 
rechteell. p. 191. — u. Groening, die Inhaberpapiere (Ärchirf. die civilist. 
Praiis Bd. XLV. p. 93, 95). — Carlin. a. a. 0. (Zschr. f. H. E. Bd., 
XXSVI. p. 8). — Fhaad-Giraud, a. a. 0. III. Nr. 226. — Beale, 
tickets, in Harward law review ie87 I. p. 21, 23, 26, 27. — Gasca 
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portvertrag abgeschlossen hat, verpflichtet ist, den An- 
sprach nur vermittelst eines Fahrscheines geltend zu machen. 
Derjenige also, dessen Fahrschein gestohlen worden oder 
verl(M-en gegangen ist, hat zwar einen Anspruch, allein er 
ist an der 6eltendmachung desselben verhindert, so lange 
er nicht im Stande ist, den Fahrschein vorzuweisen. Nun 
ist allerdings richtig, dass dieselben Bestimmungen auch 
auf gewöhnliche Schuldurkunden, welche zugleich Prasen- 
tationspapier sind, passen würden. Allein die Aufnahme 
dieser Bestimmung, die für das Vorhandensein eines In- 
haberpapiers wesentlich, wenn auch nicht ausschlaggebend 
ist, in die ßeglemente, bildet eine Bestatiguiig der An- 
sicht, dass der Wille des Schuldners dahin gehe, in dem 
Fahrschein ein Inhaberpapier zu schaffen. 

b. Einen weitem Beweis bilden die Vorgänge beim 
Abschluss des Transportvertrages. Gegenüber der Ansicht 
von Eger ^^% welcher die Perfection des Transportvertrages 
vor Aushändigung des Fahrscheines vor sich gehen lässt, 
ist festzustellen, dass Aushändigung des Scheines und Per- 
fection des Vertrages in einen Moment zusammenfallen 
aus dem Grunde, weil gerade durch die Aushingabe des 
Fahrscheines der Vertrag perfect wird. ^®^) Eger gibt selbst 
zu, dass die Reglemente keine Verträge oder auch nur 



codice ferroviario 1887 I. p. 473 : „II biglietto non e personale, 
ma al portatore e puö essere ceduto.*' — — Es könnte scheinen, als 
ob die Zeugnisse dieser zahlreichen Schriftsteller genügen, um meine 
Ansicht ohne weitere Begründung zu erhärten; eine solche scheint 
mir deshalb notwendig, weil die oben citirten Autoren nur ganz 
beiläufig, teilweise sich gegenseitig citirend und ohne die Richtig- 
keit ihrer Ansicht näher zu prüfen, die Behauptung von der Inhaber- 
papier-Qualität der Fahrscheine aufstellen. 

^^) Eger, das deutsche Frachtrecht I. p. 177 fg. 

^^^) Urteil des Stadtamtes zu Frankfurt vom 1. X. 1868: „Der 
Vertrag wird perfect durch Anfordern und Verabreichen der Fahr- 
karte." (Zschr. f. H. R. Bd. XIV. p. 522.) 
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Vertragsoiferten , dass dieselben vielmehr blosse Auf- 
forderungen an das Publikum zu bestimmten Offerten 
seien, analog den Preisverzeichnissen der Kauf leute. Zu- 
gestandenermassen hat also der Transportnehmer die Offerte 
zu machen, wobei dann allerdings durch stillschweigende 
oder auch ausdrückliche Bezugnahme auf die Reglemente 
dieselben zu integrirenden Bestandteilen des Vertrages 
werden. ^^*) 

Wie macht nun der Transportnehmer seine Offerte? 
Im Güterverkehr dadurch, dass er der Eisenbahn den von 
ihm unterzeichneten Frachtbrief vorlegt, beim Personen- 
transport in der Weise, dass er dem mit der Ausgabe der 
Fahrscheine betrauten Vertreter der Eisenbahn das Ziel der 
Fahrt, die gewünschte Wagenclasse etc. angibt. Auf diese 
Offerte hin bedarf es einer ausdrücklichen oder still- 
schweigenden Annahme und diese geschieht in dem erstem 
Falle durch das Aufdrücken des Stempels auf den Frachtbrief, 
im letztern durch die Aushändigung des Fahrscheines. 

Ein früherer Vertragsabschluss ist gänzlich undenkbar, 
da die Eisenbahn die Offerte des Reisenden nicht an- 
nehmen kann, bevor sie vom Willen des letztern in Kennt- 
nis gesetzt ist. Da ausserdem ein Reisender ohne Fahr- 
schein keine Berechtigung hat, so kann, bevor er im Be- 
sitze eines Fahrscheins ist, auch kein Transportvertrag zu 
Stande gekommen sein, da er ja sonst eine aus einem 
Consensualvertrag herrührende Berechtigung hätte. Dass 
die Bezahlung des Fahrpreises auf den Abschluss des Ver- 
trages ohne Einfluss ist, geht daraus hervor, dass Jemand, 
der bezahlt aber noch keinen Schein erhalten hat, eben 
so wenig zur Fahrt berechtigt ist, wie derjenige, welcher 



*°*) Goldschmidt, die Haftpflicht der Eisenbahn (Zschr. f. H. R. 
Bd. IV.) p. 594. — Puchelty Commentar zum H. G. B. 1876 II. p. 419. — 
Koch, Deutschlands Eisenbahnen II. p. 122 Anm. 3. 



«rbanpt noch gar nicht bezahlt bat. Ein solcher muss 
>D neuem einen Ansprocfa erwerben, bat dagegen allerdings 
Igen die Eisenbahn eine Condictio aof Herausgabe des 
erst bezahlten Fahrgeldes. 

Der Umstand, da&s von der Eisenbahn Pränumeration 
« Fahrgeldes verlangt wird, hat seinen guten Grund 
irin, dass Niemand transportirt werden soU, von dem 
iter Umständen das Entgelt für die geschehene Trans- 
irtleistung gar nicht oder nur mit grossen Umtrieben 
^igetrieben werden könnte, und ist ohne Einfluss auf die 
srfection des Vertrage*. Ebenso gut, wie die Eisenbahn 
Tlangen kann , dass der Fahrpreis pränumerando ent- 
;htet werde, ist der Transportnehmer zu verlangen he- 
gt, dass gleichzeitig mit der Zahlung des Fahrpreises 
m auch der Fahrschein ausgehändigt werde."**) 

IV. 

Auf Grund der obigen Ausführungen ist es nun auch 
5glich, die von der meinigen abweichenden Ansichten 
kritisiren, welche den in gewöhnlicher Form ausgestellten 



">') Zahlnug dea Fahrpreises upd Aushändigung des Fahrscheins 
hen Zug um Zug zu geschehen. Deshalb ist an manchen Schaltern 
i EiorichtDDg getroffen, dass der Cassier den Schein und dei- 
lisende das Geld in eine Schale legen, worauf durch eine Drehan^ 
rselben im gleichen Augenblicke der fieiaende den Schein und dei 
saier das Geld in die Hände bekommen. Ans dem Umstand, daa 

der Regel der Cas*ier den Schein nicht herausgibt, bis der Fahr 
eis hingelegt war, schloas Goldschmidt (Zschr. f. H. R. Bd. IV 

ii'M und 5y7), dass die Fahrscheine Quittungen und Legitimationf- 
piere seien. Damit, dahs man sagt, das Fahrgeld müsse «uerat 
ft werden, ist aber noch keineswegs erwiesen, dass dasselbe ' 
;rausgabe des Scheines ins Eigentum der Bahn übergehe. I 
leint Tielmehi' hier ein gutes Paradigma der Leistung „Zu^ am 
g" vorzuliegen. Später hat übrigens Goldscbmidt diese Ansicht 
fgegeben ("siehe Anm. 101). 
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Fahrschein 1) als blosses Controllzeichen, 2) als blosse 
Quittung, 3) als Legitimationspapier behandeln. 

1. Der Fahrschein ist nicht ein blosses Controll- 
zeichen. "") In diesem Falle wäre nämlich der Schein aus- 
schliesslich im Interesse der Bahn ausgestellt, ohne irgend 
welche Beweiskraft für den Schuldner. Die Bahn wäre 
damit in den Stand gesetzt, das zu tun, was ihr kraft 
staatlicher Autorität im öffentlichen Interesse verboten ist, 
nämlich alle diejenigen, welche ihre Transportberechtigung 
nicht zu beweisen im Stande sind, vom Transport auszu- 
schliessen oder zur Eingehung eines neuen Transportver- 
trages zu zwingen. 

Dagegen unterliegt es keinem Zweifel, dass der Fahr- 
schein als Inhaberpapier zugleich die Functionen eines 
Controllzeichens versieht, indem einerseits durch die fort- 
laufende Nummer genau die Zahl der ausgegebenen Scheine 
festgestellt werden kann, und weil anderseits der Schaffner 
dadurch, dass er jederzeit das Vorweisen des Scheines zu 
verlangen berechtigt ist, controlliren kann, welche Passagiere 
schon einen Transportvertrag abgeschlossen und welche, 
ohne berechtigt zu sein, den Eisenbahnwagen betreten haben. 

2. Der Fahrschein ist nicht blos Quittung. "") Da 



"") Gareis, das deutsche HaDdeUreeht 1887 g 76 p. 596 fg.: 
„die Marken, Karten, Billets sind Legitimationszeichen zur Au3- 
übusg einer ControUe; sie sind weder zum Beweis noch zur Circu. 
lafcioa bestimmt." — Schott, a. a. 0. Bd. III. p. 526. 

"") Goldxdimidt, a. 3. 0. (Zachr. f. H. R. Bd. IV.) p. 597. Ob G. 
unter „Legitimationspapier" ein blosses Controllzeichen oder ein 
hinkendes I. P. versteht, ist aus der betr. Stelle nicht deutlich er- 
sichtlich. — Eger. a. a. 0. III. p. 310 Nr. 243. — Eger. E. B. recht!. 
Entscheidungen Bd. III. p. 429 Anm. 1. — Förster, a. a. 0. I. § 54 
p. 417. — Bekker, die Geldpapiere, in Bekker'a nnd Muther's Jahr- 
büchern I. p. 308. — Jtenaud, zur Theorie der Oblig. auf den Inhaber 
(kritische Üebecschau Bd. V.} p. 406. — TItoinpson, carriers of passengers 
p. 65; „a more receipt, token, or voucher, adopted for convenience. 




- 64 — 

man unter einer solchen Art von Quittung zugleich einen 
Schuldschein über die noch ausstehende Gegenleistung zu 
verstehen hat, so wäre der Reisende insofern besser gestellt, 
als nach der vorhergehenden Ansicht, als er nunmehr 
wenigstens ein Beweismittel für das Vorhandensein eines 
Transportanspruches in Händen hat. Allein abgesehen 
davon, dass auch nach Schw. Obl. Recht die Möglich- 
keit keineswegs feststeht, eine reine Quittung ohne den 
Namen des Leistenden ausstellen zu können, würde durch 
eine blosse Quittung der Zweck der Eisenbahn nicht er- 
reicht, eine alle andern Beweismittel ausschliessende Ur- 
kunde zu schaffen, da der Reisende auch auf andere Weise 
als durch den Fahrschein seinen Anspruch nachweisen könnte. 
Durch eine Quittung würde aber auch das Interesse des Reisen- 
den in dem Umfang, wie die Eisenbahn verpflichtet ist, 
nicht gewahrt, da die letztere nicht gehalten wäre, den 
Fahrschein als unbedingt beweisend anzunehmen. 

Am deutlichsten wird der Unterschied eines Fahr- 
scheins in seiner gewöhnlichen Form gegenüber einer reinen 
Quittung : 

a. bei einem Vergleich des Eisenbahnfahrscheins mit 
den Pferdebahnscheinen. Bei der Pferdebahn wird nämlich 
der Anspruch auf Beförderung nicht erst durch den Empfang 
des Fahrscheins erworben, sondern durch das Einsteigen 
in den Wagen. Der Schein ist hier blos Quittung und 
Controllzeichen gegen den Schaffner. *^®) 



to show that the passenger has paid his fare from one place to 
another .... the ticket cannot be said to be either the contraet or 
to contain the contraet. — Nach Bedle^ a. a. 0. I. p. 17 fg., ging die 
frühere americanische Praxis allgemein davon aus, dass der Fahr- 
schein eine Quittung sei. — Gengier, deutsches Privatrecht 1876 
p. 447, 448. — Plattner, zur Lehre von den Inhaberpapieren (Archiv 
für civilr. Praxis Bd. XLII. p. 204 fg. 

^°®) Fuchs^ a. a. 0. p. 34, hält die Pferdebahnfahrscheine für 
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Das Vorhandensein des Anspruches wird blos durch die 
Anwesenheit im betr. Wagen bewiesen und die Transport- 
berechtigung erlischt, sobald der Fahrgast den Wagen ver- 
lässt. Da, wo Correspondenzfahrscheine ausgegeben werden, 
verlässt sich die Pferdebahn lediglich auf die Ehrlichkeit 
des Publikums und darauf, dass der geringe Wert der 
Scheine auch nur einen kleinen Antrieb zum Missbrauch 
derselben abgeben kann, während im übrigen die Natur 
des Scheines dieselbe bleibt, trotzdem derselbe zur Fort- 
setzung der Fahrt in einem andern Wagen berechtigt. ^^*) 

Aus der Art des Vertragsabschlusses bei Pferdebahnen 
folgt dann auch, dass hier die schon mit Fahrkarten ver- 
sehenen Personen (z. B. bei Umsteigestellen) kein Vorrecht 
haben vor solchen, die sich, ohne im Besitze einer Fahr- 
karte zu sein, schon im Wagen befinden, während bei der 
Eisenbahn umgekehrt der mit einem Fahrschein versehene 
Reisende unter allen Umständen einem Passagier ohne 
solchen vorgeht, ebenso wie ein mit durchgehendem Fahr- 
schein versehener vor neu hinzukommenden ßeisenden ein 
Vorrecht hat^^^); 

b. durch einen Vergleich des gewöhnlichen Fahrscheins 
mit den Marken, welche vom Schaffner, bei der Bezahlung 
des Fahrgeldes, denjenigen Reisenden ausgehändigt werden, 
welche ohne Fahrschein im Zuge betroffen werden. ^^^) 

Wenn es nämlich im Reglement heisst, dass der Besitz 



qualificirte Beweisurkunden, d. h. solche, welche ausschliesblich zum 
Beweis des Anspruchs dienen. Dies ist wohl nieüt richtig, da es 
Pferdebahnen gibt, welche überhaupt gar keine Fahrkarten ausgeben 
(s. Anm. 88). 

109) FuchSj a. a. 0. p. 35. — Dagegen ein Urteil des Wiener 
Appellsenats, mitgeteilt in „Juristische Blätter" 1879, No. 48. 

^^<') B. E, B. Betr. Begl. § 9, Abs. 3 u. 4. 

"*) Instruction betr. die Ausführung der §§ 16 und 17 des Schw. 
Tr.-Regl. No. 4. 



5 
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eines Fahrscheins allein einen Anspradi auf Transport ge- 
währe, so soll damit gesagt sein« dass das Einsteigen in 
den Zng keinen Transportvertrag begründet, dass also durch 
diese Tatsache die Eisenbahn nicht znm Transport der be- 
treffenden Person verpflichtet wird. ^^) Die Eisenbahn ist 
berechtigt, Reisende ohne Fahrschein ans dem Zuge aus- 
zuweisen, jedoch ist sie hiezu nicht verpflichtet. Vielmehr 
kann sie solchen Personen die Mitfahrt gestatten, wenn 
sieh dieselben den für einen solchen Fall aufgestellten Be- 
dingungen unterziehen ^^^), und zwar auf Grund eines nach- 
träglich durch den Schaffher (welcher also hier nicht nur 
Polizeiorgan, sondern civilrechtlicher Vertreter der Eisen- 
bahn ist) abzuschliessenden Transportvertrages. Der auf 
diese Weise entstehende Anspruch ist nicht an ein Inhaber- 
papier gebunden, denn die gegen Entrichtung des Fahr- 
geldes vom Schaffner ausgegebenen Marken enthalten nur 
den Betrag der bezahlten Summe, sind also höchstens Quittun- 
gen'**), welche sofort ihre Beweiski-aft verlieren, sobald 
deigenige, welcher sie empfangen hat, den Zug verlässt, 
oder sie auf einen Andern übertragen wollte. 

Ganz ebensogut wie ein Inhaberpapier zugleich ControU- 
zeichen sein kann, kann es auch Quittung sein, und dies ist 
tatsächlich bei den Eisenbahnfahrscheinen der Fall. 



^^^) Es ist selbstverständlich, dass durch die Benutzung des Zuges 
von Seiten eines Unberechtigten der Eisenbahn ein Anspruch auf 
Vergütung entsteht, jedoch ist es unrichtig, dass derselbe, wie Koch, 
Deutschlands E. B., p. 123, 124 meint, auf einem vertraglichen Ver- 
hältnis beruhe. Der Anspruch besteht auch dann, wenn die Eisen- 
bahn vom Vorhandensein eines solchen Unberechtigten (, blinder 
Passagier'*) gar keine Kenntnis hat. Welcher Art dieser Anspruch 
s ei, s oll hier nicht untersucht werden ; es genügt constatirt zu haben, 
dass derselbe nicht vertraglicher Natur sein kann. 

^^^) Strafzahlung von 50 Cts. (in der Schweiz); 50 Kr. (inOester- 
reich); 1 Mark (in Deutschland). 

»^') Beale, a. a. 0. p. 24. 



\ 
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Obgleich nach Schw. 0. ß. weder zur Gültigkeit des 
Inhaberpapiers, noch derjenigen einer gewöhnlichen Schuld- 
urkunde die Angabe der Valuta, d. h. der auf Grundlage 
des unterliegenden Vertrages gemachten Gegenleistung nötig 
ist ^^% so nehmen doch auch in dieser Beziehung die Eegle- 
mente Rücksicht auf das Interesse des Reisenden, indem sie 
vorschreiben, dass auf dem Fahrschein der Fahrpreis müsse 
angegeben sein. ^^®) Abgesehen davon, dass der Transport- 
nehmer berechtigt ist, eine Quittung wegen der Vorleistung 
des Fahrgeldes zu verlangen, wird die Eisenbahn durch 
die Reglemente zur Ausstellung einer solchen verpflichtet. 
Beim Inhaberpapier bildet die Valutaclausel den Quittungs- 
vermerk für den Empfang der aus dem zu Gründe liegenden 
Vertragsverhältniss geschuldeten Gegenleistung. 

3) Der Fahrschein ist nicht Legitimationspapier. ^*^) 
Unter der Bezeichnung „Legitimationspapier" werden die- 



"^) Schw. 0. B.y Art. 15. — Entwurf § 683. — Motive zum Ent- 
wurf II. p. 688, p. 689. — T)ernhurg, preuss. Privatrecht II, § 215. 

— Dagegen verlangt das gemeine Recht für die Gültigkeit einer Schuld- 
urkunde die Angabe einer causa debendi. — l So § 4 D, de prob. 22, 3. 

— l 13 C de n. n. pec. 4, 30. 

"*) Schw, Tr.'Begl § 12, Abs. 1, § 1, Abs. 1. — D. E. B, Begl § 10, 

— Regolamento di polizia ferroviaria, Art. 16. — Gasca^ a. a. 0. I. 
p. 451. — Allfällige Reclamationen sollen gleich bei Empfang des Fahr- 
scheins gemacht werden. » Es liegt daher im Interesse des Reisenden, 
sofort sich davon überzeugen zu können, ob das von ihm gezahlte 
Fahrgeld mit dem taxengemässen Ansatz übereinstimmt oder nicht. 

1") Koch Deutschlands E. B. Teil IL p. 104: „Der Fahrschein ist 
Quittung und qualificirtes Legitimationspapier; die E. B. ist durch 
die Ausstellung des Fahrscheins auf keinen bestimmten Namen be- 
rechtigt, aber nicht verpflichtet, an jeden Inhaber zu leisten." Aehn- 
lich auch Goldschmidt, Zeitschrift f. H. R., Bd. IV. p. 597. 

Dies ist aber doch nur dann möglich, wenn der Fahrschein 
Wertpapier ist, da durch Leistung an den unberechtigten Inhaber 
einer gewöhnlichen Schuldurkunde der Schuldner nicht liberirt wird 
{Max Pappenheimf a. a. 0. p. 80). Anderes bestimmt dagegen Code 
civil, Art. 1240. 
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jenigen Wertpapiere ^ ^*) zusammengefasst, bei welchen der 
Schuldner berechtigt, aber nicht verpflichtet ist, an jeden 
Präsentanten liberirend zu leisten. 

Je nachdem sie aus Namenpapieren oder aus Papiereu 
an den Inhaber entstanden seien, teilt Brunner diese 
Classe von Urkunden ein in „hinkende Namen-* und , hinkende 
Inhaberpapiere*. **®) 

a. Die ersten lauten auf den Namen, berechtigen aber 
den Schuldner nicht nur an den Benannten, sondern auch 
an den blossen Inhaber ohne die Pflicht zur Legitimations- 
prüfung liberirend zu leisten. *^^) Da der gewöhnliche 
Fährschein aber den Namen eines Berechtigten nicht trägt, 
so kann derselbe auch nicht zu dieser Classe von Papieren 
gehören. 



"*) Von den Legitimationspapieren, die der Deutlichkeit halber 
auch qualificirte Legitimationspapiere genannt werden, und welche 
unbestreitbar zu den Wertpapieren gezählt werden müssen, sind wohl 
zu unterscheiden die Legitimationszeichenj die lediglich zur Controlle 
einer bestimmten Person ausgehändigt werden, zum Anspruch da- 
gegen in gar keiner Beziehung stehen, deshalb auch nicht zum un- 
bedingten Beweis des Anspruches oder zur üebertragung desselben 
dienen können. Diese Letzteren habe ich oben, um jede Verwechs- 
lung auszuschliessen „Controllzeichen* genannt. 

^*») Brunner, a. a. 0. IL p. 175. 

*"^^) Hieher gehören alle auf Namen gestellten, mit der alter- 
nativen Inhaberclausel versehenen Papiere (Sachs. G. B. § 1048), 
ferner Sparcassahefte, Pfandleihscheine, Postablieferungsscheine, die 
Depositenscheine der Reichsbank. Brunner, a. a. 0. IL p. 173, 174. — 
Entscheidung des Ob.-App.-Ger. zu Dresden vom 12. Nov. 1865 und 
des Ob.-Tribunals zu Berlin vom 19. Febr. 1886 (Zeitschr. für H. R-t 
Bd. XL p. 616 und Bd. XIL p. 219). — In diesem Sinne ist wohl auch 
eine Entscheidung des Reichsgerichts vom 2. Juli 1880 aufzufassen, 
welche sagt, dass die Sparcassabücher, welche oft in der Form von 
unvollkommenen I. P. ausgestellt werden, Inhaberpapiere seien, ob 
dieselben auf den Namen des Eigentümers gestellt seien oder nicht 
{Seufferts Archiv Bd. IL N. F. p. 113 No. 78. — Schneider, Gommentar 
zum Schw. 0. B. Art. 846 Anm. 4). 



ki^ 



>> 



'^:r. 



— 69 — 

b. Der Begriff der ^hinkenden Inhaberpapiere" im 
engern Sinn dagegen ist offenbar nur einer Verwechslung 
der Legitimationspapiere und Legitimationszeichen zu ver- 
danken. ^^') 

Ein Bedürfnis für die Aufstellung eines solchen Be- 
griffs kann aus dem modernen Verkehrsinteresse nicht ab- 
geleitet werden. Brunner sagt nämlich selbst, dass die 
Legitimationspapiere eine Erleichterung des Schuldners 
mit Bezug auf die Legitimationsprüfung bezwecken, dass 
aber eine solche Erleichterung nur bei Namen- und Ordre- 
papieren möglich sei, weil bei den Inhaberpapieren der 
Präsentant schon durch den blossen Besitz legitimirt sei. *^^) 
Daraus folgt aber doch direct, dass aus reinen Inhaber- 
papieren keine Legitimationspapiere entstehen können. 

Dagegen lässt sich die Möglichkeit denken, dass ein 
Papier, auf welchem ein bestimmter Berechtigter nicht ge- 
nannt ist, im Interesse des Gläubigers mit der Clausel 
versehen wird, dass der Schuldner verpflichtet oder wenig- 
stens berechtigt sein solle, den redlichen Erwerb des Prä- 
sentanten zu prüfen. 

Durch einen solchen Vertrag, welcher dem Schuldner 
nicht in seinem, sondern des Gläubigers Interesse eine 
Pflicht auferlegt, oder ein Recht gewährt, kann nur als 
Mandat aufgefasst werden in der Art, dass der Schuldner 
den Auftrag erhält, in allen Fällen oder nur dann, wenn 
er Verdacht schöpft, das Interesse des Gläubigers zu wahren. 

Die Folge eines solchen Vertrags aber wäre nicht die, 
dass der Schuldner vom Präsentanten den Legitimationsnach- 
weis verlangen kann, sondern blos die, dass er selbst ihm den 
unredlichen Besitz des Papieres nachweisen und, soweit die 



*^^) Brunner, a. a. 0. II. p. 172, 173. Aehnlich Kuntze, Princip 
und System der Handelspapiere (Zeitschr. für H. R. Bd. VI. p. 34). 



icheD BeälimmiingeD betreffend die Tindicatioii von 
rpapiereo dies zulaasni. als Vertreter des wirklichen 
:ers anf Heraoä^be des imredlicli enrorbenen Pa- 
Uageo kann. 

lemals könnte dagegen ein mit dieser Claosel ver- 
1 Papier als Legitimaticmspapier angesehen werden. 
ejenigen Papiere, welche Bnuuier als Beispiele des 
iden Inhaberpapieres' anfuhrt, nämlich Garderobe- 
I, Handwerkerzeichen and Versichernngspolicen auf 
r, sind gar keine Legitimationspapiere, weil dieselben. 
m sie den Namen eines bestimmten Berechtigten 
ragen, ja oft geradezu anf Inhaber aasgestellt sind. 
Tertpapiere sind. '") Der Ansprach ist nicht an das 

Ueber die Hand werkeneichen nnd Garderobenmarken sieht 
I. a. 0. p. 23, 3"). wek-her, jedoch gewiss Darichtig', diese Vr- 
den TOa KunUr, a. a. 0. p. 395 fg. und 518 fg. als qnali£cirfe 
ation^papiere bezeiebneten gleichstellen will (unter letzteren 
Eontze oämlicb auch das hinkende Namenpapier). Sei 
ersicheinngspolicen nimmt die herrschende Lebre ganz all- 

an. dass der Versicherte, beiw. Vetsicherangsnebmer der 
;be Gläubiger sei. Darcb die Aosstellong auf den Inhaber 
as Papier nnr scbeinbat Inbaberpapier im tecbn. Sinn ; dabi^i 
neb der Inhaber nicht die blos-ae Tatsache dea Besitzes oder 
ergäbe för sich als Eigentums titel geltead machen, vielmebr 
: L'ebertragnng des AnEpmchea nar durch besondem CeEsions- 
statt; dem Präsentanten stehen deshalb anch nicht nur die 
1 ans dem Papier (nach Schw. 0. R. Art. 847 bei reinem I. PL 

auch diejenigen aas der Person des Qrsprflnglicb Versicherten 
1, von welchem anf Verlangen der Inhaber sein Recht ab- 
luss. Siehe hierOber die Entid\eidungen des Bemer Cassa- 
9, des Appellations-Gerichts zu Cöln, des Landgerichts zu 
les Berliner Ober-Tribnnals etc. etc., mitgeteilt Ton 3lah^- 
recbnng in nicht maritimen Versichern ngssacben, Zeitschr. f- 
d. XIII. p. 486 fg. nnd daselbst citirte SchrifUteller. — £"(- 
g dea Ob.-App.-Ger. zu Dresden vom 17. Jan. 1861 (Zeitacbr. 

Bd. IX. p. 142). £n(sc'i«((i «Uff der -Appell. -Kammer des Oberger. 
'om 13. Sept. 1839 (Schw. Blätter für handelsgericbtl. Ent- 
igen, Bd. Vill. p. 366 und 367). 
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Papier gebunden, derselbe kann vielmehr auch ohne das- 
selbe geltend gemacht werden, wenn der Berechtigte im 
Stande ist sein Recht auf andere Weise nachzuweisen. 
Das Recht des Schuldners an jeden Präsentanten liberirend 
leisten zu können, lässt sich nicht aus dem Willen des 
Contrahenten, eine den Wertpapieren ähnliche Urkunde zu 
schaffen, herleiten, sondern lediglich aus der Thatsache, 
dass der Gläubiger sich mit dieser Form begnügt und nicht 
verlangt hat, dass sein Name auf das Papier gesetzt werde. 
Die Art der Verträge, welche zur Ausstellung solcher 
Papiere führen, bürgt dafür, dass nur höchst selten das 
Fehlen des Namens des Gläubigers zu einer Benachteiligung 
des letztern führt. *^^) 

Wir sehen also, dass, wenn von Legitimationspapieren 
im techn. Sinne die Rede ist, nur an „hinkende Namen- 
papiere" gedacht werden darf. Was die gesetzliche Reglung 
derselben anbetrifft, so ist eine solche sehr selten ^^% 
immer wird aber vorausgesetzt, dass eine besondere, auf 
dem Schein sich befindende Clausel oder eine statutarische 
Bestimmung den Willen der Contrahenten enthalte, ein 



^2^) Bei Garderobenmarken und Handwerkerzeichen wird den 
Schuldner sein Personengedächtnis von der Leistung an einen Unbe- 
rechtigten abhalten, oder die über die Aufbewahrungsräume oder 
die Localität, in welcher der Gläubiger sich während der Dauer der 
Aufbewahrung befindet, geführte Aufsicht den Missbrauch der Ur- 
kunde unmöglich zu machen. Bei Versicherungspolicen dagegen ist 
von gesetzeswegen zuweilen das Ausstellen auf Inhaber untersagt, so 
nach preussischem Landrecht (II. 8 § 2072) und nach Zürcher privat- 
rechtl. Gesetzbuch § 512 (§ 17 20 alt), welch letzteres nur im Interesse 
des raschen Verkehrs oder bei geringfügigen Versicherungen Aus- 
nahmen zulässt. 

*2^) So z. B. im Sachs, härgl. G. B.y wo die Legitimationspapiere 
den Namenpapieren mit alternativer Inhaberclausel gleichgestellt 
werden (§ 1048) und im Entwurf (§ 307), welcher verlangt, dass ent- 
weder der Gläubiger genannt, oder doch auf eine bestimmte Person 
als Gläubiger im Papier hingewiesen sei. 



^".T-^f^iKr,'. 
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Legitimationspapier zu schaffen. Es gibt somit keine nach 
allgemeinen Grundsätzen als Legitimationspapiere zu be- 
handelnde Urkunden; hiezu bedarf es, wenn eine ausdrück- 
liche Gesetzesbestimmung fehlt, immer eines Vertrages. 

Es ergibt sich, abgesehen von dem Fehlen eines be- 
stimmten Namens auf dem Fahrschein oder eines Hinweises 
auf einen bestimmten Berechtigten, die Unrichtigkeit der 
Ansicht von Koch daraus, dass weder aus dem Fahrschein 
selbst, noch aus den Reglementen der Wille der Eisen- 
bahn, ein Legitimationspapier auszugeben, hervorgeht. 

V. 

Ferner sind als Grunde dafür, dass der Fahrschein 
nicht Inhaberpapier sein könne, aufgeführt woi'den 1) der 
Umstand, dass es zur Ausstellung von Inhaberpapieren der 
staatlichen Genehmigung bedürfe, 2) dass der Fahrschein 
nicht zur Circulation bestimmt sei. 

1. Was die Berechtigung der Eisenbahn zur Aus- 
stellung von Inhaberpapieren anbelangt, so ist es zunächst 
unzweifelhaft, dass der ,Transportanspruch ganz eben so 
gut, wie jeder andere civilrechtliche Anspruch an ein In- 
haberpapier geknüpft werden kann. Streitig ist nur, ob 
die staatliche Genehmigung unter allen Umständen oder 
nur in gewissen Fällen notwendig sei. Für das gemeine 
Recht tritt die überwiegende Mehrzahl von Schriftstellern 
der letztern Ansicht bei.^^^) Dasselbe muss auch vom 



**'^) Unger, a. a. 0. p. 173 und daselbst citirte. — Kuntze, a. a. 0. 
p. 535 gestattet die Creaiion auf Grund eines Gewohnheitsrechts, 
■während er zur Emission obrigkeitl. Genehmigung verlangt. Da nun 
aber nach der Creationstheorie (auch Entwurf § 687) der Anspruch 
aus dem Papier durch vollendete Niederschrift entsteht, so könnte 
der Fall eintreten, dass ein Papier, welches ohne Willen des 
Ausstellers in den Verkehr gelangt, obrigkeitl. Genehmigung nicht 
bedarf, wohl aber ein solches, das der Aussteller selbst emittirt. 
Hierin liegt ein Widerspruch, der gegen die Richtigkeit der Creations- 
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schweizerischen Recht gesagt werden. Eine Beschränkung 
in der Möglichkeit, Inhaberpapiere auszustellen, und die 
Notwendigkeit der staatlichen Genehmigung kann nur 
durch ausdrückliche gesetzliche Bestimmungen statuirt, nicht 
aber lediglich aus der Natur der Inhaberpapiere gefolgert 
^werden. Derartige privatrechtliche Beschränkungen be- 
treffen aber ausnahmsweise Geldpapiere **^*) und Actien- 
a.n teile etc.*'^') 

2. Der Umstand, dass ein Papier nicht zur Circulation 
bestimmt ist, hat keinen Einfluss auf den Willen des Aus- 
stellers in der Art, dass das Papier nicht trotzdem in 
allen Beziehungen als Inhaberpapier betrachtet werden 
könnte. 

Der Zweck, den der Aussteller in erster Linie mit 
dem Inhaberpapier erreichen will, ist nicht der, ein zur Circu- 
lation und damit auch zur Speculation besonders geeignetes 
Papier zu schaffen ^^®) und hiedurch eine Erleichterung des 
Verkehrs im Allgemeinen herbeizuführen ; sondern geht viel- 
mehr dahin, eine Vereinfachung des Verkehrs zwischen Gläu- 
biger und Schuldner zu erzielen. Dass damit auch die Circu- 
lation des Papiers von einer Hand in die andere eine leichtere 
wird, ist nur die vom Gesetz an ein in dieser Form ausgestelltes 
Papier geknüpfte Folge, welche die Wahrung des Interesse so- 
wohl des Schuldners, als auch des Gläubigers bezweckt. ^^^) 



theorie spricht. — Ein Urteil des Stadtgerichts II. zu Frankfurt vom 
17. Nov. 1868 sagt, dass entgegen dem gemeinen Recht die Aus- 
stellung durch Private allgemein gestattet sei (Zeitschr. für H. K. 
Bd. XV. p. 594). 

"•) Brunner ^ a. a. 0. IL p. 198 fg. 

»") B. Ä G. ß, Art. 173. — Unger, a. a. 0. p. 172. — Thoel 
a. a. 0. I. § 54a, Note 2. 

^^®) Bekker, die Wertpapiere in Bekker's u. Muther's Jahrbuch I. 
p. 30 fg. — Plattner, a. a. 0. p. 205. — Vergl. Pappenheim, a. a. 0. p. 84. 
Siehe auch Anmerkung 46. 

^^*) Durch Vertrag wird lediglich die Verpflichtung des Schuldners 
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TL 

Wie b« anderen Iii]iabaipa|Heri»i so hat beim Fahr- 
s^rlieiii die Eideiihaliii das Bedit. nachdem ihr derselbe aus- 
gehändigt worden ist. darauf zn bemerken, dass die Leistung 
erfolgt ist iwodureh der Schein ungültig wird), oder den- 
äelhien m Temiehien. Dagegen ist sie nicht berechtigt, 
die Herausgabe des Scheines x€t Tollendeter Leistung zu 
verlangen, weil das Beeht des Beisenden nicht schon durch 
das Antreten der Fahrt, senden erst durch das Vollenden 
derselben erlischt, der Beisende daher audi für den klein- 
sten Best seiner Forderung dasselbe Becht in Anspruch 
nehmen kann wie für die ganze, intacte. Dies Beeht be- 
steht darin, dass die Eisenbahn den Beisenden in den Stand 
setzt, seine Transportberechtigung bis zur vollständigen 
Tilgung nachzuweisen. Dies wird aber nur dadurch erreicht, 
da^s der als Inhaberpapier ausgestellte Fahrschein seinen 
ursprünglichen Charakter bis zur vollständigen Tilgung des 
Anspruchs beibehält "•> 

Es zeigt sich hier ein durch die Art der Leistung be- 
gründeter Unterschied zwischen solchen Inhaberpapieren, 
welche einen durch momentane Handlung (z. B. Hingabe 
einer Sache) zu tilgenden Anspruch enthalten und solchen, 
bei denen die Leistung nur successive, durch länger an- 
dauernde Tätigkeit vor sich geht. — Im erstem Fall ist die 



begründet, an jeden Inhaber zu leisten. Hieran knüpft erst das Ge- 
setz die Bestimmung an, dass zum Schutz des gutgläubigen Er- 
werbers eine Vindication des Inhaberpapiers ganz oder teilweise aus- 
geschlossen sein solle und als Correlat zum Schutz des Schuldners, 
dass dieser an jeden Inhaber liberirend leisten könne. 

^^j Daraus sieht man auch, dass die dem Reisenden durch die 
Keglemente rSchw. Tr.-Begl. § 13, Abs.2. — D. E. B.Betr. Regl. § 14. - 
Orxjdeve, a. a. 0. p. 13, p. 14 Xo. 1) auferlegte Verpflichtung, den 
Fahrschein schon bei Beginn der Fahrt Torzuweisen, nur den Zweck 
haben kann, der Bahn eine Controlle über die Reisenden zu er- 
möglichen. 
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Möglichkeit gegeben, äaaa im Moment der Präsentation die 
Leistung erfolgt, in letzterm dagegen muss naturgemäss 
die Leistung entweder vor der Herausgabe des Scheines 
oder nach derselben stattfinden. Würde der Fahrschein 
schon bei Beginn der Fahrt eingezogen, so müsste der 
Reisende auf das ihm reglementarisch zustehende Recht 
des Unterbruchs verzichten. Dies kann die Bahn nicht be- 
anspruchen, sie wird also regelmässig erst am Ende der 
Fahrt die Fahrscheine einzuziehen befugt sein. Dagegen 
stünde ihr allerdings das Recht zu, die successive Tilgung 
auf dem Schein zu bemerken in der Art, dass z. B. an jeder 
Station eine Bemerkung auf den Schein gemacht wird,^ 
welche beweisen würde, dass der Anspruch um die jewei- 
lige Transportstrecke kleiner geworden sei. — Verzichtet 
die Bahn auf dieses Mittel, sich vor dem Missbrauch schon 
benutzter Fahrscheine zu sichern, so bleibt formell bis zu 
dem Moment, wo er in die Hand der Eisenbahn zurück- 
kehrt, der Fahi-schein Inhaberpapier und zwar über den 
ganzen ursprünglichen Anspnich, während derselbe materiell 
erloschen ist, und die Eisenbahn die Herausgabe des Scheins 
verlangen darf. 

Dem wird nun entgegehalten, dass ja die Eisenbahn 
wirklich eine solche Bezeichnung vornehme und dem Fahr- 
schein seine Qualität als Inhaberpapier entziehe, nämlich 
durch das Coupiren, So sagt de Jonge, dass durch das 
Coupiren der Fahrschein zum „blossen Legitimations-" oder 
„hinkenden, unvollkommenen Inhaberpapier " werde und 
nicht nur seinen Charakter als Wertpapier sondern auch 
zugleich seine Uebertragbarkeit verliere, weil der Anspruch, 
sobald er in das Ei-füllungsstadium eingetreten sei, aufliöre 
übertragbar zu sein.'^') 



'") de Jonge I. p. 16 und de Junge II. p. 11. — Die weit- 
gehenden rechtliclien Folgen, welche de Jonge dem Acte des Coupiren s- 
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Das Coupiren dient in erster Linie zur Ausübung der 
GontroUe. Beim Einsteigen in den Eisenbahnwagen ist der 
Reisende verpflichtet, seinen Fahrschein zum Coupiren vor- 
zuweisen, und der Schaffner bringt diesen ControUvermerk 
an, um sich sofort davon tiberzeugen zu könhen, welche 
Personen neu eingestiegen und welche Fahrscheine noch nicht 
controllirt worden sind. 

Die Reglemente gestatten dem Besitzer eines Fahr- 
scheines, während der Gültigkeitsdauer desselben die Reise 
mit jedem beliebigen Zuge ^^^) auszuführen. Sobald der 
Reisende sich also zur Benützung eines bestimmten Zuges 
entschlossen hat, so wird durch das Coupiren sein weiter- 



beimisst, beruhen auf der ganzen Tendenz der beiden citirten Auf- 
sätze, welche dahin geht, die Eisenbahnverwaltung gegenüber den 
Reisenden möglichst günstig zu stellen. Indessen befindet sich de Jonge 
mit seiner Ansicht in einem doppeltem Irrtume, indem er 

1. Legitimationszeichen (Con trollzeichen) und Legitimationspapier 
(hinkende Inhaberpapiere in wöiterm Sinn) verwechselt oder doch 
annimmt, dass die letztern keine Wertpapiere seien; 

2. dem Legitimationspapier eine Eigenschaft abspricht, nämlich 
die Uebertragbarkeit, welche ein jedes Wertpapier ohne Ausnahme 
nur durch ausdrücklich hierauf gerichteten Vertrag verlieren kann. 
Da über die rechtlichen Wirkungen des Coupierens nicht nur Laien- 
sondern auch Juristen nicht einig sind, so ist wohl das Zustande 
kommen eines Vertrags durch das Coupiren ausgeschlossen. 

Auch Beale, a. a. 0. p. 24, ist der Ansicht, dass durch das Coupiren 
der Fahrschein, der vorher Wertpapier (contract) sei, zur blossen Be- 
weisur künde (proof) werde. 

Durch die Umwandlung des Fahrscheins in eine blosse Beweis- 
urkurde würde aber auch nicht, wie de Jonge wünscht, Unübertrag- 
barkeit des Fahrscheins oder des Anspruchs erreicht, sondern es würde 
damit blos dem Schuldner die Möglichkeit geboten, auch den wirk- 
lichen Gläubiger, wenn er seinen Anspruch nicht genügend zu be- 
weisen vermag, auf, wie ich nachgewiesen habe, unzulässige Weise 
zu chicaniren. 

i32j Vorausgesetzt, dass derselbe zum Personentransport bestimmt 
ist und nicht (wie z. E. bei Courirzügen) besondere Taxen gelten. 



tii" iTi"- >' ..■■. ..>...«u, ■ . ^- __ . . J^fJ -"^ 
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gehendes Recht eingeschränkt auf den Anspruch über die- 
selbe Strecke, aber mir in diesem Zuge, da ja nach allge^ 
meinen Grundsätzen der Schuldner nicht verpflichtet ist, 
Satenleistungen zu machen. Wird also durch besondern 
Vertrag nicht dem Beisenden das Redit erteilt, die Fahrt 
tinterhrechen zu dürfen, so verpflichtet sich der Reisende 
dadurch, dass er den Schein dem Schaffner zum Coupiren 
vorweist, zur ausschliesslichen Benutzung dieses bestimmten 
Zuges. Damit gibt er auch den Willen zu erkennen für 
den Fall, dass er ohne Schuld der Eisenbahn sich veranlasst 
sieht, vor Erreichung der Endstation den Zug zu verlassen, 
auf den Rest des ihm noch zustehenden Anspruchs zu ver- 
zichten. Dadurch erhält die Eisenbahn das Recht, einen 
jeden mit einem coupirten Fahrschein neu in den Zug Ein- 
steigenden, als mit einem ungültigen Fahrschein versehen, 
zurückzuweisen, da der Reisende sich verpflichtet hat, nur 
in dem Zuge, in welchem sein Schein coupirt worden ist, 
die Fahrt auszuführen. 

Nun steht aber zweifellos der Eisenbahn ebenso gut, wie 
jedem andern Schuldner zu, dem Gläubiger das Recht ein- 
zuräumen, Ratenleistungen verlangen zu können und zwar 
wird in der Regel dies Recht dem Reisenden, sei es durch 
die staatlichen, sei es durch die Specialreglemente erteilt. ^^^) 
In diesem Falle ist die Wirkung des Coupirens eine noch be- 
schränktere. Nunmehr wird der Reisende nicht verpflichtet, 
die Reise in dem bestimmten Zuge auszuführen, sondern 
er kann auch die Fahrt mit einem spätem Zug fortsetzen 
und er kann schon an der nächsten Haltestation die Fahrt 
unterbrechen. Die Tatsache, dass ein Fahrschein coupirt 
ist, beweist somit nur, dass der Anspruch teilweise geltend 
gemacht worden ist; wie gross dagegen der noch übrig 



^'*) Siehe oben bei „Teilbarkeit" des Tranportanspruches. 



^ 
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bleibende Teil des Forderungsrechtes sei, geht aus dem 
Schein nicht hervor. Im Interesse der Eisenbahn sind des- 
halb in verschiedenen Reglementen Verfügungen getroflfen, 
wodurch der Reisende bei Strafe des Verlustes seines An- 
spruchs verpflichtet ist, an der Unterbrechungsstation 
-den Fahrschein zum Visiren dem Stationsvorstand vorzu- 
legen *^*) oder denselben geradezu auf der Station zu depo- 
niren. Dadurch wird einerseits erreicht, dass es dem 
Reisenden nicht möglich ist, öfter als ihm nach Reglement 
gestattet wird, die Fahrt zu unterbrechen, anderseits ver- 
hindert, dass er die Fahrt an einem andern als dem Unter- 
brechungsort fortsetze. Die Praxis des Visirens ist in Deutsch- 
land und Oesterreich ^^^) eingeführt, wo einmaliger Unter- 
bruch der Fahrt gestattet wird, diejenige des Deponirens 
in Holland. 



B. Die Dnubertragbarkeitselausel bei EisenbahnfahrseheineB. 

I. 

Die Bedeutung und Wirkung der Clausel: 
yjnicht ühertraghar^^, 

1. Wir haben gesehen, dass der Anspruch aus dem 
Personentransportvertrag übertragbar und zwar bis zur 
vollständigen Tilgung übertragbar ist, weil auch dann, 
wenn die Obligation in das Stadium der Erfüllung einge- 



131) D. E. B. Betr. Regl. § 10, Abs. 4. 

13^) Von noch grösserer Wichtigkeit wird eine solche Zwischen- 
controlle in Ungarn sein, wo neuerdings ein sog. Zonentarif zur An- 
wendung gelangt, wo also der Fahrpreis für verschiedene Ent- 
fernungen gleich gross ist und deshalb ein Missbrauch schon benutzter 
Fahrscheine für die Eisenbahn von viel weittragenderen Folgen wäre 
.als nach dem bisherigen System. 
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treten und ein Teil der Leistung vor sich gegangen 
ist, ein Anspruch Übrig bleibt, der, obgleich er dem ur- 
sprunglichen an Umfang nicht gleichkommt, dennoch den- 
selben Hegeln unterliegt wie alle andern Ansprüche. 

a. An dieser Tatsache ändert nun auch nichts der Um- 
stand, dass der Transportanspruch an ein Wertpapier ge- 
knüpft ist, denn im Wesen des Wertpapieres liegt die Un- 
übertragbarkeit nicht; im Gegenteil hat das Gesetz mit 
einer bestimmten Form des Wertpapiers sogar eine viel 
einfachere und leichtere Art der Uebertragung verbunden, 
indem beim Inhaberpapier das Eigentum am Papier und 
damit auch die im Papier verbriefte Forderung durch blosse 
Ti-adition übertragen werden kann. 

Die Form des Wertpapiers ist blos von Einfluss auf 
die grössere oder geringere Leichtigkeit der Uebertragung. 
Dagegen hört auch ein teilweise abbezahltes Wertpapier 
nicht auf, übertragbar zu sein, ebensowenig wie es durch 
den Beginn der Leistung seinen ursprünglichen Charakter 
ändert. 

Speciell gegenüber de Jonge soll also hier der Satz 
ausgesprochen werden, dass, solange der Fahrschein sich 
in d&r Hand des Reisenden befindet, d. h. bis zur Voüen- 
düng der Fahrt derselbe auch übertragen iverden kann, nach 
Massgabe der für eine bestimmte Art voti Urkunden geltenden 
gesetzlichen Regeln. '*^) 

b. Dagegen kann die Eisenbahn ganz unabhängig da- 
von, ob der Fahrschein Wertpapier ist oder nicht, mit dem 
Reisenden ein pactum de non cedendo schliessen, welches 



'") Beim Namenpapier CesBion, für welche nach Schw. 0. K. 
Art. 184 zur Wirkaamkeit gegen Dritte schriftliche Form (alao ein 
Vermerk auf dem Papier) verlangt wird, während nach andern Rechten 
ein formloser Vertrag nebst Tradition des Papieres genügt. — Beim 
Ordrepapier Indossement nnd beim Inhaberpapier blosse Tradition. 
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dadurch in den Transportvertrag aufgenommen werden 
kann, dass entweder in dem Fahrachein selbst die Unüber- 
tragbarkeitsclausel oder in den gehörig publicirten Regle- 
menten eine diesbezügliche Bestimmung enthalten ist. 

Keine Schwierigkeiten hätte dies dann, wenn der Fahr- 
schein in Form eines Namens- oder Legitimationspapieres 
ausgestellt wäre, da in diesen beiden ^^^) Fällen anerkannter- 
massen die Unübertragbarkeitsclausel vorkommt und gültig 
ist mit der gewöhnlichen Wirkung des Cessions Verbotes. 

2. Complicirter wird die Frage dann, wenn der ge- 
wöhnliche Fahrschein, wie dies ganz allgemein der Fall ist, 
die Natur eines Inhaberpapieres hat. 

Einem Inhaberpapier widerstreitet schlechthin das Ver- 
bot der Uebertragung und man muss daher v. Ihering voll- 
ständig beistimmen, wenn er sagt, dass es eine contradictio 
in adjecto wäre, wenn man ein Inhaberpapier als unüber- 
tragbar erklären wollte. ^^®) Nicht nur würde damit das 
Versprechen des Schuldners, an jeden Inhaber leisten zu 
wollen, in einen unlösbaren Widerspruch kommen, sondern 
es würde damit auch gegen die gesetzlichen Regeln der 



*^') Beim Wechsel z. E. die Clause!: „nicht an Ordre**, welche 
allerdings nicht die Uebertragung des Wechsels schlechthin als un- 
zulässig erklärt, sondern blos die wechselrechtlichen Wirkungen einer 
trotzdem erfolgenden Cession ausschliessen soll. Andre nnübertrag- 
bare Namenspapiere sind manche combinirte Rundreisebillets. Als 
Beispiel eines unübertragbaren Legitimationspapiers kann der Depot- 
schein der Reichsbank dienen. Auf der Rückseite dieser auf Namen 
ausgestellten Scheine befindet sich nämlich (Ziffer 9 der weissen. 
Ziffer 7 der gelben) die Bestimmung, dass der Deponent den Schein 
nicht solle übertragen können, dass dagegen die Reichsbank befugt 
sei, das Depositum an jeden Präsentanten des Scheines herauszugeben.— 
Brunner ^ a. a. 0. IL p. 179 Anmerkg. 10. — Koch^ die Drucksachen 
der Reichsbank (Zeitschr. f. IL R. Bd. XXIII. [Beilageheft] p. 271, 274). 

^^®) V. Ihering, Rechtsschutz gegen injuriöse Rechtsverletzungen 
(J. B. für Dograatik Bd. XXIII.) p. 327, 331. 
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Uebertragbarkeit des Inhaberpapieres Verstössen, die natür- 
lich als bindend aufzufassen sind, so lange das Versprechen 
des Schuldners an jeden Präsentanten zu leisten zu Recht 
besteht. 

Nach der Auffassung v. Ihering's wird aber vorausgesetzt, 
dass die Eisenbahn zuerst eine Leistung an jeden Inhaber 
des Papieres versprochen und hernach einseitig die Be- 
stimmung getroffen habe, dieses Papier solle nicht über- 
tragen werden können. ''") Dass jedoch die Eisenbahn nicht 
solle befugt sein, die Eisenbahnfahrscheine von vorneherein 
in der ihr convenirenden Form auszustellen, wird auch von 
Ihering nicht bestritten. In der Verkennung des Unter- 
schiedes zwischen der Ausstellung eines Inhaberpapieres 
nebst nachträglichem, einseitigem Verbot der Uebertragung, 
und der Ausstellung eines Papieres, welches zwar den 
Namen eines bestimmten Berechtigten nicht, wohl aber 
das Cessions verbot enthält, liegt die Unrichtigkeit der 
Theorie v. Ihering's begründet und damit auch der von ihm 
gezogenen Consequenz, dasa die Clausel , nicht übertragbar", 
als der gesetzlich festgestellten Natur des Fahrscheines 
widerstreitend, für ungültig angesehen werden müsse. 

So viel juristische Kenntnisse dürfen einer Eisenbahn- 
verwaltung zugemutet werden, dass sie nicht auf demselben 
Papier ein Versprechen an jeden Inhaber und zugleich niclit 
an jeden Inhaber, sondern an eine bestimmte Person leisten 
zu wollen, abgebe. Zweifellos hätte ein solcher Wider- 
sinn nicht die Ungültigkeit der Clausel „nicht übertragbar", 
sondern diejenige der ganzen Urkunde zur Folge, so dass 
der Inhaber eines derartigen Papieres gar keinen Trans- 
portanspruch geltend machen, sondern blos den vorausbe- 
zahlten Fahrpreis zurückverlangen könnte. 

"') e. Jhering, a. a. 0. p. 328. 
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Man kann nicht mit v. Ihering sagen: Inhaberpapier 
und Unübertragbarkeit in derselben Urkunde vereinigt ist 
ein Widerspruch, deshalb muss das pactum de non cedendo 
in unserm Falle als ungültig angesehen werden! Wir sind 
gar nicht berechtigt anzunehmen, dass die Eisenbahn mit 
der einfachen Streichung der Unübertragbarkeitselausel 
einverstanden sei; viel eher ist anzunehmen, dass, wenn die 
Ansicht v. Ihering's allgemeine Anerkennung finden würde, 
die Eisenbahn die Ausgabe von Fahrscheinen dieser Art 
lieber sistiren, als die nach Ansicht vieler Eisenbahnver- 
waltungen schädlichen Consequenzen der Uebertragbarkeit 
auf sich nehmen würde.**®) Vielmehr muss man sagen: 
Auf dem in seiner gewöhnlichen Form sich als Inhaber- 
papier charakterisirenden Fahrscheine befindet sich die 
Unübertragbarkeitselausel, ergo kann dieses Papier kein 
Inhaberpapier sein. ** *) 

3. Aus dem Vorhergehenden ergeben sich uns nuii 
zwei vornehmlich wichtige Fragen. 

a. Welches ist der Wille der Contrahenten bei einem 
mit der Unübertragbarkeitselausel versehenen Fahrschein? 

b. Kann ein solcher Fahrschein unter eine der jetzt 
anerkannten Gruppen von Wertpapieren eingereiht werden? 



^^^) So sind in Frankreich von einzelnen Verwaltungen die Rück- 
fahrscheine wieder abgeschafft worden {Duverdy, a. a. 0. p. 425, No. 299. 
— Feraud'Giraud, a. a. 0. p. 129, No. 233). Nach dem ital. E. B. 
Regl. ist den Verwaltungen ausdrücklich das Recht gewahrt, die Aus- 
gabe von Rückfahrscheinen zu sistiren, sobald sich hierdurch eine 
Verminderung des Ertrages (diminuzione di prodotto netto) ergeben 
sollte. — Gasca, a. a. 0. p. 472. — de Jonge II. p. 36. 

^^^) Diese Anschauung teilt auch das Reichsgericht (Entscheidg. 
vom 7. Juni 1887 bei Eger, E. B. R. Entschd. Bd. V. p. 243), welches 
sagt, dass das Gesetz oder staatl. Reglemente der Eisenbahn das Auf- 
nehmen der Unübertragbarkeitselausel nicht verbiete, dass also ein mit 
derselben versehener Fahrschein gültig sein müsse. Ebenso eine Ent- 
scheidg. des Landgerichts Potsdam vom 2. Oct. 1888 (de Jonge II. p. 34). 
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a. Wenn, wie wir gesehen haben, der in einem solchen 
Fahrschein enthaltene Wille der Contrahenten oder, da der 
Fahrschein ohne Mitwirkung des Reisenden durch die Eisen- 
bahn ausgestellt ■wird, der Wille des Ausstellers nicht 
der sein kann, dass an jeden Inhaber geleistet werden 
solle, so muss eine bestimmte Person als berechtigt an- 
gesehen werden. Wer nun diese Person sei, das ist eben 
die Frage, da ja ein Name auf dem Schein nicht genannt ist. 
Es können drei verschiedene Personen in Frage kommen: 
ff. Derjenige, welcher zuerst den Fahrschein auf eigene 
Rechnung und im eigenen Namen erwirbt, d, h. derjenige, 
welcher zuerst den Transportanspruch geltend zu machen 
berechtigt ist. Dem Wortlaut des Papieres würde diese 
Auffassung entsprechen, da die betreffende Clausel sich nicht 
ausdi-ücklich auf einen bestimmten Teil des Transportan- 
spruchs bezieht, sondern formell auch die Uebertragung 
desselben als intacten verbietet. Allein aus der Praxis der 
Eisenbahn selbst sieht man, dass diese Person nicht die 
allein aus dem Fahrschein berechtigte sein soll, da die 
Eisenbahn doch häufig in die Lage kommt, einer Person 
mehrere Fahrscheine zu verkaufen, trotzdem sie weiss, dass 
diese einzelne Person nicht im Stande ist, alle ihr nun- 
mehr zustehenden Transportanspriiche während der Gültig- 
keitsdauer der Fahrscheine geltend zu machen. Wollte sie 
eine solche Person an der Weiterveräusserung alier oder 
eines Teiles der Fahrscheine hindern, bezw. die Leistung 
an eine andere Person als an den ursprünglichen Erwerber 
verweigern, oder auf Schadenersatz klagen, so stünde ihr 
im erstem Falle die exceptio doli entgegen, weil sie 
Fahrscheine verkaufte, trotzdem sie einsehen musste. dass 
der Erwerber selbst weder im Stande sein werde, noch auch 
die Absicht haben könne, dieselben zu benutzen; im letztern 
Falle dagegen hätte sie einen Schaden nachzuweisen, der aber 



» r >?■* 



~ 84 — 

deshalb nicht vorhanden sein kann, weil jeder Reisende den- 
selben Fahrschein zur selben tarifmässigen Taxe erwerben 
kann. Die Eisenbahn ist ja verpflichtet einen jeden zu dieser 
Taxe zu befördern. Wo dagegen Jemand eine grosse An- 
zahl von Scheinen zu gleicher Zeit erwirbt, um hierdurch 
eine Preisermässigung zu erlangen, da gibt die Eisenbahn 
dadurch, dass sie überhaupt einen solchen Vertrag ab- 
schliesst, stillschweigend zu erkennen, dass sie mit der 
Weiterveräusserung der Scheine einverstanden sei. 

Eine Klage der Eisenbahn hätte also hier gar keinen 
practischen Erfolg, und tatsächlich ist von der. Eisen- 
bahn das Recht, einen intacten Fahrschein, auch wenn er 
mit der Unübertragbarkeitsclausel versehen war, zu tiber- 
tragen, noch nie bestritten worden, trotzdem sich ihr 
gewiss schon häufig Gelegenheit hiezu geboten hätte. Der 
Grund, warum der Clausel eine solche Ausdehnung nicht 
gegeben werden soll, liegt in dem mangelnden Interesse. 
Nicht darum ist dieselbe in den Schein aufgenommen 
worden, weil die Eisenbahn ein Interesse daran hätte, gerade 
diese mit ihr contrahirende Person und keine andere zu 
transportiren, sondern weil eine üebertragung des Anspruchs 
in einer gewissen Phase des Transportes für sie einen 
Schaden bedeutet, wenn ein Anderer als der Berechtigte 
transportirt wird. 

ß. Die Clausel „nicht übertragbar" findet sich in der 
Praxis nur auf Rückfahrscheinen, d. h. solchen Papieren, 
welche einen Transportanspruch über dieselbe Strecke für 
Hin- und Rückfahrt unter einer gewissen Preisermässigung 
gewähren. Da der doppelte Anspruch weniger kostet als 
zwei einfache, so liegt für den Reisenden der Gedanke 
nahe, einen Rückfahrschein zu erwerben, auch wenn er 
nur im Sinne hat, denselben für die Hinfahrt zu verwenden, 
und denselben für die Rückfahrt auf eine andere Person 
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zu übertragen. Es würde also der Eisenbahn dadurch ein 
Gewinn entgehen, dass mit dem Fahrschein, welcher von 
dem ursprünglichen Erwerber nicht hätte benutzt werden 
können, so dass die Eisenbahn die Taxe für die Rückfahrt 
lucrirt hätte, eine andere Person die Reise zu Ende führt. 
Diese Person wird so in den Stand gesetzt den Rückfahrt- 
anspruch billiger zu erwerben, als es ihr bei der Eisenbahn 
möglich wäre, welcher sie die volle Taxe für eine einfache 
Fahrt hätte erlegen müssen. 

Die Uebertragbarkeit des Rückfahrtanspruchs wegzu- 
bedingen liegt also in erster Linie im Interesse der Eisen- 
bahn ; es. wäre daher denkbar, dass derjenige, welcher mit 
dem Rückfahrschein an der Endstation ankommt, zur Rück- 
fahrt berechtigt sein solle. Diese Person wird in der Regel, 
braucht aber nicht notwendig mit derjenigen identisch zu 
sein, welche die Reise mit dem betr. Fahrschein begonnen 
hat, da ja der Schein für diejenigen Teile des Anspruchs, 
welche nicht als unübertragbar erklärt sind, unzweifelhaft 
veräussert werden kann. 

Wenn wir indessen blos den Rückfahrschein in Be- 
tracht ziehen, fallen wir in denselben Fehler, welchen 
de Jonge begangen hat, welcher als Argument für die Un- 
übertragbarkeit des Rückfahrscheins, trotzdem er principiell 
den einfachen dem Rückfahrschein gleichstellt, Einheit der 
Urkunde, der Zeit, des Preises anführt.'") 



"') de Jonge I. p- 5 ; „Es kann und soll nicht bestritten werden, 
dass tilr das R. B. dieselben Grundsätze gelten wie für das einfache; 
wir behaupten vielmehr positiv auch unserseits die rechtliche Gleich- 
artigkeit dieser beiden Inhaberpapiere.'' Damit stimmt nicht die als 
Argument angeführte „Einheit der Urkunde", die doch wohl eine offen 
Urkunden und allen beurkundeten Forderungereohten geraeinsame 
Eigenschaft ist. Die Ginteilung des Anspruchs in verschiedene Ab- 
schnitte ist doch gewiss nicht davon abhängig, dasa über jede einzelne 
Rate eine besondere Urkunde ausgestellt werde. Da die juristische 



■^»1 



— 86 - 

Um eine allgemein gültige Regel zu finden, naüssen 
wir auf die Verhältnisse, wie sie beim einfachen utid beim 
Kückfahrschein vorkommen, gleichmässig Rücksicht nehmen. 
Wenn ein einfacher Fahrschein für unübertragbar erklärt 
wird, was allerdings bei dem jetzt fast allgemein üblichen 



Natur des Papiers den Modus der Leistung nicht ändern kann, so ist 
auch die Möglichkeit gegeben, z. £. bei einem I. F. Teilleistungen 
zu bedingen (siehe z. E. Schw. Tr.-Regl. § 9, Abs. 5), wobei es in 
der Macht des Schuldners steht, die einzelnen Leistungen auf dem 
Papier zu bemerken (siehe z. E. D. E. B. Betr. BegL § 10) oder nicht. 
Die «Einheit der Zeit", d. h. das Festsetzen einer kurzen Extinetiv- 
frist ist gar keine Eigentümlichkeit der Fahrscheine, sondern kann bei 
jedem andern Anspruch ganz eben so gut ausbedungen werden. Diese 
Frist läuft übrigens auch, bevor die Leistung begonnen hat, nicht 
erst nach Beginn derselben. 

Die „Einheit des Preises" endlich setzt das Vorhandensein sog. 
Differentialtarife voraus, worunter de Jonge einen Tarif versteht, 
welcher für grössere Transportstrecken verhältnissmässig kleinere 
Taxen aufstellt als für kleinere. Dies Princip kommt unbestrittener 
Massen bei den Rückfahrscheinen in Anwendung, bei den einfachen 
dagegen nur ganz vereinzelt, so z. B. auf württembergischen Bahnen 
(Stuttgart-Immendingen) und auf den Vereinigten Schweizerbahnen 
(Zürich-Rapperswyl), dagegen wird es gerade nicht angewendet auf 
denjenigen Bahnen, deren Verhältnisse de Jonge bei seiner Erörterung 
ins Auge gefasst hat (preussische Bahnen). Umgekekrt kommen aber 
auch Fälle vor, wo für kleinere Strecken die Taxen relativ kleiner 
sind als für grössere (z. B. Zürich-Genf). 

Sonst kommen ganz allgemein bestimmte Kilometersätze vor, 
die für alle Strecken gleich bleiben. So gelten folgende Sätze: 

In Deutschland: 8, 6 und 4 Pfennige für I., IL und III. Classe. 

Ausnahme: Stuttgart-Immendingen, wo4Kilom. 35,25, 15 Pfennige; 
40 Kilom. 330, 222, 140 Pfennige; 100 Kilom. 810, 540, 350 Pfennige 
und 147,5 Kilom. 1190, 790, 510 Pfennige kosten. 

In der Schweiz: 10, 7 und 5 Rp. (Normalconcession Art. 15). 

Ausnahmen: Zürich-Rapperswyl, wo 5 Kilom. 55, 40, 30 Rp. 25 
Kilom. 275, 195, 140 Rp.; 43 Kilom. 450, 260, 185 Rp. kosten. 

In Frankreich: 0,112; 0,084; 0,0613 frcs. (modele de tarifs generaux 
fran9ais; Lam^-Fleury, a. a. 0. 224, 256). 

In Oesteireich: 4, 3 und 2 Kr. (Hendschels Telegraph v. 188ö 
p. 74). 
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System "^) nicht wahrscheinlich ist, so kann selbstver- 
ständlich nicht derjenige, welcher mit dem Schein an der 
Endstation ankommt, als der Berechtigte gelten, da auf 
diese Weise die Clausel gar keinen Sinn hätte. Es bleibt 
uns also nur noch die dritte mögliche Person, 

y) nämlich diejenige, welche die Reise mit dem Fahr- 
schein angetreten hat. Es ist dies schon deshalb das Na- 
türlichste, weil dann für einfache und Rückfahrscheine 
dieselbe Person als berechtigt anzusehen wäre. Ausser- 
dem könnte auch nach dem Fall ß bei Rückfahrscheinen 
eine Umgehung des Cessionsverbotes stattfinden, welche 
der Eisenbahn einen ähnlichen Nachteil zufügen würde 
wie die Veräusserung an der Endstation. Wenn nämlich 
durch die Clausel eine Veräusseining nur an der Endstation 
sollte ausgeschlossen werden, so könnte das Verbot einfach 
dadurch umgangen werden, dass der Anspruch, statt an 
der Endstation, an einer nahe bei derselben liegenden 
Zwischenstation veräussert wird.^**) 

b. Nachdem wir festgestellt haben, dass es sowohl dem 
Willen als auch dem Interesse des Contrahenten am besten 



In Belgien: 36, 27, 18 Cts. par Heue et toute distance {LanTzmann, 
a. a. 0. p. 15, No. 24). 

In England: V/iy 2 und 3 d. per mile {Cohn, a. a. 0. I. p. 76). 

^**) Es ist dies das System der Kilometersätze (siehe Anmerkung* 
142.) Absolut notwendig wird die ünübertragbarkeitsclausel auch bei 
einfachen Fahrscheinen^ da wo das sog. Zonensystem Geltung hat. 
Analog den Briefpostrayons wird nach dem Zonensystem das Netz 
der betr. Eisenbahn in verschiedene Zonen geteilt, innerhalb welcher 
die Taxe immer dieselbe bleibt, möge die befahrene Strecke eine 
kleinere oder grössere sein. Dies System ist neuerdings und wie es 
scheint mit grossem Erfolg in Ungarn eingeführt und wird sich, wenii 
der Erfolg ein andauernder ist, wohl auch in den übrigen Staaten 
einbürgern. 

*^*) Bei einem Rückfahrschein über die Strecke A— B ist die Aus« 
gangsstation oder Anfangssation A, die Endstation B. 
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entspricht, wenn als der dortfa einen onüb^iragbaren Fahr- 
schein Berechtigte derjenige angesehen wird, welcher mit 
diesem Fahrschein die Fahrt hegom&en hat, so muss man 
der Clansel die Wirkung zuschreiben« daas sie den Fahr- 
schein von dem Momente an. in welchem die Leistung be- 
gonnen hat. zu einem unübertragbaren macht. Wir kommen 
somit zu dem Resultat, dass das. was ^e Jonge als eine 
ganz allgemein einer jeden Forderung anhaftende Eigen- 
schaft bezeichnet (die Unäbertragbarkeit nach begonnener 
Leistung), nur durch Vertrag zwischen den Contrahenten, 
speciell beim Fahrschein durch die Clansel ,nicht übertrag- 
bar', erreicht wird."*j Dass die Leistung begonnen hat, 
wird durch das Coupiren auf dem Fahrschein vorge- 
merkt; man könnte also, weil in demselben Augenblick 
auch die Umwandlung des Inhaberpapiers in ein nicht über- 
tragbares stattfindet, glauben, dass das Coupiren eine solche 
Wirkung habe, und der controUirende Schaffiaer mit einer 
solchen dispositiven Befugnis ausgerüstet sei. Dies ist 
jedoch nicht richtig, da auch der Fall eintreten kann, dass 
eine Reise begonnen und sogar beendigt wird, ohne dass 
der Schein coupirt worden ist. BUedurch behält zwar der 
Schein formell seine Natur als Inhaberpapier, nicht aber 
materiell. Die Umwandlung in ein „persönliches*" Papier 
geschieht dadurch, dass der betreflfende Reisende (meistens 
stillschweigend durch Einsteigen in den Zug) seinen Willen 
zu erkennen gibt, mit diesem Zug und dem in seinem Be- 
sitz befindlichen Fahrschein die Reise ausführen zu wollen. 
Die Annahme dieser Willenserklärung erfolgt nicht durch 



^^^') Eh versteht sich von selbst, dass auch dnrch gesetzliche Be- 
Htimmung die üebertragbarkeit solcher Fahrscheine, die den Namen 
de« Berechtigten nicht tragen, ausgeschlossen werden kann, allein es 
iHt die« nicht das einzige rechtliche Mittel, wie v. Ihering, a. a. ü. 
p. o*n, meint. 
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das Coupiren; sondern dadurch, dass der Eisenbahnzug sich 
in Bewegung setzt, von welchem Augenblick an es dem 
Reisenden nicht mehr möglich ist, den Zug an dieser (An- 
fangs-) Station zu verlassen. 

Eine schwierige Frage ist nunmehr die, welcher Art 
von Wertpapieren ein solcher Fahrschein angehöre. Es 
ist dabei von Wichtigkeit der Moment, in welchem die 
Leistung beginnt und welcher, wie wir gesehen haben, regel- 
mässig durch das Coupiren gekennzeichnet wird. Vor dem 
Coupiren ist der Fahrschein Inhaberpapier, kann also be- 
liebig übertragen werden, nach dem Coupiren dagegen 
nimmt er jenen eigentümlichen Charakter an, der darin be- 
steht, dass blos diejenige Person berechtigt ist, die den 
Schein zum Coupiren präsentirt hat. 

Ein Papier, welches nur einer bestimmten Person ein 
Recht gewährt, kann nur Legitimationspapier oder Namen- 
papier sein. Die erstere Art von Papieren fällt ausser 
Betracht, weil dieselben, trotzdem es unübertragbare Legi- 
timationspapiere gibt, doch nicht durch die Unübertrag- 
barkeitsclausel allein entstehen können. Es muss vielmehr 
der Schuldner sich ausdrücklich das Recht vorbehalten 
an jeden Präsentanten zahlen zu dürfen. Ein solcher Vor- 
behalt ist aber in unserm Fall weder aus dem Wortlaut 
des Fahrscheins noch aus den Reglementen ersichtlich. Es 
bleibt also nur noch die Möglichkeit, dass der unübertragbare 
Fahrschein unter die Classe der Namenpapiere gehöre und 
unter denselben eine allerdings ganz eigenartige Species 
bilde. ^^«) 



^^•) Von mehreren französischen Schriftstellern werden diese 
Papiere (allerdings auch ohne Uebertragbarkeitsclausel, da in Frank- 
reich schon das Reglement die Uebertragung von Rückfahrscheinen 
verbietet) „persönliche" genannt (Duverdy, a. a. 0. p. 424, No. 299. 
— Feraitd-Giraud, a. a. 0., No. 232. — Bedarride, a. a. 0., No. 215). 
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MdB wird mir emwesdm. dass ein Xamenpapietv 
weldMs keinen Xamat trigt. ebenso gnt ein Unding sei, 
wie ein rarabertragfMnes InUberp^iier. Dieser Einwand ist 
nnbegrondet. da beim InbabcTpapier gerade vom Gesetz 
als weaentlidies Meffaiml das T«^preelien, an den Inhaber 
zahlen zn wollen, anfgestellt ist. wälirend fnr das Namen- 
papier nirgends d^ besdmmte Nennung des Gläubigers 
veriangt wird. Ebenso gut. wie man ein Papier, welches 
die Inbaberclansel gar nicht enthält, nur weil kein be- 
stimmter Gläubiger angegeben kt, zn den Inhaberpapiereo 
zählte, ebenso gnt kann man ein Papier, welches zwar 
keinen Namen trägt. 9iber anf einen ganz bestimmten 
Gläubiger hinweist, als Namenpapier ansehen. Gerade das 
ist der Unterschied zwischen Namen- und Inhaberpapier, 
dass bei dem einen der Gläubiger ganz bestimmt, beim 
andern dag^en unbestimmt ist. 

Wichtig ist bei dieser eigentümlichen Classe von Pa- 
pieren nicht sowohl die Art und die Folgen der Ueber- 
tragung, da ja gerade die Unübertragbarkeit, also die Be- 
rechtigung einer ganz bestimmten Person, das Wesentliche 
bei denselben bildet, als vielmehr die Beweislast, in Bezug 
auf welche eine tiefgreifende Modification Platz greifen muss. 

Beim Namenpapier ist der Schuldner nicht nur be- 
rechtigt, in seinem eigenen, sondern auch verpflichtet, in 
des wirklichen Gläubigers Interesse die Legitimation und 
beim unübertragbaren Namenpapier auch die Identität des 
Präsentanten mit dem Benannten zu prüfen. 



Ohne Grund sagt Gasca, a. a. 0. p. 474, in Italien können diese 
Fahrscheine weder als Namen- noch als , persönliche* Papiere ange- 
sehen werden, da das Gesetz die üebertragung derselben ausschliesse. 
Auch wenn man die Reglemente als Gesetze ansehen wollte, so ist 
(loch noch nicht gesagt, dass ein gesetzliches Cessions verbot mit dem 
Begriff des Namenpapieres unvereinbar wäre. 
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Diese Legitimations- bezw. Identitätsprüfung besteht 
darin, dass der Schuldner vom Präsentanten den Nachweis 
verlangt, dass er der Benannte selbst, dessen Vertreter,. 
Erbe oder Singularsuecessor (Legitimationsnachweis), oder 
dasä er der Benannte, dessen Verti'eter oder Erbe sei 
(Identitätsnachweis) . 

Dieser Nachweis kann für den redlichen Erwerber 
beim gewöhnlichen Namenpapier keine Schwierigkeiten 
haben, da der Erwerber des Papieres vom Benannten Aus- 
liefeiTing aller zum Nachweis der Cession nötigen Beweis- 
mittel verlangen kann. Wie aber nun, wenn ein Berech- 
tigter nicht genannt ist? 

Da das Papier nicht übertragbar ist, so wird in der 
Regel der Präsentant der Berechtigte sein. Die Schwierig- 
keit des zur Identificirung nötigen Beweises liegt nicht 
darin, dass der Erwerber sein Recht von einem ihm Un- 
bekannten ableiten muss, denn ein Erwerber des Papiers 
erwirbt überhaupt kein Recht, kann also auch keinem 
geltend machen; sondern vielmehr darin, dass bei conse- 
quenter Durchführung der für Namenpapiere geltenden 
Regeln auch der wirkliche Berechtigte zum Identitätsnach- 
weis gezwungen werden kann und muss , dieser aber wegen 
des Fehlens eines jeglichen Namens tatsächlich und schlecht- 
hin in die Unmöglichkeit versetzt wird, nachzuweisen, dass 
er der aus dem Papier Berechtigte sei. 

Da aber die Eisenbahn allein die Schuld trifft für die^ 
Unmöglichkeit des Identitätsnachweises, in sofern es ja 
in ihrer Hand liegt, den Nachweis durch die entsprechende 
Form des Papieres zu ermöglichen ^^''), so muss sie, da 



^") Eine tatsächliche Unmöglichkeit, die Fahrscheine auf Namen 
auszustellen, besteht ebenso wenig wie eine rechtliche. Allerdings 
würde die Aasstellung eines jeden Fahrscheins oder wenigstens die- 
jenige der Rückfahrscheine (denn nur diese tragen die Clausel »nicht 
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eine solche Erschwerung des Nachweises einer partiellen 
oder gänzlichen Umgehung der Transportpflicht und damit 
einem Verstoss gegen das Reglement gleichkäme, darauf 
verzichten, vom Reisenden den Nachweis der Identität zu 
verlangen, und ihrerseits, wenn sie glaubt, hieran ein 
Interesse zu haben, den Nachweis der Nichtidentität 
leisten. '^*) 

Wollte sich die Eisenbahn gegen die Uebernahme 
dieser Beweislast sträuben, dann könnte man allerdings 
der Ansicht von Iherings beipflichten, da dann eine durch 
die staatlichen Reglemente ausdrücklich verbotene Mehr- 
belastung des Reisenden geschaffen würde. Auf der andern 
Seite dagegen kann man die Zulässigkeit einer solchen 
Uebertragung der Beweislast nicht bestreiten, da es bei 
diesen im Interesse eines raschen Verkehrs geschaffenen 
Papieren nicht in erster Linie darauf ankommt, eine den 
bisherigen allgemein anerkannten Gruppen von Handels- 
papieren genau angepasste Urkunde auszustellen. Vielmehr 
handelt es sich darum, die im Interesse des Verkehrs not- 
wendigen Modificationen so zu gestalten, dass sie nicht den 
einen Contrahenten ungebührlich benachteiligen, oder gar, 
wie es in unserm Fall zutreffen würde, wenn der Gläubiger 
den Legitimationsnachweis leisten müsste, den Verkehr 
geradezu hemmen. 



übertragbar''), auf Namen eine ganz erhebliche Vermehrung der Be- 
amten und damit eine gewaltige Vergrösaerung der Aasgaben um 
verliältnismässig geringen Gewinnes willen zur Folge haben. Scheut 
die Eisenbahn diese Ausgabe, so ist sie deshalb noch lange niuht 
befugt, den Reisenden in eine so missliche Lage zu bringen, wie die 
ist, in welche er durch Namenpapiere ohne Namen tatsächlich käme, 
wenn er selbst den Nachweis seiner Berechtigung aas dem Papier 
erbringen müsste. 

'") Westrum, Uebertragbarkeit der Retourbillets, Jurist. Wocheii- 
schriit 1886 No. 29 und 30, p. 261. 
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Sollte die Eisenbahn dagegen trotzdem den Beisenden 
zum Identitätsnachweis zwingen können, so läge hier ein 
Fall „contractlicher Erpressung" vor ^*^), welche durch das 
Gesetz oder den Richter beseitigt werden raüsste. Gegen 
dieselbe kann nur in der Weise Remedur geschaffen werden^ 
dass man den hier vorliegenden, vom Gesetz noch gar nicht 
berücksichtigten Tatbestand von einem den Verhältnissen 
angepassten Gesichtspunkt auflfasst. Man muss der Eisen- 
bahn als Aequivalent für die ihr erwachsenden Vorteile 
auch die Nachteile, die in erster Linie in der Schwierig- 
keit des Beweises liegen, aufbürden. Wir haben es hier 
mit einem derjenigen Fälle zu tun, wo, wie Goldschmidfc 
sich ausdrückt, die schwierigen InteressencoUisionen nicht 
mit einer einfachen abstracten Formel durchhauen werden 
können. ^^^) Das Interesse der Bahn und dasjenige des 
Reisenden stehen sich diametral gegenüber. Da ausserdem 
die Bahn allein aus dem vorliegenden Tatbestand Vorteil 
zieht, so muss dem Schwächeren (dem Reisenden), welcher 
im Kampfe der Interessen gegen den Stärkern (die Eisen- 
bahn) unfehlbar unterliegen würde, in dieser Weise ge- 
holfen werden. 

IL 

Die civilreclitlichen Wirkungen de7' Uebertretung des pactum 

de non cedendo. 

Erst dadurch, dass der für unübertragbar erklärte 
Fahrschein in die Hand einer andern Person übergeht, 
kommen die eigentümlichen Wirkungen dieser Art von 
Wertpapieren zur Geltung. Wir haben gesehen, dass die 
Uebertretung eines pactum de non cedendo Ungültigkeit 



"») V. Ihering, a. a. 0. p. 330. 

^*®) GoldschmidU die Creationstheorie und der Entwurf eines ß^ 
G. B. Zeitschr. f. H. R. Bd. XXXVI. p. 145. 
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<ier Cemon rar Folge bat ^% waugatCBs «boB. wanL t^ 
pdetma bei der Eslatelniiig der Obl^atkn geaAI ooBe a od 
aof diaie Weise mtegrirender Bestsuidteil des obS^süaas- 
hegrfmAeaden Yertrages geworden ät. 

An der Wirkong des paetnm kamt der FüBstaad mekts 
äjidern^ d»m der Anspruch an ein Wertpopia- geteaden 
»t, Hiefllr bedarf es wohl eines weit«m Ifa 'i n ' fcrti i i 
nieht, da die Urkunde den Charakter des Ans^nckcs 
nicht umwandelt, ^^) Dabei darf aDerdings nkki aosser 
Acht gehui»en werden^ dass die Form des Wertpafieres so 
gewählt 8ein mnmf dass das pactum mit den Tom Besetz 
mit dieser Form der Wertpapiere Terbnndenen Bestinrnnrngen 
nicht in Widerspruch gerät. Dass dies bei de« mit der 
(Hansel ^nicht übertragbar"^ versehenen Fahrsebein, auch 
wenn derselbe nicht auf den Namen gestellt ist, nidit der 
Fall sei, haben wir im vorhergehenden Abschnitt nachge- 
wiesen. Hieraus folgt dann aber, dass der Erwerber eines 
solchen Scheines ein Recht nicht erwirbt; dass also der 
ursprüngliche Besitzer Gläubiger bleibt, und dass er die 
ihm zustehenden Rechte aus dem Transportvertrag auch 
nachträglich noch geltend machen kann, wenn nur die f&r 
eine solche Geltendmachung statuirten Voraussetzungen 
zutreffen: nämlich wenn er sich wieder in den Besitz des 
Fahrscheines zu setzen vermag. 

1. Die Wirkung einer üebertretung des Cessionsver- 
botoH äussert sich nun nach schweizerischem und gemeinem 



'^^; Da der unübertragbare Fahrschein Kamenpapier ist, so darf 
von einer Cession gesprochen werden, auch wenn das von Carlin, 
a. a. 0. p. 36 für die Wertpapiere . im allgemeinen Gesagte richtig 
wäre, dass die Tradition einen üebergang des Pap. -Eigentums, nicht 
«ine solche der Forderung zur Folge hat (siehe a. a 0., p. 36 Aus- 
nahmen). 

^^^) Das Papier ist um der Forderung willen, nicht die Forderung 
um des Papieres willen da. — Carlin, a. a. 0. p. 35 und daselbst citirte. 
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ßecht und zwar sowohl nach der Seite des Schuldners, 
als auch nach derjenigen des Gläubigers hiä folgender- 
massen: 

a. Der Schuldner (d. h. die Eisenbahn) wird dadurch, 
dass er die Beweislast zu übernehmen gezwungen ist, wenn 
er überhaupt die Glausel als wirksam anerkannt wissen 
will, noch keineswegs von den übrigen Verpflichtungen, 
die er sich durch die Form des Fahrscheins auferlegt, be- 
freit. Da eine bestimmte Person berechtigt ist, so ergibt 
sich daraus die Verpflichtung des Schuldners, auch nur an 
diese Person zu leisten, widrigenfalls er nicht liberirt wird 
und von dem wirklichen Gläubiger trot^em noch in An- 
spruch genommen werden kann. 

Dass gleichwohl eine Prüfung der Legitimation des 
Präsentanten nicht häufig und nur dann, wenn dringende 
Verdachtsgründe vorliegen '*'), vorkommt, dies hat seinen 
Orund nicht wie bei den Legitimationspapieren in einem 
Recht des Schuldners, sondern in der Tatsache, dass die 
Gefahr der zweimaligen Leistung eine ausserordentlich ge- 
ringe ist. 

Diese Tatsache beruht auf verschiedenen Umständen: 



*"} Nicht deshalb, weil, wie de Jooge glaubt, die Eigenbahn nur 
bei «dringenden Vetdachtsgründen' berechtigt ist, den Legitimationa- 
nachweis zu verlaiiffeii, Boudem weil es sich blos bei einem solchen 
Verdacht wirklich verlohnt, den schwierigen Nachweia der Nicht- 
berechtigung des Präsentanten zu unternehmen, kommen solche Ver- 
dachtagTÜnde Oberhaupt in Frage. Wenn die Eiaenbahn einmal be- 
rechtigt ist die Legitimation zu verlangen oder daa Gegenteil nach- 
zuweisen, so kann dies Recht nicht auf den so unendlich vagen 
Begrifi der „dringenden Verdachtagründe" gestützt werden, dessen 
Unbestimmtheit noch besonders deutlich illuBtrirt wird durch daa 
TOn de Jonge II. p. 13 citirte Beispiel, wo ein ungiücklieher Rflisender, 
der viel Handgepäck aber nur eine kleine B«ise vor sich hat, zum 
Legitimationanaehweia gezwungen werden könne, weil diese Umstände 
ein gewichtigea Verdachtsmoment darstellen. 
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a. Ist der Fahrschein durch Vertrag in die Hand eines 
Nichtberechtigten gekommen, so bleibt allerdings der ur- 
sprüngliche Gläubiger berechtigt, weil durch den Cessions- 
vertrag das Recht aus dem Fahrscheine gar nicht über- 
tragen werden kann. Die Geltendmachung dieses Bechtes 
ist aber reglementarisch an den Besitz des Fahrscheines 
geknüpft. Ist dieser nicht mehr vorhanden oder nicht 
mehr in der Gewalt des eigentlichen Berechtigten, so 
kann letzterer von der Eisenbahn auch die Erfüllung des 
Transportversprechens nicht mehr verlangen. Die Eisen- 
bahn wird also in diesem Fall auch durch Leistung an 
einen Xichtberechtigten überirt, weil sie dadurch den Fahi- 
schein wieder in ihre Hand erhält und denselben vernichten 
kann. 

ß. Hat dagegen der Berechtigte den Fahrschein verloren 
oder ist er ihm gestohlen worden, so könnte er nach den 
allgemeinen Bestimmungen über Wertpapiere die Amorti- 
sation verlangen. Es ist auch gar kein Grund vorhanden, 
warum bei Eisenbahnfahrscheinen die Amortisation grund- 
sätzlich ausgeschlossen sein sollte *^*), wenn man die- 
selben als Wertpapiere behandelt. Allein hier wird nun 
die Schwierigkeit des Beweises, dass der die Amortisation 
Verlangende wirklich einen Fahrschein, und zwar einen 
ganz bestimmten Fahrschein besessen und noch nicht be- 
nutzt habe, ebenso gross sein, wie wenn der Berechtigte 
aus einem seinen Namen nicht tragenden Fahrschein sein 
Recht nachweisen sollte. Ein solcher Nachweis ist schlechter- 



^") Wie der Entwurf § 702 auch dann, wenn der Wille des Aus- 
stellers ein I. P. auszustellen klar ersichtlich ist, nicht alle für die 
I. P. aufgestellten Bestimmungen bei den „Billeten, Garten, Marken 
und ähnlichen Urkunden" Anwendung finden lässt, so hat er bei 
denselben auch die Möglichkeit der Amortisation von gesetzeswegen 
ausgeschlossen. 



'^T»^6fl?^?'5^»^; ^^ , r 
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dings unmöglich und die Eisenbahn daher auch in diesem 
Falle von der Gefahr zweimaliger Leistung befreit. ^^^) 

b. Gläubiger bleibt der ursprünglich Berechtigte, da 
die Cession nichtig ist. 

Weil der Eisenbahn unzweifelhaft ein Schaden entsteht 
dadurch, dass Jemand, der hiezu nicht berechtigt ist, die 
Eisenbahn benutzt, so entsteht die Frage, wer diesen Schaden 
zu ersetzen habe. Der Nachteil, welcher der Eisenbahn 
erwächst, besteht nicht in einer directen Vermögensschädi- 
gung, sondern darin^ dass ihr ein Gewinn entgeht, insofern 
als der den nicht übertragbaren Fahrschein präsentirende 
Reisende den Transportanspruch billiger hat erwerben 
können, als durch directes Contrahiren mit der Eisenbahn, 
wodurch letzterer ein Contrahent entzogen worden ist. 

Es können nun bezüglich der Schadenersatzpflicht 2 
Personen in Frage kommen. Nämlich: 

a. der Veräusserer des unübertragbaren Fährscheins. 
Dieser wäre verantwortlich dann, wenn das Cessionsverbot 
rein obligatorische Wirkung hätte. . In diesem Falle wäre 
eine Cession entgegen dem Verbot für den Cessionar gültig 
und der debitor cessus könnte, sofern er einen Schaden nach- 
zuweisen vermag, nur den Cedenten in Anspruch nehmen. 
Wenn dem Cessionsverbot dagegen Wirkung auch gegen 
Dritte verliehen wird, so liese sich die Ansicht vertei- 
digen, dass der Schuldner selbst zusehen müsse, an wen er 
leiste, dass also dann, wenn die Eisenbahn in ihem eigenen 
Interesse den Fahrscheinen eine Form gibt, durch welche 
ihr der Nachweis der Nichtidentität gegen den Präsen- 
tanten erschwert wird, eine Haftung des Veräusserers aus- 
geschlossen sei. 



^^*) Das über die Amortisation Gesagte greift natürlich Platz, ob 
der Schein mit der ünübertragbarkeitsclausel versehen ist oder nicht. 

7 
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Die Haftung des ursprünglich Berechtigten ist, gleich- 
gültig ob dem pactum Wirkung gegen Dritte gegeben wird 
oder nicht, jedenfalls dann ausgeschlossen, wenn ohne seinen 
Willen der Erwerber in die Lage versetzt worden ist, der 
Eisenbahn einen Vermögensnachtheil zu fügen zu können. 
Es wird also jedenfalls nur dann, wenn der allein Berech- 
tigte durch Vertrag sich des Scheines entäussert hat, eine 
Schadenersatzpflicht desselben in Frage kommen, während 
er dafür, dass der Präsentant auf andere Weise in den 
Besitz des Scheines gelangt ist, nicht verantwortlich gemacht 
werden kann; 

ß. der Erwerber des unvhertragharen Fahrscheins. Dieser 
kann durch Uebergabe, Fund oder Diebstahl in den Be- 
sitz des Scheines gelangt sein ; allein er erwirbt kein Recht 
durch diesen Besitz. Er wird weder Gläubiger, noch for- 
derungsberechtigt. Dass auch bezüglich der verlornen und 
gestohlenen Fahrscheine die Grundsätze des Namenpapiers 
und nicht diejenigen des Inhaberpapiers in Anwendung 
kommen müssen, geht aus dem Widerspruch hervor, welcher 
sonst eintreten würde, indem ein tradirter Fahrschein dem 
Erwerber zwar kein Recht gewähren würde, wohl aber 
der gefundene oder gestohlene. Wenn also die Eisenbahn 
den Präsentanten des unübertragbaren Fahrscheins trans- 
portirt, so leistet sie ein indebitum '^^), welches sie zurück- 
fordern, bezw. in einen Schadenersatzanspruch verwandeln 
kann, der sich gerade auf die Höhe des für die durch- 
fahrene Strecke angesetzten Fahrpreises beläuft. 

Wenn schon das lucrum cessans der Eisenbahn nur 
die Differenz zwischen der Summe des Fahrpreises für die 
beiden Teilstrecken und dem Fahrpreise für die ganze 
Strecke beträgt, weil der Eisenbahn ein Teil des Fahrgeldes, 



IM) Für das französische Recht gilt dasselbe nach Feraud-Girau^ 
III. No. 225, No. 232; Bedarride No. 215; Duverdy No. 229 p. 44. 
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welches der Erwerber des Scheins zu zahlen schuldig wäre, 
schon vom Veräusserer gezahlt worden ist, so kann doch die 
Eisenbahn gegenüber dem unberechtigten ßeisenden nicht nur 
diese Differenz beanspruchen, sondern, eben weil letzterer 
durch den Fahrschein gar nicht berechtigt wird, die Taxe für 
die ganze befahrene Strecke, einschliesslich der event, Straf- 
zahlung, welche die Eisenbahn laut Reglement zu fordern 
berechtigt ist. Dieser Anspruch besteht ohne Rücksicht 
darauf, wie der Reisende in den Besitz des unöbertrag- 
baren Fahrscheines gelangt ist, ob durch Fund, Diebstal 
oder Vertrag, Hieraus ergeben sich zwei Gonsequenzen: 

a a. Der Schadenersatzanspruch ist durchaus unab- 
hängig von der Erwerbsart, Nicht die Tatsache, dass der 
Fahrschein aus dem Besitz des allein Berechtigten gelangt 
ist, sondern die, dass ein Nichtberechtigter denselben be- 
nutzt hat, erzeugt die Schadenersatzpflicht. Es macht also 
keinen Unterschied, ob der Schein mit oder ohne den Willen 
des eigentlichen Gläubigers benutzt worden ist, und dies 
hat zur Folge, dass der letztere auf keinen Fall für den 
der Eisenbahn erwachsenden Schaden verantwortlich ge- 
macht, dass vielmehr der Anspruch ausschliesslich gegen 
den mit dem Fahrschein Reisenden geltend gemacht werden 
kann. 

ß (i. Dieser Anspruch gegen den nichtberechtigten 
Reisenden unterliegt den gewöhnlichen Regeln der Ver- 
jährung. Innerhalb der Verjährungsfrist kann die Eisen- 
bahn Klage anheben und sie wird damit durchdringen, 
wenn ihr der Beweis gelingt, dass der Beklagte durch den 
präsentirten Fahrschein nicht berechtigt war, Hiezu ge- 
nügt der Nachweis, dass der Betreffende nicht die ganze 
Fahrt ausgeführt habe. Auf welche Art er in den Besitz 
des Scheines gelangt, oder wer sein Rechtsvorfahr sei, 
braucht nicht bewiesen zu werden. 



•;# 
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Man darf also nicht annehmen, dass die Eisenbahn 
durch die vorbehaltlose Leistung an den Nichtberechtigten 
zur Aufhebung des pactum de non cedendo ihre still- 
schweigende Zustimmung gebe, und dass auf diese Weise 
der ursprünglich nichtige Cessionsvertrag durch den Weg- 
fall der Hindemisse nachträglich convalescire. Die Eisen- 
bahn weiss ja gar nicht, dass der Betreffende nicht be- 
rechtigt ist, und wenn sie auch principiell verpflichtet ist, 
die Legitimation eines jeden mit solchem Fahrschein 
Reisenden zu prüfen, so wirkt doch die Vernachlässigung 
dieser Pflicht nur gegen den wahren Gläubiger, nicht aber 
auch gegen Dritte. Ausserdem wäre es unlogisch, anzu- 
nehmen, eine Handlung, die in Unkenntnis einer Tatsache 
geschehen ist, sei gerade mit Rücksicht auf diese Tatsache 
ausgeführt worden. 

Durch die ünübertragbarkeitsclausel in Verbindung 
mit der kurzen Extinctivfrist des Fahrscheins bezweckt die 
Eisenbahn, dass ein Fahrschein seine Gültigkeit vor der 
vollständigen Ausnutzung verliere, wenn der Reisende zu- 
fallig verhindert ist, dies innerhalb der festgesetzten Zeit 
selbst zu tun, wobei sie hofft, dass dieser für sie günstige 
Zufall häufig eintreten werde. Während in letzterm Punkt 
ihre Erwartungen sich als vollständig richtig erwiesen 
haben, hat die Eisenbahn sich in der tatsächlichen Wirkung 
des Cessionsverbotes geirrt, insofern als die Uebertretung 
dieses Verbotes sehr leicht ist, und in Folge dessen die 
Benutzung von unübertragbaren Fahrscheinen sich in der 
Mehrzahl der Fälle der ControUe der Eisenbahnen ent- 
zieht, i") 



^^'^) Ob man mit dem von Ihering, a. a. 0. p. 338, vorgeschlagenen 
Mittel, die Reisenden von der Veräusserung ihrer nur teilweise be- 
nutzten Fahrscheine abzuhalten, den Zweck, einen gewerbsmässigen 
Zwischenhandel lahm zu legen, erreichen würde, ist fraglich. Es mag 
ja viele Reisende geben, welche gern einen Teil des Schadens tragen 



«E» 
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Da die Annahme einer atillachweigended Eii 
in die Uebertragung des Fahrscheins den Ii 
der Eisenbahn geradezu widerspricht, so muss dit 
geschlossen sein, so lange nicht andere 8ründe fü 
sprechen. Ein solcher Grund aber wäre der, dasa 
bahn mit dem Bewusstsein, dass Jemand einen fUr se 
ungültigen Fahrschein präsentire, denselben tra 
würde, ohne Bezahlung des Fahrgeldes zu verlai 
gesehen von der Frage, ob die Schaffner bevoUmächl 
einen solchen Vertrag abzuschliessen, bezw. die Erm 
zur Benutzung eines schon gebrauchten Fahrsc 
erteilen, würde der Anspruch der Eisenbahn ge 
solchen Reisendep erlöschen, sobald die Leistung 
ißt, ohne dass sie ihre Rechte (mindestens durch 
behalt der spätem KIsgeanhebung) gegenüber dt 
portirten geltend gemacht hat. In dem FalU 
Jlinwilligung der Eisenbahn in die Aufhebung 
übeitragbarkeitsclausei ausdrücklich oder stillsi 
gegeben wäre, könnte ein Schadenersatz weder 
äusserer, noch vom Erwerber des Fahrscheines bt 



oder wenigstens auf einen Profit verzichten würden, wen 
Eisenbahn selbst einen Teil ihres Schadens oder den gar 
zu vergüten sich bereit erklärte, indem letztere die nur t 
nutzten Fahrscheine gegen eine bestimmte Vergütung znrU< 
sich verpflichtete. Dabei setzt aber v, Ihering voraus, di 
äusseruug der Rückfahrscheine principieli statthaft sei. 
eolches Entgegenkommen der Eisenbahn würde aber manc 
USglichkeit eines Profites durch die Veränsserung eines i 
Bück fahrsc Keines aufmerksam gemacht, der sonst einfach 
vernichtet hätte. Da die Bttckfahrscheine eine Fahrpreis« 
von 25 — 307» gewähren, so ist nicht einzusehen, warun 
schwunghafter Handel mit Fahrscheinen entstehen kSnnti 
Händler, welche ohne Furcht vor Strafe ihr Geschäft offe 
kSnnten, dem betr. Inhaber eines unbenutzten Fahrschi 
hohem Preis bieten wOrden als die Eisenbahn, wozu sie i 
grossen Rabattes bei Rückfahrsch einen tatsächlich in der ] 



'■ff 
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werden, da hier der Satz Anwendung finden müsste: volenti 
non fit injuria (injuria in weitestem Sinne veratanden, in 
welchem sie auch die Zufiigung eines widerrechtlichen Ver- 
mögensnachteiles bedeuten kann). 

Dadurch dass er seine Einwilligung zur Cession gibt, 
würde der Schuldner auf die aus einer üebertretung des 
Cessions Verbotes sich ergebenden Rechte verzichten. 

2. Im Gegensatz zum schweizerischen und gemeinen 
Recht würden die Bestimmungen des Entwurfes eines B.6.B. 
für das Deutsche Reich die Verhältnisse in der Art ge- 
stalten, dass in Folge des § 295 Abs. 2 des Entwurfs eine 
entgegen dem vertraglichen Cessionsverbot vorgenommene 
Cession gültig wäre, dass also der Cessionar den Anspruch 
unbedingt gegen den Schuldner geltend machen könnte, 
und der Schuldner bei einem Namenpapier nicht die Identität 
des Präsentanten, sondern blos das Vorhandensein eines 
Cessionsvertrages, bei schriftlicher Abfassung die Aechtlieit 
der Cessionsurkunde zu prüfen hätte. 

Diese Regeln auf den Fahrschein übertragen, würden 
ergeben, dass nach dem Entwurf bei Erwerb des mit der 
Clausel versehenen Fahrscheines durch Vertrag der Ces- 
sionar den Anspruch , welchen er gegen die Eisenbahn 
geltend macht, wirklich hat, dass also die Eisenbahn, wenn 
sie an ihn leistet, eine Verpflichtung erfüllt. 

Dagegen steht ihr nunmehr eine Klage auf Schaden- 
ersatz gegen denjenigen zu, welcher sie durch den Contract- 
bruch in Schaden gebracht hat, nämlich gegen den Ver- 
äusserer und zwar mir gegen diesen, da das Veräusserungs- 
verbot seiner rein obligatorischen Wirkung wegen auch 
nur gegen denjenigen einen Anspruch gewähren kann, 
welcher die Obligation eingegangen, aber nicht erfüllt hat. 

Der Schaden beläuft sich hier nicht auf den Betrag des 
ganzen Fahrgeldes über die durchfahrene Strecke, sondern 
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blos auf die Differenz zwischen dem Preis des Rückfahrscheins 
und demjenigen zweier gewöhnlicher Fahrscheine. Das pactum 
de non cedendo bedeutet hier nichts anderes, als dass der 
Verpflichtete verspricht, dem Berechtigten allen durch eine 
allfällige Cession ihm erwachsenden Schaden ersetzen zu 
wollen. Da die Eisenbahn gegen den übertragbaren Rück- 
fahrschein 2 Personen transportiren muss, welche lÄiter 
gewöhnlichen Verhältnissen 2 einfache Fahrscheine hätten 
lösen müssen, während sie unter der Voraussetzung, dass 
dieselbe ^^®) Person Hin- und Rückfahrt ausführen werde ^^% 
einen bedeutenden Rabatt bewilligte, so besteht der Gewinn, 
welcher der Eisenbahn entgeht, hier genau in dem auf den 
Rückfahrschein gewährten Rabatt. 

III. 

Die strafrechtlichen Wirkungen einer Veräusserung von 

Eisenbahnfahrscheinen. 

Auch hier kann man ebenso gut, wie bei der Unter- 
suchung über die civilrechtlichen Wirkungen, von Fahr- 
scheinen ganz allgemein reden, da wir uns ausschliesslich 



^**) Diese Voraussetzung besteht auch dann, wenn der Schein die 
Unübertragbarkeitsclausel nicht trägt, ohne dass desshalb, sobald 
der diesbezügliche Wille der Eisenbahn nicht deutlich ausgesprochen 
ist, auf die Unübertragbarkeit des Rückfahrscheines an sich geschlossen 
-werden dürfte. Die Eisenbahn gewährt den Rabatt dann nur, wie 
jeder andere Kaufmann, um statt des Fahrgeldes für die einfache 
Fahrt dasjenige für die doppelte einzunehmen. — Siehe auch ^Ueber 
Land und Meer*, Jahrgang 1889 p. 209: „Die üebertragbarkeit der 
Eisenbahnretourkarfbn, von einem hervorragenden Fachmann". 

^*") Das Gesagte bezieht sich ebensowohl auf Rück- wie auf ein- 
fache Fahrscheine, nur ist hier bei Ermittlung des eintretenden 
Schadens als Beispiel der erstere gewählt, weil bei Rückfahrscheinen 
die Frage allein practisch geworden ist. 
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an den Willen des Gesetzgebers und der Gontrahenten zu 

halten haben, der bei einfachen sowohl als beiRückfahracheinen 

derselbe ist, während wir keine Rücksicht zo nehmen haben 

laus zufällige Moment der Preisermässigung. 

nan sich leicht denken kann, und wie im Eisen- 

rvorragend bewanderte Männer anerkennen, die 

von Rückfalirscheinen auch trotz des Yeräusse- 

i ein häufiges Ereignis ist, während verhältnis- 

) Fälle '•*) zur Kenntnis der geschädigten Eisen- 

ng gelangen, so liegt es nahe, dass die Eisen- 

bel an die Hand zu bekommen sucht, welches 

von der sie schädigenden Uebertragung ab- 

I. Es ist dies die Furcht vor stra&echtlicher 

de Jonge von einer besondem Eisenbahnmoral 
äich nach und nach entwickelt habe '^'), so 
[bedingt zugestimmt werden, sobald es sich 
ebertragungen auch trotz des pactum de non 
ommen, da eine jede Verletzung eines Vei- 
fmoralisch angesehen werden muss. In dem 
egen, dassJemand seinen Fahrschein veräussert. 
lusser Stande sieht, den erworbenen Anspruch 
utzen, darf an sich weder eine Immoralität. 
e strafbare Handlung, wie de Jonge meint. 
en, da der Betreffende nur von dem einem 
;pr mit seinem Anspruch zustehenden Reckt 
3ht, und zwar nicht etwa um selbst einen Ge- 
len, sondern blos um sich vor einem drohen- 
einigermassen zu sichern. 

SBchliesalich -werden die Fälle dann bekannt, wenn 
iwerbsmäasig mit dem Handel mit solchen Scheinen 
r zu viel Risico bietet, um lohnend sein zu kOnnen. 
■e I. p. 23. 
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Wenn nun auch nicht geleugnet werden kann, dass die 

Yeräusserung eines für untibertragbai* erklärten Fahrscheines 

unmoralisch ist, so muss doch zweierlei berücksichtigt werden: 

a. eine Immoralität bedingt durchaus nicht an sich 
die Strafbarkeit einer Handlung ; 

b. den Vertragsbruch begeht lediglich der Veräusserer; 
Avenn dieser also vielleicht von diesem Standpunkte als 
strafbar erachtet werden sollte, so dürfte man die Straf- 
barkeit nicht auch ohne weiteres auf den Erwerber des 
Scheines ausdehnen. Er tritt, sobald der Schein untiber- 
tragbar ist, durch die Cession nicht in ein vertragliches 
Verhältnis zum Schuldner, kann also auch nicht aus irgend 
einer Handlung seines angeblichen auctor behaftet werden. 

Eben so wenig wie diese Gründe unfehlbar zur An- 
wendung des Strafgesetzes führen können, eben so wenig 
wird eine Handlung deshalb, weil sie aus irgend einem 
Orunde in den Augen des Publikums als zulässig erscheint 
und allgemein geübt wird, minder strafbar. Solche Fälle 
einer laxen Moral gibt es noch manche, und zwar treten 
sie immer da auf, wo ein öconomisch Starker einem ver- 
hältnismässig Schwächern gegenübersteht, indem der letztere, 
in manchen Beziehungen von seinem Mitcontrahenten be- 
drückt und seines freien Willens beraubt, durch solche 
kleine Mittel, auch wenn sie nicht gerade innerhalb der 
Grenzen des Anstandes liegen, einen Vorteil zu erringen 
trachtet. ^*2) 

Solche oft weitverbreiteten Ansichten vermögen selbst- 
verständlich den vom Gesetzgeber aufgestellten Normen 
über die Strafbarkeit einer Handlung nicht zu derogiren. 



"*) Man denke z. B. an die Verheimlichung des steuerbaren Ver- 
mögens zum Zwecke des Steuerbetrugs, ferner Zoll- und Mauthdefrau- 
dationen, die zu den angenehmen Erinnerungen beinahe jedes Rei- 
senden gehören. 



alkiB CS ^ BoCweaAs. dsss alle weaeotiidieii Merkmale. 
üjt TCMi Gesetz fin* em i e ftiiwt f s T eibi e cli ett oder Yer- 
geheo Torgeackriebea sad. darcfc die betreffende Handlong 
erfilh «eien. 

Wir konneii somit lediglidi an Hand des Strafgesetz- 
boebes an die EntsciieidDng über die Strafbarkeit oder 
Straflosi^eit der in Frage stdi«iden Handlang, der ver- 
tragswidrigen Uebertragimg nnd secundarm Benutzung 
{iL b. Benntznng doreb unberechtigte) Ton Eisenbabnfahr- 
iicfaeinen berantreten. 

Ton den Yertretem der Strafbarkeit wird als Haupt- 
täter nicht der Teräosserer. sondern der Erwerber des 
Scheines angesehen, während der erstere blos als Gehülfe. 
weil er dem andern die Mittel ixa Ansfohrmig seiner straf- 
baren Handlang liefere, bestraft werden soIL 

Wir wollen hier denselben Weg einschlagen, am uns 
zu überzeogen, in wiefern diese Ansichten richtig sind. 

2. Zanächst gilt es festzostellen, welche Delicte über- 
haupt in Frage kommen können. ^^') Es sind namentlich 
deren vier, die bei oberflächlicher Betrachtung hier zuzu- 
treffen scheinen : Vertragsbruch, Gebrauchsaamassung, Dieb- 
stahl und Betrug. 

a. Ein Vertroffsbruch setzt voraus einen Vertrag, der 
von einem Contrahenten gebrochen worden ist. Hier könnte 
die Verletzung der Clausel »nicht übertragbar" als solcher 
Vertragsbruch angesehen werden, allein es käme dann blos 
die Strafbarkeit des Veräusserers, nicht auch die des Er- 
werbers des Fahrscheins in Frage. Ausserdem sind die 
Fälle der Strafbarkeit des Vertragsbruchs genau um- 



^"^0 l^^ßr Einfachheit halber lege ich das Strafgesetzbuch für das 
Deutsche Reich zu Grunde. 
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schrieben ^**) und es findet sich unter denselben die Ver- 
äusserung der Eisenbahnfohrscheine nicht 

b. Oebratcchsanmasmng und Diebstahl können in unserm 
Falle deshalb zusammengefasst werden, weil ein Sachdieb- 
stahl jedenfalls nicht vorliegt, sondern höchstens dasjenige 
Delict, welches die Römer mit dem Ausdruck ftirtum usus 
zu bezeichnen pflegten. 

Eines furtum usus macht sich unzweifehaft derjenige 
schuldig, welcher, ohne hiezu berechtigt zu sein, eine fremde 
Sache benutzt. In dieser Lage befindet sich aber auch 
derjenige, welcher mit einem fremden unübertragbaren 
Fahrschein reist. Nur ist bezüglich der Strafbarkeit des- 
furtum usus zweierlei zu berücksichtigen: 

a. Der Begriff des furtum setzt voraus, dass der Ge- 
brauch, bezw. die Aneignung der Sache ohne oder gegen 
den Willen des Eigentümers geschehen sei.^^^) Dies würde 
wohl dann zutreffen, wenn der Reisende heimlich, ohne dass 
überhaupt das Zugspersonal von seiner Anwesenheit Kennt- 
nis hat, die Eisenbahn benutzt ^^®), während er dann, wenn 
er mit Wissen und Willen der Bahnangestellten reist, auch 
wenn er nicht zur Fahrt berechtigt ist, sich eines furtum 
nicht schuldig macht. 

ß. Der einzige strafbare Fall von Gebrauchsanmassung 
ist der unbefugte Gebrauch von versetzten Gegenständen 
durch den öffentlichen Pfandleiher. ^^^) Somit bleibt das durch 
unberechtigte Benutzung der Eisenbahn begangene furtum 
usus straflos. 



^«^) E. St. 6?. 5. §§ 329, 162, 298. — Seemannsm^dnung vom 27. 
December 1872 § 81. 

1«^) V. Liszt, Lehrbuch des Sirafrechts 1888 p. 409. 

*'*) Es sind dies sog. „blinde Passagiere", die, wie de Jonge vorschlägt, 
richtiger , heimliche Passagiere" genannt werden sollten. — de Jonge 
II. p. 21. — V. Bar, zweifelhafte Betrugsfälle, Geriehtssaal Bd. XI. p. 491. 
— Westrum y Magazin f. d. deutsche R. d. Gegenw., Bd. VII. p. 222. 

"^) R. St, G. B. § 290. 
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e. l-*? TVitriHHjr.'SMr'^ let^ ÄfiB dfe E iBfKahit »leidet. 
y^^jL^jri *birL mf ä^n ^:~ifg Be&ru 4b Fahr^rides for die 
•c-ijrilfiir^fwr ^rcr-fi^k*. «^ wie wir jff.whf Üben, der Er- 
Tr?r«^ -(iiiEs^ Tzjli<nr%2t«r«s Fakrschens km Sedit gegen 
^1*^ £,ä<e:Lhtibr,^. «rvir^^ &äSft TJ d»ctr bcfiigt ist, das ganze 
F^cr:^^!^ v>c:: jr.s s^et3::f-:?näas. ^ madit also kräien 
U::^e*vrt£ei *Ä ^fer Erwerber de» VenuisBerM' fir den 
hZ':kf^hT?ii:hezn fe: T«:Cen Betrag oaes an&ehen Fahr- 
vrr.fri!» bezahlt feat- ^i-ier ob er den SAein gesdienkt er- 
Itäit^n, qfffizA^Ti (Aer gestohlen babe. Ware der Seh^ 
in der Har.d des eigentliebeo Bmeebtigten geblieben, so 
väre der-^lYje^ wenn ihn sein Eigentäm«' nidbt aosgenutzt 
härte, abgelaufen : die ELsenbahn hätte somit einen grösseren 
Entgelt, als sie mit Eücksicht auf die Ton ihr gemachte 
Oegenlektung beanspruchen konnte, erhalten. Dies kann 
natürlich der Erwerber des Scheines gegen die Eisenbahn 
Dicht geltend machen, also das von dem Yeränsserer zu- 






y <^i^ </<>n//e I. p. 9 und 19; IL p. 22. 



y Entscheidung vom 6. Xov. 1886 bei Eger, Eisenbahnrechtliche 
Kni»ich<;idun^en, Bd. V. p. 108. 

""^ KnlHclieidung vom 10. Febr. 1888 bei Eger, Eisenbahnrechtl. 
KuinchdUhmn^ttn, Bd. VI. p. 364. 

'''; PJntHcheidung vom 7. Febr. 1887 (Civilsenat) bei Eger, a. a. 0. 
JM. V. p. 24 rj. 
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viel bezählte Fahrgeld nicht mit der Forderung der Eisen- 
bahn auf Zahlung des Fahrgeldes eompensiren, da er den 
Anspruch des ursprünglich Berechtigten ja trotz Tradition 
des Fahrscheins gar nicht erworben hat. 

Dem Yermögensnachteil der Eisenbahn entspricht eine 
Bereicherung des Reisenden im gleichen Betrag, welche 
dadurch entsteht, dass er den Pahi*preis über die durch- 
fahrene Strecke nicht erlegt hat, während er hiezu wie ein 
Jeder, der ohne oder ohne gültigen Fahrschein die Eisen- 
bahn benutzt, rechtlich verpflichtet gewesen wäre. 

Dabei macht es keinen Unterschied, ob der Keisende 
auch ohne die günstige Gelegenheit, welche ihm erlaubte, 
den Fahrschein billiger,' als von der Eisenbahn selbst zu 
erwerben , die Reise ausgeführt hätte oder nicht. . Die 
Tatsache, dass er die Fahrt, ohne zu zahlen, ausgeführt hat, 
nicht aber der mit der Reise verbundene Zweck, bildet die 
Grundlage für seine Bereicherung und den Schaden der Eisen- 
bahn. Es kann somit auch das Vorhandensein eines lucrum 
cessans für die Eisenbahn nicht davon abhängig gemacht 
werden, dass sie den Beweis erbringt, der Reisende hätte 
unter allen Umständen die Reise ausgeführt. 

ß. Die arglistige Täuschung setzt zweierlei voraus : 
aof. Eine Täuschung durch eine Handlung des Reisen- 
den. Die Täuschung wird dadurch hervorgerufen, dass 
durch das Vorzeigen eines gültigen, aber nicht für die Per- 
son des Präsentanten gültigen Fahrscheines beim Zugsper- 
sonal die irrtümliche Meinung hervorgerufen wird, als ob 
der betreffende Inhaber des Scheines der wirkliche Be- 
rechtigte sei und die zur Erwerbung eines Transportan- 
spruches notwendigen Rechtshandlungen (Abschluss des 
Transportvertrages und die vertraglich ausbedungene Vor- 
ausbezahlung des Fahrpreises) vorgenommen habe. 

Die Täuschung wird auch dadurch nicht ausgeschlossen, 
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dass man sagt, die Eisenbahn hätte, gemäss ihrer ans der 
Ausstellung eines persönlichen Papieres henrorgehenden 
Verbindlichkeit; die Legitimation des Präsentanten prüfen 
bezw. nachweisen müssen, dass der Präsentant nicht der 
Berechtigte sei; da sie dies nicht getan habe, so müsse 
angenommen werden, dass sie stillschweigend in die Auf- 
hebung der Unübertragbarkeitsclausel eingewilligt habe. 
Ebensowenig wie ein solches Nichtbemerken der tatsäch- 
lichen Verhältnisse den civilrechtlichen Anspruch der Eisen- 
bahn aufhebt , ebensowenig wird eine Täuschung im straf- 
rechtlichen Sinne ausgeschlossen. Der Reisende ist nach 
der Vollendung der Fahrt ebenso gut, wie während der 
Dauer derselben den Fahrpreis schuldig, und gerade der 
Umstand, dass er im Stande ist, sich der Erfüllung dieser 
seiner Verbindlichkeit zu entziehen, beweist, dass die Eisen- 
bahn getäuscht wird. "^) 

ßß. Die Arglist, welche vom Gesetzgeber in den Be- 
griff des Betruges aufgenommen ward, ist es nun aber, 
welche zwar nicht das Vorhandensein, wohl aber den Nach- 
weis und die Bestrafung des vorhandenen Betruges un- 
möglich macht. 

Zum Vorhandensein eines Betruges bedarf es des Be- 
wusstseins, nicht der Strafbarkeit, wohl aber der Rechts- 
widrigkeit der Handlung. ^'^) In den beiden oben citu'ten 
Entscheidungen des Düsseldorfer Landgerichts und des 



^^^) Die gegenteilige Ansicht Hesse sich allerdings auch ver- 
teidigen, allein da der Nachweis während der Fahrt wegen Mangels 
an jeglichem Beweismaterial wohl kaum möglich sein dürfte, so er- 
scheint es gerechtfertigt, den Nachweis der Täuschung, ebenso wie 
den civilrechtlichen über das Vorhandensein eines Anspruches gegen 
den Eeisenden auch nach Vollendung der Fahrt zu gestatten. 

i73j Westrunii Jurist. Wochenschrift 1 887 p. 260. — „ lieber Land und 
Meer*^ 1889 p. 179 (üebertragbarkeit der Eisenbahnretourkarten, von 
einem hervorragenden Fachmanne). 
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Reichsgerichts ist ein solches Bewusstsein angenommen 
worden, ,,weil in der ganzen Gegend allgemein die Straf- 
barkeit der Billetbenutzung durch Dritte bekannt sei". 
Wodurch ist denn diese Strafbarkeit bekannt geworden? 
Durch eine constante Praxis der Gerichte? Die wenigen 
und teils widersprechenden gerichtlichen Entscheide können 
als constante Praxis nicht angesehen werden und auch ein 
Gericht ist durch PräJudicien nicht unbedingt gebunden. 

Das Bewusstsein der Rechtswidrigkeit muss vom Ge- 
richte nachgewiesen, es darf nicht blos vorausgesetzt und 
dem Beklagten der Beweis des Gegenteils zugemutet werden. 

Das Bewusstsein der Rechtswidrigkeit hängt aber in 
unserem Falle von der Ansicht des Einzelnen über die Wir- 
kungen des Cessionsverbotes ab. Bekanntlich sind diese 
streitig und wenn auch die herrschende Meinung dem pactum 
de non cedendo Wirkung gegen Dritte zuschreibt, so ist die 
gegenteilige Ansicht doch keineswegs ausgeschlossen und 
findet neuerdings wieder gewichtige Vertreter. "*) Solange 
also dem Beklagten nicht nachgewiesen ist, dass er der 
herrschenden Meinung in diesem Punkte folge, kann von 
einer Bestrafung desselben keine Rede sein. 

Da ferner von Ihering überhaupt die Möglichkeit eines 
pactum de non cedendo bei Eisenbahnfahrscheinen bestritten 
wird, so werden die Anhänger dieser Ansicht von vorne- 
herein des Bewusstseins der Rechtswidrigkeit im vorliegenden 
Falle ermangeln. 

Um jeden Zweifel zu beseitigen, bedarf es einer aus- 
drücklichen Gesetzesbestimmung entweder in der Art, dass 
einfach der Eisenhahnfahrschein für unübertragbar erklärt 



"*) Im Entwurf § 295 Abs. 2 ist durch die vom Bundesrate ein- 
gesetzte Commission dieser Ansicht Ausdruck gegeben. Dazu Motive 
zum Entwurf Bd. II. p. 122. 
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oder der allgememe Gmndsatz tod der Wirkung des Ces- 
sionsverbotes gegen Dritte zum Cresetz erhoben wird. 

Weder das sciiweizerische noch das gemeine Recht 
enthalten eine solche Bestimmung. 

Der Entwurf eines bfirgerlichen Gesetzbuches für das 
Deutsche Reich setzt sogar das Gegenteil^ fest durch die 
Bestimmung, dass durch Rechtsgeschäft die Uebertragbar- 
keit einer F<»^d»Tuig mit Wirkung gegen Dritte nicht aus- 
geschlossen werden könne. Damit wäre toch entschieden, 
dass, sobald der Entwurf im Deutschen Reiche Gesetzes- 
kraft erlangt hat, fortan ein Betrug durch Uebertragung 
von Eisenbahnfahrscheinen nicht mehr begangen werden 
könnte. 

Solange also gesetzliche Bestimmungen die Nichtigkeit 
der Uebertragung von Fahrscheinen nicht festsetzen, kann 
auch eine Verurteilung wegen Betruges nicht stattfinden, 
weil der Beweis für das Bewusstsein der Rechtswidrigkeit 
schlechterdings nicht erbracht werden kann. Dasselbe ist 
der Fall beim Gehülfen, dem Veräusserer des Fahi'scheines. 
Wo kein Betrug nachweisbar ist, ist auch keine Gehülfen- 
schaft möglich, und selbst bei constatirter Täterschaft be- 
dürfte es auch beim Gehülfen eines Nachweises seines Be- 
wusstseins der Rechtswidrigkeit. 

Dieses Resultat betreffend die Betrugsfi'age darf mit 
Genugtuung constatirt werden, um so mehr als es durch- 
aus ungerecht und zwecklos wäre, einige wenige Personen, 
die man über dem angeblichen Delict ertappen kann, für 
die Unzahl derjenigen, die nicht erwischt werden, büssen 
zu lassen. Es hiesse, den Satz „fiat justitia, pereat 
mundus" auf die Spitze treiben, wenn man sich genötigt 
sähe, einer Marotte der Eisenbahn zu liebe, einen im übrigen 
durchaus unantastbaren Menschen deswegen, weil er in 
der Meinung sein Recht auszuüben oder in Gedankenlosig- 
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keit eine Handlung begeht, in einen Strafprocess zu v 
wickeln. 

Dass die Eisenbahnverwaltungcn auch ohne „Eisenbai 
despotismua" existiren können, beweist die Schweiz, wo 
noch Niemandem eingefallen ist die Rückfahrscheine 
unübertragbar zu erklären oder an die Uebertragung d 
selben civilrechtliche, geschweige denn strafrechtliche C( 
Sequenzen zu knüpfen. 

Da de Jonge es als bedauerlich bezeichnet, dass e 
zelne Eisenbahnverwaltungen, um den „Handel' mit RU< 
fahrscheinen zu verhindern, das von Ihering anempfehlt 
Mittel der Zurücknahme nicht benutzter Rückfahrscheine i 
wenden "% weil sie einsehen, dass mit andern Mitteln di 
Uebelsfand nicht abgeholfen werden kann, so möge h 
zum Schluss noch auf eine eigentümliche Consequenz ( 
de Jonge'schen Theorie aufmerksam gemacht werden, v 
nach ein „heimlicher Passagier", der im Bewusstsein sei] 
rechtswidrigeu Handlungsweise sich der Controlle des Zu; 
Personals entzieht, nicht strafbar wäre, während ein ander 
der in der Ueberzeugung seines guten Rechts einen 
worbenen Rückfahrschein vorweist, als Betrüger bestr 
werden müsste! 

I") de Jonge I. p. 20. 
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Schluss. 



Es lässt sich das im Vorhergehenden gewonnene Resul- 
tat in folgende Sätze zusammenfassen: 

1. Der Anspruch aus dem Transportvertrag ist ein an 
sich übertragbarer; er kann an ein Inhaberpapier geknüpft 
werden. Die Eisenbahn ist zur Ausstellung solcher Inhaber- 
papiere befugt. 

2. Die Pflichten, die die Eisenbahn gegen das Publi- 
kum hat, machen es notwendig, dass der Schein Wertpapier 
sei. Der Form nach ist er ein Inhaberpapier. 

3. Das Recht, die Fahrt unterbrechen zu dürfen unab- 
hängig von der Unteilbarkeit der Leistung oder der Ueber- 
tragbarkeit des Anspruches, ergibt sich aus den Regle- 
menten, d. h. aus dem Transportvertrag bezw, für Rück- 
fahrscheine aus der Natur der Sache. 

4. Die Eisenbahn hat das unzweifelhafte Recht mit 
jedem Reisenden ein pactum de non cedendo abzuschliessen, 

5. Dass auf einen gewöhnlichen Fahrschein die Clausel 
„nicht übertragbar" gesetzt wird, ist nicht eine Contra- 
dictio in adjecto. In solcher Form ausgestellte Fahrscheine 
sind natürlich keine unübertragbaren Inhaberpapiere, son- 
dern es sind Papiere, durch die eine ganz bestimmte Person 
berechtigt wird, auf welche also, soweit nicht die Bedürf- 
nisse des Verkehrs oder das Interesse des Publikums Ab- 
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Aveichiingen erforderlich machen, die Grundsätze über die 
Namenpapiere Anwendung finden müssen, trotzdem kein 
Name auf dem Papier steht. 

6. Eine solche Abweichung ist die, dass nicht die 
Eisenbahn vom Reisenden den Legitimationsnachweis ver- 
langen kann, (denn hiezu ist er nicht im Stande), sondern 
dass sie den Nachweis der Nichtberechtigung eines be- 
stimmten Reisenden erbringen muss. 

7. Da eine Uebertragung des Fahrscheins entgegen der 
Clausel nichtig ist, so geht der Anspruch gegen den mit 
fremdem Fahrschein Reisenden nicht blos auf die Differenz, 
sondern auf das Fahrgeld für die ganze durchfahrene Strecke. 

8. Ein Betrug liegt nicht vor, so lange der Reisende 
nicht das Bewusstsein von der Rechtswidrigkeit seiner 
Handlungsweise hat. Dies Bewusstsein nachzuweisen ist 
Sache des Klägers ; da dieser Beweis aber schlechterdings 
unmöglich ist, fällt auch die Strafbarkeit der Benutzung 
fremder Fahrscheine dahin. 

9. Vom rechtspolitischen Standpunkt aus liesse sich 
ein Gesetz, das die Strafbarkeit der Uebertragung von 
Rückfahrscheinen bestimmt, nicht befürworten, da damit 
die Zustände nicht besser würden und die tatsächliche 
Möglichkeit der Uebertragung dieselbe bliebe, wie bis an- 
hin, weil ferner andere Staaten, beziehungsweise Eisenbahn- 
verwaltungen, welche weder die Unübertragbarkeitsclausel, 
noch die Strafbarkeit wegen secundärer Benutzung von 
Eisenbahnfahrscheinen kennen, sich nicht schlechter stehen 
als der preussische Eisenbahnfiscus, der mit allen Mitteln 
die Uebertragung zu hindern sucht. 
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C. Die ^f Teilbarkeit^^ des Transportanspruchs 37 

I. (Die Teilbarkeit im technischen Sinn) 37 

II. (De Jonge, vermischt die 3 Begriffe: Teilbarkeit des Anspruchs 
in Quoten, Teilbarkeit desselben in Raten und Uebertragbarkeit 
der einzelnen Raten) 38 

III. (Das Verhältnis dieser drei Begriffe zu einander) 

1. (Die Teilbarkeit im techn. Sinne ergibt sich aus der Natur 
der Leistung). 

2. (Die Zerlegung des Anspruchs in Raten beruht auf Ueber- 
einkunft der Contrahenten oder Gesetz). 

3. (Die Uebertragbarkeit der einzelnen Raten regelt sich nach 
den für Ansprüche im Allgemeinen geltenden Regeln) . . 39 
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II. Teil: Die rcchlliche» Beziehungen zwischtn dem Fahrschein und dem 
Transportantpruch 43 

A. Die reclMicbe Natur des E. B. Fahrscheins. 

I. (Die E. B. ist zur AnHEabe von Fahrsoheineu an sich nicht 

verpflichtet) IB 

II. (Durch die Ausgabe roa Fahrscheinen bezweckt sie;) 
1. fWahruDg ihres eigeueu Interesses). 

3, (Sie ist ab«r auch znr Wahrung üus Intweaacs der Reiseude» 
verpflichtet) 50 

III. (Die Wirltungeii dieser VeiTflichtuiig). 

1. (Die Form der Fahrscheine steht der E. B. frei. Wählt sie 
die gewöhuliche Form ohne Beieichnnng des Serecbtig;teii, so 
ist der Schein Inhaberpapier im techii. Simi). 

3. {Weitere Gründe für die Ijjhtberpapiei'qnslitat des Fahrscheins) 56 

IV. (Kritilt der abweichenden Ansichten), 

1. (Der Fahrschein ist nicht blosses Con trollzeichen). 

2. (Der Fahrschein ist nicht blosse Quittong). 

3. (Der Fahrschein ist nicht Legitiniationspapier) 62 

V. (Widerlegung weiterer Gründe, die gegen die Inhabet^apterqualität 
des Fahrscheins angeführt norden sind), 

1. (Zur AnsstellUDg solcher I. F. ist staatliche Gc^iehinigung 
nicht erforderlich) 

3. (Der Umstand, dasa der Fahrschein nicht zur Circulation be- 
stimmt sei, ist kein Grund gegen seine Inhaberpapierqualität) 73 
VI. (Die Wirkungen des Coupirena) 74 

B. Die Unübertragbarkeitsdausel bei E. B. FahrscJmnen . . 78 
I. DteBedeutungund WirkuitgderClausel „nichtübertragbar". 

1. (Ohne Uniibertragbarkeitsciausel oder diesbezügliche Bestim- 
mung in den Reglementen ist der Fahrschein iiberlragbar und 
zwar so lange er sich in den Händen des Beiseudeu befindet) 

3. (Wenn auf eiuem Fahrschein, der ohne diese Clausel Inhaber- 
papier wäre, sich dieaelbe b<ifindet, so ist dies keine Coiilra- 
dictio in adjecto, sondern man muss daraos schlicsaen, dasa 
der Fahrschein »icht mehr Inhaberpapier sei). 

3. (Als was fiir ein Papier ist ein solcher Fahrschein anzusehen?) 

a. (Es soll eine ganz bestimmte Person berechtigt weiden; da 
ihr Name auf dem Papier nicht genannt ist, iat nur frag- 
lich welche?). 

b. (Trolxdem ein Name auf dem Papier nicht sl^ht, muss das 
Papier unter die Glosse der Namenpapiere gezählt werden. 
Wegen der eigentümlichen Form eind im Interesse des 
Reisenden und des Verkehrs ModiScationen der für Namen- 
papiiTC geltenden Grnndsätic notwendig) T8 
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Seile 

■. Vit arärtektikhfu Wifkmmfm der UAerirrlumg des pactum 
de mtm ademd». 

1. \Wtct, isff fmamm Vkfcaap gfg« Dritte Ittt). 
t. iWtmm 4k fsctuB nr «bfi^atMiadK Wirtui^ kftt) . . . 93 

HL Ißie iirafredäiiekem Wirimm fem eimer Veräusserung von 
K B. Fakndteimeu. 

1. (Ab^ fir itfB FkD. 4ks ■■■ die C riKitiag iig dnes teilweise 
beo«tit<B FakrsekciBCi ab «BMonfisck ansdicii mnss (denn 
eiB jeder Coatnctäl»«^ ist nuMnliaeb, so liegt doch kein 
Grutd TV, ams dieser Thatsadie alkiii StnfKaikeit der Yer- 
Mssemnf amu^MeB). 

2. (ViefaBekr maas man aa Haad des Straigeseties utersnchen, ob 
daich die in Fia^ stäcnde Handiang der Tatbestand eines 
Terbie^ens oder Te tgeb e us erfüllt ist). 

(Auf diese Weise TOiigdieDd gelangt msn la dem Resaltat, dass 
aUcidings da- Tatbestand des Betrages rorliegen iann^ 
nimlicb dann, wenn das Beirmsatsdn der Becbtewidrigkeit 
^iner Handlang dem Titer naehgeviesen ist. Da aber dieser 
Naebweis scblecbteidings nieht crbncbt werden kann, so fallt 
damit aach die Stnfbarkeit der Veiaiissenuig benutzter Fahr- 
scheine bezw. der secnndären Benntiong w^.) 103 
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